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Vorbemerkungen

In den letzten Jahren haben Begriffe wie „Wirtschaftlichkeit“, „Effizienz“
und „Effektivität“ im Zuge der zunehmenden Verknappung öffentlicher Haushalts-
mittel einen hohen Stellenwert in der Diskussion über die Entwicklung der öffent-
lichen Erwachsenenbildung erhalten. Fragen der Bildungsökonomie waren bis
dahin in der Weiterbildung vorwiegend in der beruflichen Bildung, speziell in der
betrieblichen Weiterbildung, behandelt worden. Überspitzt ließe sich formulieren,
dass nunmehr auch die öffentliche Weiterbildung in der gesellschaftlichen Realität
angekommen ist. Denn es ist nun einmal Realität, dass sich kein Bereich der Ge-
sellschaft außerhalb ökonomischer Zwänge bewegen kann und daher volkswirt-
schaftliche und speziell betriebswirtschaftliche Kategorien notwendigerweise ei-
nen Platz im Bildungsbereich haben. Da der tradierte professionelle Habitus eher
von einer großen Distanz gegenüber allem Zweckgerichteten, Organisatorischen
und Berechenbaren gekennzeichnet ist, kann es nicht verwundern, dass eine of-
fene, reflektierte Auseinandersetzung mit Begriffen wie „Kunden“, „Produkte“,
„Dienstleistungen“, „Kosten und Leistung“ und „Budgetierung“ erst im Laufe ei-
niger Jahre und nur vorsichtig in die Diskussion der Professionellen Einzug gehalten
hat. Der Überblick über die Literatur zeigt, dass bis Mitte der 1990er Jahre die
Forderung nach stärkerer Wirtschaftlichkeit eher als Bedrohung und Zumutung
denn als Notwendigkeit und möglicherweise sogar als Chance begriffen wurde.

Da die Frage nach der Wirtschaftlichkeit quasi von außen an das System
Weiterbildung herangetragen wurde, konnte auch nicht deutlich werden, inwie-
weit das System der öffentlichen Weiterbildung bereits wirtschaftlich arbeitet. Die
Reaktion in der Profession muss vor dem Hintergrund gesehen werden, dass sei-
tens der öffentlichen Auftraggeber die Forderung nach Wirtschaftlichkeit weitge-
hend technokratisch, auf Sparen gerichtet und insbesondere ohne eine begleitende
Diskussion der Ziele der öffentlichen Weiterbildung eingebracht wurde.

Das Deutsche Institut für Erwachsenenbildung (DIE) hat die fachliche
Diskussion auf unterschiedlichen Ebenen und mit unterschiedlichen Akzenten
begleitet: durch eine Reihe von einschlägigen Publikationen (Fallstudien und
Studientexte zu Themen wie Weiterbildungsbetrieb und Wirtschaftlichkeit), durch
Seminare (Fortbildungsseminare zu Wirtschaftlichkeit und Entwicklung des Zer-
tifikats Weiterbildungsmanagement) und wissenschaftliche Foren (z. B. zur Fi-
nanzierung lebenslangen Lernens). Auch der hier vorgelegte Band, der die fort-
geschrittene Diskussion der Praxis in den Kontext von Interdisziplinarität und
Professionsentwicklung einbettet, verdeutlicht die Chancen, die die Intermedia-
rität der Institutsarbeit beinhaltet: Die Nähe zur Praxis erlaubt das Aufgreifen
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und die handlungsorientierte fachliche Diskussion aktueller Nachfragen und
Bedarfe, gleichzeitig ermöglicht die Distanz zur Praxis eine wissenschaftliche
Auswertung und Einordnung der reflektierten Praxiserfahrungen in übergreifen-
de wissenschaftliche und weiterbildungspolitische Zusammenhänge.

Der Band zeigt anhand von Schlüsselthemen des erwachsenenpäda-
gogischen Handelns, dass es in der Praxis nicht um den Ersatz des pädagogi-
schen durch das wirtschaftliche Referenzsystem geht. Die praktisch notwendige
und für die eigene Weiterentwicklung der Professionalität durchaus fruchtbare
Erweiterung der Bezugssysteme spielt die Hauptrolle. Die Auseinandersetzung
mit der wirtschaftlichen Seite des Angebots ist Voraussetzung für die Sicherung
der Zukunftsfähigkeit der Einrichtung. Wenn disponierende Mitarbeiter den Er-
wachsenen nicht nur als Teilnehmenden, sondern auch als Kunden im Blick
haben, wird ihre Aufmerksamkeit auch auf die noch nicht Teilnehmenden und
auf weitergehende Service- und Supportbedürfnisse gerichtet. Das erwachse-
nendidaktische Leitprinzip der Teilnehmerorientierung wird nicht unreflektiert
aufgegeben. Der fremde Blick, der mit dem Produktbegriff operiert, kann und
soll zwar nicht den bildungstheoretisch abgeleiteten Angebotsbegriff ersetzen,
er lenkt aber die Aufmerksamkeit auf den Prozess des Entstehens der Angebote
und auf die Nachfrage der Adressaten. Zu Recht wird in den Beiträgen des Ban-
des darauf hingewiesen, dass es nun darum geht, sich produktiv mit den unter-
schiedlichen Bezugssystemen auseinander zu setzen, deren jeweilige Logik zur
Kenntnis zu nehmen und diese im professionellen Handeln miteinander zu ver-
mitteln. Ökonomie wird nicht als Ziel der Arbeit begriffen, sondern als notwen-
diges Mittel zu dem Zweck, die erwachsenenpädagogische Arbeit abzusichern.

Es erscheint nun auch an der Zeit, über die reflexive Auseinanderset-
zung hinaus, für die Praxis ein erfahrungsgesättigtes Handwerkzeug zu entwi-
ckeln. Dabei sollte es beispielsweise um folgende Aspekte gehen: ein organisa-
tionsangemessenes Finanzsteuerungskonzept, Kriterien für die Gestaltung exter-
ner Leistungskontrakte, Kriteriensysteme der Leistungsbeschreibungen, mögli-
che Grundlagen interner Zielvereinbarungen und eines Berichtssystems, das
qualitative und quantitative Dimensionen berücksichtigt, sowie um Regeln für
die interne Budgetierung und eine adaptionsfähige EDV-gestützte Kosten- und
Leistungsrechnung. Natürlich sind hier auch weiterhin begleitende Fortbildungs-
anstrengungen und eine Intensivierung entsprechender Begleitforschung nötig,
um die inhaltlichen Diskussionen innerhalb der Profession und gegenüber den
öffentlichen Auftraggebern vom Austausch über Annahmen und Prophezeiun-
gen zu entlasten.

Klaus Meisel
Deutsches Institut für Erwachsenenbildung
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Jörg Knoll

Denken und Handeln in Übergängen –
Einleitung

„Hier ist immer von ‚Kunde‘ die Rede,“ meint Heike M. in dem Semi-
nar über „Unternehmerisches Denken für pädagogische Berufe“, „für mich sind
das keine ‚Kunden‘, sondern ‚Teilnehmer‘.“ Dagegen eine Kollegin: „Na ja, als
Kunde zahle ich Geld und habe deshalb einen ganz anderen Anspruch an das,
was ich bekomme.“ Daraufhin die etwas nachdenkliche Bemerkung von Heike:
„Aber ich gebe doch meine Zeit ...“.

Diese kleine Szene, die sich tatsächlich so zutrug, macht schlagartig die
Überschichtungen deutlich, in denen sich die Erwachsenen- bzw. Weiterbildung
samt denjenigen bewegt, die hier mitarbeiten. Da gibt es einerseits gefüllte, viel-
fach bedachte und in guter Tradition verankerte Begriffe und Leitvorstellungen wie
„Teilnehmer/in“ und „Teilnehmerorientierung“, „Zielgruppe“ und „Zielgruppen-
orientierung“ oder „Evaluation“. Und da gibt es andererseits Begrifflichkeiten, die
sich anscheinend auf Ähnliches richten, aber dennoch eine andere Farbe, einen
anderen Klang hereinbringen und die deshalb nicht selten irritieren: „Kunde“ z. B.
oder „Produkt“ oder „Markt“ oder „Qualitätsmanagement“.

Solche Begegnung der Worte und Menschen kann sehr anregend sein,
wenn nach der jeweils eigenen Leistungsfähigkeit und Erklärungskraft bestimm-
ter Fachworte und Vorstellungsinhalte gefragt wird. Sie kann aber auch im Mei-
nungsstreit und in der Verdächtigung enden, beispielsweise dass die marktgän-
gigen Begriffe das Bildungsgeschehen aufs Ökonomische reduzieren oder dass
die herkömmlichen pädagogischen Bezeichnungen wolkig verschleiern, was
eigentlich Sache ist.

In den Begegnungs- und Überschichtungsvorgängen bildet sich zugleich
eine Art Zeitsignatur ab. Wir sind „dazwischen“ – in vielerlei Hinsicht: wirt-
schaftlich, politisch, zeitgeschichtlich. Wir leben zwischen den Zeiten, wo vie-
les nicht mehr (ganz) gilt und vieles (noch) nicht absehbar ist. Solche Situationen
des Übergangs sind vielen aus ihrer Biographie vertraut. Sie bestimmen aber
darüber hinaus weite Bereiche des öffentlichen und geistigen Lebens. Das drückt
sich in zahlreichen Alltagsthemen aus. Es schlägt sich in den Wissenschaften
nieder, wo es zunehmend um „Schnittmengen“ und „Interdisziplinarität“ geht.
Es betrifft viele Lebensfelder und Berufe – besonders aber die Erwachsenenbil-
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dung und diejenigen, die hier arbeiten: Sie erfahren unmittelbar, was Menschen
bewegt. Und sie stehen selber vor der Herausforderung, in diesen Situationen
des Übergangs und der Überschichtung zu handeln, zu lernen und zu leben.

Einer der Übergänge, der für die Erwachsenen- bzw. Weiterbildung eine
große Herausforderung darstellt, steht im Hintergrund der folgenden Beiträge
und wird darin mehrfach angesprochen: Es ist der Wandel von einer Bildungsar-
beit, die aus einer gewissen Alimentation schöpfen kann und so weit geht, wie
diese reicht, hin zu einem Handeln, das sich der Frage nach dem Verhältnis von
Aufwand und Ertrag prinzipiell stellen muss. Dieser Wandel wird häufig mit der
Verknappung öffentlicher Mittel begründet. Aber diese Erklärung trifft den Vor-
gang nur zum Teil. Es zeichnet sich darüber hinaus ein Wandel sozusagen im
„Großklima“ gesellschaftlicher und öffentlich verantworteter Tätigkeiten ab. Es
verbreitet sich eine Planungs- und Handlungsrationalität, die dem Vorgang der
„Steuerung“ größere Bedeutung beimisst, als dies bislang der Fall war.

„Steuerung“ verlangt, Ziele zu bestimmen, sich an ihnen auszurichten
und hierfür das Angemessene zu tun. Die Formulierung und Überprüfung von
Zielen, die Zuordnung und ständige Veränderung geeigneter Mittel, die Einrich-
tung von Rückkoppelungskreisen zum Vergleich des Erreichten mit dem Ge-
wollten, die Forderung nach Transparenz, Vergleichbarkeit und Rechenschaft –
das sind Elemente einer Orientierung, die sich im weitesten Sinn als ökono-
misch verstehen lässt. Solch eine Planungs- und Handlungsrationalität kann
durchaus Phantasie und Gestaltungskraft freisetzen, wenn beispielsweise ernst-
haft nach Zielverwirklichung gefragt wird oder wenn mit Neugier und Interesse
erhoben wird, was im „wirklichen Leben“ einer Bildungseinrichtung geschieht
und beispielsweise Auswirkungen auf die Erscheinungsweise oder die Kosten
hat. Voraussetzung hierfür ist allerdings der offene Dialog über das, was erreicht
werden soll, und über zugrunde liegende Wertvorstellungen im Blick auf öffent-
liches und privates Wohl, im Blick auf die Zukunft des Gemeinwesens und die
Reichweite gesellschaftlicher Solidarität. Ohne diese Verständigung missrät die
„neue Rationalität“ zum Steuerungsinstrument für beliebige Zwecke.

Für die Mitarbeiter/innen in der Erwachsenen- bzw. Weiterbildung stellt
das umrissene Großklima eine besondere Herausforderung dar. Je nach Ausbil-
dungs- und Berufsbiographie, je nach persönlicher Einstellung und Vorerfah-
rung werden die Begriffe und Modelle aus einem eher ökonomischen Hinter-
grund mit Zurückhaltung betrachtet oder aber stark in den Vordergrund gerückt,
bis hin zur Abwehr einerseits und zur rückhaltlosen Befürwortung andererseits,
um die Endpunkte auf der Skala möglicher Reaktionen zu benennen.
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Dabei ist es durchaus verständlich, dass neue Begriffe und Vorstellungs-
inhalte Unsicherheit und deshalb auch Widerstand auslösen können. Seine Aus-
drucksformen reichen von der schlichten Ablehnung bis zur Behauptung, dass dies
alles „eigentlich nichts Neues“ sei und „man es immer schon so mache“. Das Pro-
blem liegt allerdings darin, dass die Chancen, welche die Begegnung mit schein-
bar fremder Begrifflichkeit und Sichtweise mit sich bringt, nicht wahrgenommen
werden. Sie liegen in der Anregungsfunktion für das eigene Denken und Handeln.
Ganz in diesem Sinne verstehen sich die folgenden Beiträge. Sie verknüpfen Be-
griffe und Modelle aus einem eher ökonomisch geprägten Kontext mit den Arbeits-
und Gestaltungsnotwendigkeiten der Erwachsenen- bzw. Weiterbildung, wobei es
im Einzelfall ganz ausdrücklich auch um korrespondierende Worte geht, z. B.
„Teilnehmer“ und „Kunde“ oder „Angebot“ und „Produkt“. Der Bezug scheinbar
fremder Begriffe und Modelle auf die eigene Praxis soll zur schöpferischen Verar-
beitung anregen. Er soll dazu helfen, die eigene Sache deutlicher in den Blick zu
bekommen und profilierter vertreten zu können.

Hierbei spielt die Überzeugung mit, dass selbst ohne ein äußeres Ge-
schehen wie Mittelverknappung oder Änderung des Großklimas die hier ange-
botenen Überlegungen zu vollziehen wären, geht es doch letztlich um die An-
gemessenheit und die volle Wirksamkeit des professionellen Handelns. Vor die-
sem Hintergrund sind die einzelnen Kapitel selber ein Ausdruck von Denken
und Handeln in Übergängen: bezogen auf die berufliche Praxis der drei Perso-
nen, die diese Texte auf der Grundlage einer Verständigung über die gemeinsa-
men Leitideen schrieben; und bezogen auf die Sache der Erwachsenenbildung,
um deren einzelne Facette es jeweils geht.

So versteht der Beitrag von Hannelore Bastian die Begriffe „Teilneh-
mer“ und „Kunde“ als Kennzeichnung für zwei Blickrichtungen, deren gegen-
seitige Ergänzung und Verknüpfung noch deutlicher ins Bewusstsein hebt, was
bereits in der Leitidee der Teilnehmerorientierung angelegt war: dass nämlich
der lernende Erwachsene im Hinblick auf den individuellen Ertrag am Ende der
Veranstaltung eine aktiv-mitwirkende Rolle spielt und nicht einfach teilnimmt
an dem, was „geboten“ wird. Die Folgen für das Selbstverständnis derjenigen,
die in diesem Geschehen auf Seiten der Bildungseinrichtung als Partner/innen
mitwirken, belegt die Autorin anhand mehrerer Fallbeispiele.

Vom pädagogischen Geschehen in der einzelnen Veranstaltung spannt
sich der Bogen zu einer entsprechenden Sicht und Praxis auf dem „Markt“ der
Bildungsanbieter und -angebote insgesamt, wie Wolfgang Beer es in seinem
Beitrag zum Marketing der Erwachsenen- bzw. Weiterbildung deutlich machen
kann. Dabei zeigt er, dass der Gewinn dieses Begriffes und Arbeitsansatzes nicht
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so sehr in den einzelnen Elementen, sondern in deren wechselseitiger Verknüp-
fung zu einem stimmigen Ganzen liegt, das das Handeln zu leiten vermag. Dass
es hierbei nicht einfach um Techniken, sondern um die Verwirklichung von Leit-
vorstellungen in der alltäglichen Praxis ebenso wie im gesamten Erscheinungs-
bild einer Einrichtung geht, zeigt Wolfgang Beer in dem inhaltlich eng benach-
barten Beitrag zur Leitbildentwicklung in Erwachsenenbildungseinrichtungen.

Die eingangs angesprochene ökonomische Orientierung im engeren
Sinne entfaltet Hannelore Bastian im Zusammenhang mit „Budgetierung“, d. h.
mit jenem Instrumentarium, das auf der Grundlage von Zielvereinbarungen Mit-
tel zur eigenverantwortlichen Verwendung bereitstellt. Dass die damit verbun-
dene wirtschaftliche Ausrichtung und „Verbetrieblichung“ zentrale pädagogi-
sche Fragen aktiviert – beispielsweise in der Bestimmung dessen, was als „Er-
folg“ angestrebt und wofür dementsprechend investiert werden soll –, kann sie
mit zahlreichen Praxisbezügen deutlich machen.

Ganz ähnlich sieht Jörg Knoll Qualitätsentwicklung, -sicherung und
-management als Gesamtperspektive und umfassenden Handlungsrahmen für die
Weiterentwicklung der Bildungsarbeit. Dabei richtet er die Aufmerksamkeit auf
den Kern dieser Arbeitsperspektive, nämlich die Rückkoppelung zwischen dem,
was als Ergebnis des Handelns erwünscht ist, und dem, was als Tätigkeit, Prozess
und Struktur vorausgeht, und ordnet dem einige wesentliche Umsetzungshilfen zu.
Jörg Knolls Beitrag über das „Produkt“ schließt an den Beitrag zu „Qualität“ und
„Qualitätsverständnis“ unmittelbar an. Zugleich nimmt er den Faden aus dem ers-
ten Artikel von Hannelore Bastian wieder auf. Es geht um das Verständnis von Er-
wachsenen- bzw. Weiterbildung als Dienstleistung; sie besteht darin, einen „Mög-
lichkeitsraum“ für Lernen bereitzustellen. „Produkt“ in der Erwachsenen- bzw.
Weiterbildung ist also das, was sie schafft und bereitstellt, damit Lernen gesche-
hen kann und in ein förderliches, stützendes Umfeld eingebunden wird.

Was in allen Beiträgen immer wieder zum Ausdruck kommt, ist die Rück-
wirkung der sich verändernden Sichtweisen und Handlungsformen auf das Zusam-
menwirken der Mitarbeiter/innen, auf die interne Kommunikation, die Arbeitsab-
läufe und Strukturen, kurz: auf die Entwicklung der Organisation. Einmal mehr wird
deutlich, dass „Lernen fördern“ bedeutet, selber zu lernen: individuell als Verwal-
tungsmitarbeiter/in, als pädagogische Fachkraft im Hauptberuf oder auf Honorar-
basis, als Person mit Leitungsaufgaben; und gemeinsam im Gefüge des Zusammen-
wirkens, der Arbeitsabläufe und Strukturen, d. h. als Organisation.

So erweist sich wirtschaftliches Handeln geradezu als Herausforderung
und Bewegkraft für pädagogisches Denken.
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Hannelore Bastian

Der Teilnehmer als Kunde – der Bildungs-
auftrag als Dienstleistung

Die Veränderung der Sicht

Im Zuge des Ökonomisierungsdrucks auf die Erwachsenenbildung und
der Notwendigkeit ihrer Einrichtungen, sich in der modernen „Dienstleistungs-
gesellschaft“ zu positionieren, konnte es nicht ausbleiben, dass auch der Begriff
„Kunde“ in den erwachsenenpädagogischen Diskurs und die erwachsenenpäd-
agogische Alltagspraxis eindringt. War die Konfrontation mit den Anforderun-
gen betriebswirtschaftlichen Denkens durchaus ein gravierender Einschnitt für
die Arbeit einer Weiterbildungseinrichtung,1  so löste das Eindringen des Kun-
denbegriffs eine vielleicht noch tiefgreifendere Irritation insofern aus, als er in
Konkurrenz zum Begriff „Teilnehmer“ bzw. „Teilnehmerin“ trat und damit
gleichsam das Herzstück professionellen Aufgabenverständnisses berührte oder
gar in Frage zu stellen schien.

Die Figur des „Teilnehmers“ war in ihren zeitgeschichtlich unterschied-
lichen Auslegungen immer unangefochtener Dreh- und Angelpunkt erwachse-
nenpädagogischen Handelns auf Ebene sowohl der bildungspolitischen Legiti-
mation als auch des makro- und mikrodidaktischen Planungshandelns. Er ist für
viele Praktiker/innen auch das berufsbiografisch-emotional verankerte Zentrum
ihrer professionellen Identität. Besonders der in den späten 1960er Jahren aufge-
kommene Begriff „Teilnehmerorientierung“ ist – trotz oder gerade wegen seiner
Unschärfe und seines Facettenreichtums – schon bald in den erwachsenenpäd-
agogischen „Legitimationswortschatz“ (Tietgens 1983) eingegangen und wird
seit Ende der 1970er Jahre in der Erwachsenenbildungsliteratur allenthalben dis-
kutiert.2  Der Deutsche Volkshochschul-Verband machte ihn 1978 mit der Fest-
stellung „Die Volkshochschule arbeitet teilnehmerorientiert“ zu einem program-
matischen Schlüsselbegriff, der seither in hohem Maße das Selbstverständnis
pädagogischer Mitarbeiter/innen geprägt hat. Mit seiner „Orientierung am Teil-
nehmer“ sieht sich der hauptberuflich planende Erwachsenenpädagoge als An-
walt der Lernenden insofern, als er mit dem Anspruch arbeitet, die zu vermit-
telnden Lerninhalte auf deren Motivationsstruktur, Lernvoraussetzungen, -bedürf-
nisse  und -gewohnheiten abzustimmen, und dies nicht nur aus Gründen didak-
tisch-methodischer „Passung“, sondern als unverzichtbare Voraussetzung für
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einen erwachsenengerechten Lernprozess, der zugleich als ein demokratischer
verstanden wird. Damit ist die „Orientierung am Teilnehmer“ nicht nur das päd-
agogisch funktionale Ernstnehmen seiner Interessenlage und Lernziele, sondern
gleichzeitig auch eine explizite bildungspolitische Parteinahme. Teilnehmerori-
entierte Erwachsenenbildung möchte den Lernenden nicht als Objekt von Be-
lehrung betrachten, sondern in seinem Status als mündiges Subjekt anerkennen,
das nicht nur das Ziel von Bildungsarbeit darstellt, sondern immer schon als ihr
Ausgangspunkt zu gelten hat. Die Betrachtung der Teilnehmenden als „Kunden“
stellt die Lernenden in einen völlig anderen, nämlich nicht-pädagogischen Sinn-
zusammenhang, macht sie scheinbar zu „Konsumenten“ einer „Dienstleistung“
und stellt Bildungsangebote damit auf eine Stufe mit beliebigen anderen Dienst-
leistungen – und dies erschien als ein alarmierendes Warnsignal für einen sich
abzeichnenden grundlegenden Substanzverlust des Bildungsgedankens. Noch
1997 grenzen sich die Autor/innen eines Leitfadens für „Kursleitung an Volks-
hochschulen“ explizit vom Dienstleistungs- und Kundenbegriff ab: „So wird
einerseits heute vielfach davon gesprochen, dass Lehre und Lernangebote Dienst-
leistungen seien wie andere auch, dass Lernen ein Produkt, die Lernenden Kon-
sumenten oder Kunden seien. Demgegenüber vertreten wir die Auffassung, dass
sich Lernen auch dann von andern (konsumierbaren) Produkten unterscheidet,
wenn es mit Entgelten verbunden angeboten wird“ (Meisel u. a. 1997, S. 22f.).
Radikale Kritiker verweisen auf die prinzipielle Unvereinbarkeit des Kundenbe-
griffs mit erwachsenenpädagogischer Arbeit, auf die Nicht-Vergleichbarkeit der
eindeutig komplementären Verkäufer-Kunden-Beziehung mit der vielschichti-
gen und komplexen Beziehung zwischen Teilnehmenden und Pädagogen und
wenden sich gegen die Verdrängung der identitätsstiftenden pädagogischen Prin-
zipien der Profession durch ökonomische Sprachspiele (vgl. Nittel 1997).

Mit der Ausbreitung des Dienstleistungs- und Kundengedankens in der
Weiterbildungsdiskussion der 1990er Jahre, die vielerorts mit Umgründungs- und
Restrukturierungsprozessen öffentlich verantworteter Weiterbildungseinrichtun-
gen einherging, hat allen Einwänden zum Trotz ein Gewöhnungsprozess einge-
setzt, der inzwischen – zumindest in der Praxis – zu einer mehr oder minder
„friedlichen Koexistenz“ des pädagogischen und des betriebswirtschaftlichen
Vokabulars geführt hat. Dies lässt sich z. B. in bildungspolitischen Veröffentli-
chungen ablesen, wenn Teilnehmer- und Kundenorientierung in schlichter Ad-
dition als einander ergänzende Prinzipien genannt werden, so etwa 1999 im
„10-Punkte-Programm“ des Sächsischen Volkshochschulverbandes, wo es unter
anderem heißt, die Volkshochschulen arbeiteten „kunden- und teilnehmerori-
entiert“. Andere Praktiker gehen radikaler vor und möchten den Teilnehmerbe-
griff ganz durch den Kundenbegriff ersetzen, wie z. B. der neue Leiter der Volks-
hochschule Oberursel, der – laut Frankfurter Rundschau vom 13.9.2000 – den
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Begriff Kursteilnehmer für überholt hält. Angesichts der Erkenntnis, dass Sprache
nicht nur als Instrument zur Erfassung von Wirklichkeit fungiert, sondern auch
die Möglichkeiten und Grenzen dessen absteckt, was wahrgenommen und be-
arbeitet werden kann, ist es interessant zu fragen, ob und wie sich der Kunden-
begriff auf das Bild vom Teilnehmer auswirkt und im Kontext der gesamten Öko-
nomisierung von Weiterbildung zu veränderten Sichtweisen und Handlungs-
strategien in der Erwachsenenbildungspraxis führt.

Der Kunde als Teilnehmer

Der Zwang, den Teilnehmenden als Kunden ins Blickfeld zu nehmen,
bedeutet, das vertraute Feld pädagogischer Kategorien zu verlassen und ihn
sozusagen von einem anderen Ort aus zu denken. Um den daraus entstehenden
Perspektivwechsel beschreiben und in seinen Praxisfolgen diskutieren zu kön-
nen, erscheint es sinnvoll, den „Teilnehmer als Kunden“ in den unterschiedli-
chen Bezügen und Zeitphasen zu betrachten, in denen er im institutionellen
Zusammenhang einer Weiterbildungseinrichtung auftritt.

Als – zunächst potenzielle – Teilnehmer/innen sollen hier im ersten
Schritt jene Personen im Mittelpunkt stehen, die bereit sind, sich für ein Weiter-
bildungsangebot anzumelden, und dafür Zeit und Geld investieren wollen – die
also bei Unzufriedenheit mit dem Angebot dieses von vornherein ausschlagen
oder zu einem späteren Zeitpunkt sanktionslos wieder verlassen können und
sich gegebenenfalls Alternativen bei anderen Anbietern suchen.3  Unter dem
Zwang zu Marktfähigkeit und wirtschaftlichem Erfolg der Einrichtung werden
diese potenziellen Teilnehmer/innen, die in der Vergangenheit vor allem als
Adressat/innen pädagogischer Planung im Blickfeld standen, zu zahlenden Kun-
den, deren erfolgreiche Gewinnung und Bindung zunächst einmal die institutio-
nellen Rahmenbedingungen in den Mittelpunkt rücken lässt. Wenn keine „Ge-
bühr“ mehr zu entrichten ist, sondern ein Preis für die in Aussicht gestellte Leis-
tung verlangt wird, gewinnen die Umstände der Leistungserbringung an Bedeu-
tung – und müssen sich den Vergleich mit konkurrierenden Angeboten gefallen
lassen. Eine ansprechende und informative Darstellung der Angebote gewinnt
dann ebenso an Bedeutung wie Transparenz der Preisgestaltung und nutzerfreund-
liche Anmeldemodalitäten, verbunden mit guter Service- und Beratungsqualität
sowie Veranstaltungsorten und -räumen, die eine angemessene Ausstattung in
verkehrsgünstiger und attraktiver Lage bieten. In Bezug auf die hier angespro-
chene Qualität der Rahmenbedingungen erscheint die Kundenperspektive tat-
sächlich als eine additive zur pädagogisch verstandenen Teilnehmerorientierung
und erfüllt die Funktion, eine zeitgemäße Präsentation und Ausgestaltung der
Angebote und ihrer Durchführung zu gewährleisten. So gesehen würde der „Kun-
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de“, sobald er einen Platz im Kurs seiner Wahl eingenommen hat, wieder zum
„Teilnehmer“.

Nun ist jedoch nicht nur die Betrachtung des Teilnehmenden als Kun-
den eine spezielle Sichtweise, die in einem bestimmten Kontext und zu einem
definierten Zweck eingenommen wird, sondern auch die Kategorie „Teilneh-
mer“ steht in einem bestimmten historisch gewachsenen Bedeutungszusammen-
hang. Der „Teilnehmer“ in der Erwachsenenbildung ist keine objektiv beschreib-
bare Größe, sondern stellt – im Sinne konstruktivistischer Betrachtung – selbst
ein Konstrukt dar, das sich aus wissenschaftlichen Deutungsangeboten und dem
beruflichen Alltagswissen der Akteure zusammensetzt und als solches handlungs-
leitenden Charakter bekommt (vgl. Arnold 1995). Hier soll gefragt werden, wel-
che Veränderungen das pädagogische Konstrukt „Teilnehmer“ erfährt, wenn es
außerhalb des eigentlichen Lehr-Lern-Prozesses in das Konstrukt „Kunde“ über-
setzt worden ist. Zweifellos ist es richtig und notwendig, wenn in aktuellen Dis-
kussionen über „Kunden“ und „Dienstleistung“ darauf verwiesen wird, dass da-
mit Lern- und Bildungsprozesse nur in einem sehr eingeschränkten Sinne zu
erfassen sind (vgl. z. B. Ehses/Zech 1999 und Schlutz 2000). Hervorgehoben
wird dabei vor allem die Tatsache, dass Bildung niemals durch Kauf erworben
werden, sondern nur als Selbst-Bildung eines Menschen stattfinden kann und
seine aktive, oft genug anstrengende Eigenarbeit voraussetzt, auch wenn sie in
einen unterstützenden Interaktionsprozess eingebettet ist. Ich möchte jedoch die
These aufstellen, dass der Kundenbegriff und der Dienstleistungsgedanke den-
noch geeignet sein könnten, die Eigenrechte des „Teilnehmers“ als lernendes
Subjekt in seinen Interessen und Bedürfnissen gerade auch dort zu stärken, wo
es im eigentlichen Sinne um seine Bildung geht, nämlich in seiner Wahrneh-
mung im Planungsprozess der Weiterbildungseinrichtung sowie in der Interakti-
on mit den Lehrenden. Der Kundenbegriff stellt ganz unzweideutig klar, dass
sich der Existenzzweck der Einrichtung aus ihrer Leistung für die Abnehmer/
innen legitimiert und nicht umgekehrt die Abnehmer/innen zur Aufrechterhal-
tung der Einrichtung dienen.4

Der Bildungsauftrag des Kunden

Um diese pädagogische Dimension aus Sicht des Teilnehmenden zu
erfassen, möchte ich versuchsweise den Begriff „Bildungsauftrag“ verwenden,
der üblicherweise für das Aufgabenverständnis der Institution reserviert ist. Der
Teilnehmer ist dann nicht nur der aktive oder zu aktivierende „Empfänger“ eines
durch die Einrichtung oder die Lehrperson wahrgenommenen Bildungsauftrags,
sondern er erteilt als Kunde sozusagen seinen eigenen Bildungsauftrag, indem er
mit seiner Anmeldung auf eine Veranstaltungsankündigung reagiert, von der er
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sich die Erfüllung bestimmter Erwartungen verspricht. Sein persönlicher Bildungs-
auftrag umfasst einerseits ein fachlich ausgerichtetes Interesse an einem gesell-
schaftlich anerkannten Bildungsgut – „Ich möchte mein Englisch verbessern,
Powerpoint lernen, Yoga lernen“ – und enthält dabei zugleich mehr oder minder
klare Vorstellungen über die positiven Veränderungen, die der Zugewinn an Fä-
higkeiten für die eigene Person bedeuten könnte: „Ich besuche den Englisch-
kurs, weil mein Schulenglisch für den Beruf nicht reicht, mein Enkel in den USA
aufwächst, ich mein Gedächtnis trainieren möchte, ...“. Schlutz weist darauf
hin, dass hier wahrscheinlich verschiedene „Dienstleistungstypen“ unterschie-
den werden können, deren Gewinn für den Beteiligten entweder eher im Pro-
zess oder eher im Ergebnis zu suchen ist (vgl. Schlutz 2000, S. 9). Neben fach-
lich bedingten Schwerpunkten, die eher eine Prozess- oder eine Ergebnisorien-
tierung nahe legen – z. B. im Jazzdance oder einem EDV-Zertifikatskurs – spielt
hier die subjektive Sinnzuschreibung durch die Teilnehmenden eine Rolle, de-
ren individuelle Ziele durchaus ein eigenes Erwartungsmuster aus unterschied-
lich gewichteten Anteilen von fach- und persönlichkeitsbezogenen, sozialen oder
erlebnisorientierten Lernerwartungen bilden.

Mit dieser – hier nur angedeuteten – Bandbreite von Teilnehmerinter-
essen, die ja häufig nicht durch einfache Abfragen am Kursanfang zu ermitteln
sind, sondern sich erst im Verlauf erschließen und ausdifferenzieren, hat die
Erwachsenenbildung sich unter dem Prinzip der Teilnehmerorientierung, aber
auch der Lebenswelt- und Alltagsorientierung immer befasst und befassen müs-
sen. Ändert sich etwas an diesen pädagogischen Bemühungen, wenn der Teil-
nehmer nun als Kunde mit einem eigenen Bildungsauftrag wahrgenommen wird?

„Wir nehmen ihn ernster“, ist die spontane Antwort einer langjährig
tätigen pädagogischen Mitarbeiterin auf diese Frage, und es scheint, als erführe
das pädagogische Postulat von der prinzipiellen Gleichberechtigung von Leh-
renden und Lernenden in der Erwachsenenbildung durch den Kundenstatus des
Teilnehmenden eine gleichsam materielle Fundierung. Als Kunde ist er „vor al-
lem der Kundige“, der weiß, was er braucht, und die Angebote aus seiner Nut-
zerperspektive beurteilt (vgl. Zech 2000, S. 131). Als Kunde wird er zum Ver-
tragspartner, und seine Einflussnahme endet nicht mit der Buchung einer Bil-
dungsveranstaltung, sondern setzt sich im Lehr-Lern-Prozess fort in seiner Rolle
als „Ko-Produzent“ dessen, was als individueller Lern-, Erlebnis- und Erfahrungs-
ertrag für ihn am Ende der Veranstaltung steht. Diese Betrachtungsweise hat Fol-
gen sowohl für den Planungsprozess der Einrichtung als auch für das Interakti-
onsgeschehen zwischen Lehrenden und Lernenden.
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Kundenorientierung und interne Organisation

Die Wahrnehmung des Teilnehmers als Kunde rührt auf Ebene der Pla-
nung sehr grundsätzlich an das Selbstverständnis und das – aus der Tradition
heraus oft genug unklare – Profil der Weiterbildungseinrichtung. Der Weiterbil-
dungsinteressierte bewegt sich auf einem ausdifferenzierten und institutionell
„entgrenzten“ Feld der Angebote, auf dem nicht nur die herkömmlichen Einrich-
tungen miteinander konkurrieren, sondern auch zahlreiche andere Organisatio-
nen als Anbieter auftreten, deren primärer Organisationszweck nicht auf dem
Feld der Erwachsenenbildung liegt. Hinzu kommen die sich ständig erweitern-
den Möglichkeiten mediengestützter Lernangebote, die durch ihre raum-zeitli-
che Flexibilität und individuelle Verfügbarkeit attraktive Alternativen zu organi-
sierten Angeboten darstellen. Auf diesem zunehmend unübersichtlichen Feld
gilt es für die kundenorientierte Einrichtung, sich mit den Lerninhalten, den Ar-
beitsweisen sowie den organisatorischen und zeitlichen Arrangements möglichst
zielgenau auf Kundenbedürfnisse einzustellen – und dazu bedarf es professio-
nellerer Strategien als der traditionellen erfahrungsbasierten ‚Trial-and-Error’-Pla-
nung, die abwartet, ob Angebote tatsächlich auf die vermutete Nachfrage tref-
fen: Es bedarf eines systematischen Marketings, das vor allem auch die Verände-
rung und Ausdifferenzierung von Lernmilieus und die individualisierten Lernin-
teressen potenzieller Kunden und Teilnehmer erfasst.5  Ehses/Zech weisen dar-
auf hin, dass konsequente Kundenorientierung im Planungsprozess auch eine
entsprechende interne Reorganisation von Arbeitsabläufen erfordert, die die klas-
sische Fachbereichsgliederung durch flexiblere Organisationsformen ersetzt, die
sich nicht mehr aus der Fachlichkeit der Lerninhalte ableiten, sondern „um kom-
plexe Kundenbedürfnisse herum maßgeschneiderte Bearbeitungs- und Angebots-
produktionsformen bauen“ (Ehses/Zech 2000, S. 23).6

Kursleitende im „Kundenkontakt“

In allen Bildungseinrichtungen, die ihre Veranstaltungen überwiegend
von freiberuflichen Lehrkräften durchführen lassen – und dies gilt für die Mehr-
zahl nicht nur der öffentlich verantworteten Einrichtungen –, ist die Qualität der
Angebote in hohem Maße abhängig nicht nur von der Kompetenz dieser Lehr-
kräfte, sondern vor allem auch von der Qualität der Zusammenarbeit zwischen
haupt- und freiberuflichen Mitarbeiter/innen. Diese in ihrer Bedeutung so zen-
trale Gruppe stand in der internen Kommunikation der Einrichtungen bisher eher
am Rande und gerät erst in jüngster Zeit im Zusammenhang mit konzeptuellen
Überlegungen zur Entwicklung einer „Corporate Identity“ verstärkt ins Blickfeld
(vgl. von Rein 2000, S. 133f.). Unter dem Aspekt der Kundenorientierung sind
die fachlichen und didaktischen Anforderungen für Auswahl und Einsatz von
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Kursleitenden sehr viel genauer zu betrachten und zu differenzieren. Eine Ange-
botsplanung in Hinblick auf differenzierte Lernbedürfnisse ganz unterschiedli-
cher Kundengruppen, Kundentypen und Lernmilieus ist nicht realisierbar, solan-
ge auf Ebene der Planung an der Fiktion eines einheitlichen Qualitätsbegriffs
festgehalten wird, der nur unter dem Blickwinkel solider Fachlichkeit und allge-
meiner erwachsenenpädagogischer Prinzipien abgesichert wird, ohne eine Aus-
differenzierung dieser Kriterien aus der Kundenperspektive zu erarbeiten.

Aus Sicht des Lerninteressierten steht und fällt die Qualität eines Ange-
bots mit den Möglichkeiten, die persönlichen Ziele zu erreichen, die er mit dem
Kursbesuch verbindet bzw. in dessen Verlauf für sich konkretisiert oder modifi-
ziert. Die Bedeutung, die der Besuch einer Weiterbildungsveranstaltung für ihn
hat, resultiert aus seiner Lernbiografie und aus seiner aktuellen Lebenssituation,
vor deren Hintergrund sowohl der Stellenwert des Kursinhalts als auch die For-
men seiner Präsentation und Vermittlung durch den Kursleitenden sehr unter-
schiedlich erlebt, gewichtet und beurteilt werden können. Eine kundenorientier-
te Angebotsplanung sollte also gezielt darauf ausgerichtet sein, diese individuel-
len, biografisch und lebensweltlich verankerten „Bildungsaufträge“ der Teilneh-
menden in ihrer Bandbreite wahrzunehmen und ihnen durch den Einsatz von
Kursleitenden gerecht zu werden, die als Vertreter ihres Fachgebiets ihrerseits
biografisch unterschiedliche Zugänge zu diesem Fachwissen repräsentieren und
es selbst in verschiedenen Sinn- und Gebrauchszusammenhängen erlernt ha-
ben, praktizieren und „leben“.

Kursleiter/innen sind also nicht nur als Garanten einer sozusagen „wert-
neutralen“ fachlichen Qualität zu betrachten, sondern sollten von den hauptbe-
ruflich Planenden bewusst in ihren spezifischen Profilen als Repräsentanten un-
terschiedlicher gesellschaftlicher Bedeutungsfacetten und Verwendungsweisen
ihres Fachs wahrgenommen werden – und dies in Hinblick auf differenzierte
Kundenbedürfnisse. Die fachlichen Milieus und Subkulturen, aus denen die
Kursleitenden kommen, begünstigen unterschiedliche didaktische Orientierun-
gen, deren pädagogische Berechtigung aus ihrem Nutzen für unterschiedliche
Teilnehmergruppen resultiert. Dabei verliert die traditionelle systematische Ver-
mittlung von Fachwissen tendenziell an Bedeutung zugunsten von Zugängen,
die Wissen unter der Perspektive seiner angezielten Verwendung in Arbeits- und
Lebenszusammenhängen erschließen. Damit verschiebt sich der didaktische
Fokus von einer fachsystematischen hin zu einer stärker beratungsorientierten
und damit auch individualisierten Arbeitsweise im Kurs. Die vom Kursleiter prak-
tizierte Gewichtung konkurrierender oder einander ergänzender Zielsetzungen
auf den Ebenen von Fachkompetenz, von individueller Persönlichkeits- und so-
zialer Gruppenentwicklung, von Prozess- und Erlebnisqualitäten ergibt sein spe-
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zifisches Kursprofil, das ein bestimmtes Spektrum von Bildungsaufträgen der
Teilnehmer/innen abzudecken in der Lage ist, während es anderen nicht in glei-
chem Maße gerecht wird oder sich sogar als inkompatibel erweist. Wenn sich
der Teilnehmende sein Urteil darüber bildet, ob eine Kursleitung seinem Auftrag
so weit entspricht, dass sein Verbleib in der Veranstaltung lohnend erscheint,
spielt dabei zweifellos auch die Balance subjektiv unterschiedlich bewerteter
Faktoren eine wichtige Rolle. Dies sei an zwei Beispielen aus der kulturellen
Bildung erläutert:7

– Eine Teilnehmerin, die keinerlei kunstgeschichtliche Vorbildung mit-
bringt, aber seit Jahren autodidaktisch Ölbilder malt, für die sie in ih-
rem sozialen Umfeld Anerkennung erfährt, meldet sich in einem Mal-
kurs an. Die von der Kursleiterin vermittelten ästhetischen Vorstellun-
gen bieten ihr zunächst keinerlei Anknüpfungsmöglichkeiten für ihre
bisherige Malpraxis (die in den Augen der Kursleiterin als naiv bis kit-
schig einzustufen ist). Mit ihrem Bildungsauftrag sieht diese Teilnehme-
rin sich also keineswegs verstanden, bleibt aber dennoch im Kurs, weil
sie zum einen das Verhalten der Kursleiterin als ein „nicht lehrerinnen-
haftes“ schätzt und zum anderen das persönliche Interesse an ihrer
Person in der stark sozial ausgerichteten Kursgruppe genießt. Hier ist
es die – für sie unerwartete – soziale Akzeptanz, die es ihr ermöglicht,
sich auf die fachliche Fremdheit einzulassen, die ihr im Verlauf mehre-
rer Semester dann tatsächlich zu einer persönlichen Weiterentwick-
lung ihrer Malpraxis verhilft – und damit zu einer Ausdifferenzierung
und Qualifizierung dessen, was ihr ursprünglicher Bildungsauftrag auf
der Basis weitgehender fachlicher Unwissenheit war.

– Ein Teilnehmer bemängelt das soziale Klima in einem Kurs sogenann-
ter Fortgeschrittener, in dem er sich als Neuling lange Zeit „wie Doofie
mit Plüschohren“ fühlte. Dass er dennoch dabei blieb, begründet er
mit der Präzision der fachlichen Ratschläge, die für ihn eine konkrete
Hilfe darstellen. Sein Bildungsauftrag war für ihn klar abgesteckt, und
er hat ihn auf der – für seinen Weiterbildungswunsch entscheidenden –
fachlichen Ebene erfüllt gesehen und deshalb Mängel der Realisierung
auf einer für ihn nebensächlichen Ebene in Kauf genommen. Eine Teil-
nehmerin wie die im ersten Beispiel Genannte hätte in einem solchen
Kurs keine Chance für ihre Weiterentwicklung gesehen.

Die Beratungsleistung der Experten

Wenn im Verlauf dieser Erörterung der „Bildungsauftrag“ des Kunden
als sozusagen ausformuliertes und gut begründetes Anliegen behandelt wurde,
trifft dies natürlich nur für den Idealfall eines Bildungsinteressierten zu, dessen
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Weiterbildungsteilnahme aus einem klar definierten Zweck heraus erfolgt („Ich
besuche den Kurs ‚Telephoning in English’, weil ich demnächst mit der neuen
englischen Filiale meiner Firma zu tun bekomme“; „Ich male schon lange und
möchte jetzt mal systematisch die Möglichkeiten des Farbkreises und des Farb-
mischens kennen lernen“). In vielen Fällen, vielleicht in der Mehrzahl der Wei-
terbildungsentscheidungen, sind die Lernziele keineswegs klar umrissen, son-
dern stellen in der Form, in der sie vor Kursbeginn artikuliert werden können,
eher so etwas wie eine vorläufige Richtungsangabe dar, in der eine Vielzahl von
Annahmen, Erwartungen und Unklarheiten enthalten ist – zumal dann, wenn
die Betreffenden sich auf bisher unvertraute Themen einlassen.8  Dies beschreibt
die didaktische Herausforderung, auf die teilnehmerorientiertes Arbeiten mit der
Metapher „Abholen der Teilnehmer/innen“ reagiert. Die Teilnehmer/innen dort
abzuholen, wo sie stehen, signalisiert einerseits die akzeptierende Wahrneh-
mung ihrer Lernausgangslage, enthält aber gleichzeitig die Überzeugung des
Pädagogen, nicht nur den Zielort zu kennen, sondern auch den Weg dorthin.
Auf der Grundlage dieser Annahme ist es die Aufgabe des Lehrenden, die Ler-
nenden auf diesem Weg in angemessenen Lernschritten zu begleiten, und seine
Leistung besteht darin, ihnen dafür sein didaktisch-methodisches Know-how zur
Verfügung zu stellen.

Aus der Kundenperspektive jedoch stellt ein noch diffuser Bildungsauf-
trag eine andere Anforderung an den Lehrenden: Ein unklarer und vielleicht
auch unrealistischer Kundenwunsch (viele Kursleiter/innen klagen über illusio-
näre Vorstellungen ihrer Teilnehmer/innen in Bezug auf Schnelligkeit und Ein-
fachheit der Zielerreichung) verlangt nach Beratungsleistung des Experten, der
seine Kenntnis der fachlichen und methodischen Optionen einsetzt, um gemein-
sam mit dem Kunden gangbare Lernwege zu erschließen, die seinen Lernmög-
lichkeiten und dem Sinn und Zweck seiner Nutzungsperspektiven entsprechen.
Da diese Erschließungsleistung nicht anders als prozesshaft erfolgen kann, muss
sie als integrierter Bestandteil des Lehr-Lern-Prozesses und damit als fortlaufen-
de Leistung betrachtet werden – ein Gedanke, der in der Erwachsenenbildung
bisher vor allem für die Arbeit mit so genannten bildungsbenachteiligten Grup-
pen diskutiert wurde und in jüngerer Zeit im Zusammenhang mit der veränder-
ten Rolle der Lehrperson in Modellen des „Offenen Lernens“ thematisiert wird.
Den Lernenden als Kunden ernst nehmen zu wollen, erhöht jedoch auch für
„normale“ Weiterbildungsangebote den Anspruch, nach einer Zugangs- oder
Eingangsberatung nicht ein ausgearbeitetes Programm durchlaufen zu lassen,
sondern es für Modifikationen in Stoffauswahl und Schwerpunktsetzung, Lern-
tempo und methodischem Vorgehen offen zu halten. In diesem Verständnis blei-
ben die Teilnehmer/innen als die „lernenden Kunden“ und die „kundigen Ler-
nenden“ gleichsam Vertragspartner des Kursleitenden, der mit ihnen im Verlauf
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der gemeinsamen Aktivitäten immer wieder Vereinbarungen über die wechsel-
seitigen Leistungserwartungen – einschließlich der von den Teilnehmenden zu
erbringenden Eigenleistung – trifft.

Kundenorientierung – didaktisches Korrektiv und Planungsfaktor

Da die Annahme von der Homogenität einer Kursgruppe, die sich aus
pragmatischen Gründe oft als notwendig erweist, eine Fiktion ist, liefe der skiz-
zierte kontinuierliche Beratungsprozess tendenziell auf ein Modell „additiven
Einzelunterrichts“ in der Gruppe hinaus, das seine Grenzen jedoch nicht nur an
der Gruppengröße fände, sondern auch die lernfördernden Bedingungen des
sozialen Interaktionsgeschehens außer Acht ließe. Doch auch bei realistischer
Einschätzung einer nur begrenzt zu verwirklichenden Individualisierung des
Kursverlaufs unter dem Einfluss der Kundenwünsche kann diese Idee eine ande-
re Sichtweise auf die Teilnehmenden und die Legitimität ihrer Wünsche eröff-
nen.

Dies wird besonders deutlich, wenn es darum geht, einen Dissens zwi-
schen den Vorstellungen der Kursleitung und denen der Teilnehmenden zu in-
terpretieren. Auf der Basis vermeintlich sicheren Wissens des pädagogischen
Experten über Ziel und Weg eines Bildungsprozesses erscheinen daraus resultie-
rende Konflikte als Lernstörungen der Teilnehmer/innen – und niemals als eine
Lehrstörung oder besser gesagt: als Signal für eine Störung im notwendigen wech-
selseitigen Klärungsprozess. Die Problematisierung der Definitionsmacht darüber,
was als Bildungsthema und -methode in einer Veranstaltung Gültigkeit hat, ist
keineswegs neu, sondern zieht sich als dauerhaftes Thema durch die erwachse-
nenpädagogische Diskussion. Nolda macht vor dem Hintergrund einer empiri-
schen Untersuchung darauf aufmerksam, dass sich der Widerstand von Teilneh-
menden kaum einmal gegen Inhalte und Meinungen richtet, wohl aber „gegen
ein Verhalten, das als Übergriff empfunden wird und Teilnehmer tendenziell zu
Objekten macht“ (Nolda 1999, S. 213). Sie wehren sich gegen „Aktionen von
Kursleitern, die sie als Machtdemonstrationen verstehen“, und kehren „durch
Ironisierung und Thematisierung“ die Machtverhältnisse situativ um, ohne
dadurch „das prinzipielle Arbeitsbündnis ernsthaft zu gefährden“ (ebd., S. 214).
Hier kommt die ‚Abnehmerlogik’ der Kunden ins Spiel, die ihr Recht auf die
ihnen angemessene Ausgestaltung ihres Bildungsauftrags durchzusetzen versu-
chen.

Freiberufliche Kursleiter/innen haben sich tendenziell schon immer als
Anwälte der Kundeninteressen verhalten, und zwar dort, wo die von der Bil-
dungseinrichtung bzw. den hauptberuflich planenden Mitarbeiter/innen vertre-
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tenen Kursmodelle nicht mit ihrem eigenen Verständnis übereinstimmen und sie
für ihre eigene Konzeptauslegung zugleich auf Zustimmung ihrer Teilnehmer/
innen stoßen. Dabei stehen die Lehrkräfte sozusagen in einer doppelten Dienst-
leister-Kunde-Beziehung insofern, als sie den ihnen erteilten (Lehr-)Auftrag der
Einrichtung zu erfüllen haben, dies aber nur in gelingender Übereinstimmung
mit den Kundenwünschen der Teilnehmenden tun können. Da sie einerseits ein
materielles Interesse an Kundenbindung haben müssen und andererseits ihre
Tätigkeitsmotivation aus ihrem biografischen fachlich-pädagogischen Zugriff
schöpfen, finden sich die Konfliktlinien, die zwischen Kursleitung und Teilneh-
mer/innen beschrieben wurden, in ähnlicher Form auch zwischen Programm-
verantwortlichen und Lehrkräften wieder. Der Planungsverantwortliche wird
durch Beratung und Fortbildungsangebote versuchen, Kursleiter/innen „dort ab-
zuholen, wo sie (didaktisch) stehen“, um sie auf den Weg zum didaktisch kor-
rekten Unterrichtsmodell zu bringen.

Als – beliebig austauschbares – Beispiel sei das einer Ungarisch-Kurs-
leiterin erwähnt, die beharrlich den in der Volkshochschule für allgemein ver-
bindlich erklärten Ansatz kommunikativer Fremdsprachvermittlung ignoriert und
speziell für ihre Muttersprache auf einem stark grammatikgestützten Unterricht
insistiert. Die gegensteuernden Bemühungen der planungsverantwortlichen päd-
agogischen Mitarbeiterin scheitern an ihrer strikten Abwehr anderer Unterrichts-
methoden, bei der sie sich auf das positive Urteil ihrer Teilnehmer/innen stützen
kann, die ihre Zufriedenheit in jedem Semester durch langfristige Kundentreue
erneut unter Beweis stellen. Die Wahrnehmung der Teilnehmenden als Kunden
kann geeignet sein, diese Art von Konflikten zu entschärfen, wenn ihnen zunächst
einmal die grundsätzliche Entscheidungs- und Urteilsfähigkeit über Wert oder
Unwert einer Lernmethode für ihre Bedürfnisse zuerkannt wird. Das bedeutet
zugleich die Anerkennung fachlich-pädagogischer Orientierung von Lehrenden,
die vom jeweiligen didaktischen Mainstream abweichen, und schafft Raum für
die Frage nach der spezifischen Leistungsfähigkeit ihres Ansatzes für ein be-
stimmtes Teilnehmerspektrum. Die pädagogische Verantwortung des Planenden
kann sich dann von der „Bekämpfung“ nicht ins Konzept passender Kursmodel-
le und Teilnehmerwünsche auf produktivere Fragen richten: Welche Bandbreite
unterschiedlicher fachlicher und methodischer Zugriffsweisen und Veranstaltungs-
formen muss ich anbieten, um dem Spektrum der Lerninteressen auf dem jewei-
ligen Gebiet gerecht zu werden? Welche Kursleiter/innen brauche ich, um die-
sem Spektrum zu entsprechen? Wie müssen Kursankündigungen und Beratungs-
leistungen verbessert werden, um die spezifischen Kursprofile besser transpa-
rent zu machen? Welches individuelle Toleranz- und Aktionsspektrum bringt die
Lehrperson mit, um mit heterogenen Teilnehmerinteressen produktiv umgehen
zu können? Wie muss die Zusammenarbeit mit den Kursleitenden gestaltet wer-
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den, damit sie ein realistisches Selbstbild sowohl ihrer Leistungsfähigkeit als auch
ihrer Grenzen im Gesamtensemble des jeweiligen Angebotssektors bekommen?
Dies trägt nicht zuletzt für die Verbesserung ihrer kursinternen Beratungskompe-
tenz bei, die auch den kompetenten Verweis von Teilnehmenden auf adäquate-
re Angebote anderer Kursleiterkolleg/innen im Repertoire haben sollte. Beste-
hen bleibt in jedem Fall die didaktische Herausforderung, mit jeder Gruppe er-
neut eine Balance zwischen den heterogenen Wünschen der Beteiligten herzu-
stellen: Hier stehen Kundenorientierung unter dem Gesichtspunkt des Verbrau-
cherschutzes und Teilnehmerorientierung als das Eingehen auf die konkreten
Interessen der angemeldeten Personen in einem unvermeidlichen Widerspruch.
So ist es anerkannter Bestandteil von Qualitätssicherung, Transparenz der Ange-
bote einschließlich Nennung der Unterrichtsmethoden und ausführlicher Inhalts-
angabe der Kursinhalte zu schaffen,9  und die Nutzer/innen haben ein Recht auf
Einhaltung dieser Ankündigungen.

Der neue Blick auf das Vertraute

Teilnehmerorientierung als Berücksichtigung der individuellen Kunden-
interessen verlangt nach situativer Schwerpunktsetzung und Modifizierung der
angekündigten Inhalte. Wenn also im Kurs Wirtschaftsenglisch die Mehrzahl der
Angemeldeten vor allem an „Telephoning“ interessiert ist, Einzelne aber auf Ein-
haltung aller versprochenen Kurselemente (Meeting People, Company Presenta-
tion, Product Description, Making Arrangements, Business Travel) insistieren,
verlangt dies von der Lehrkraft einen kompetenten Umgang mit der internen
Zielabstimmung – und von der Institution einen transparenten und kulanten
Umgang mit Stornierungen und Umbuchungen.

Die aus der Kunden-Dienstleister-Beziehung resultierende Aufwertung
der Eigenständigkeit des Teilnehmenden findet ihre theoretisch fundierte Ent-
sprechung in der konstruktivistischen Auffassung vom prinzipiell autonomen und
selbstverantworteten Aneignungsprozess, in dem Lernen keineswegs als Folge
des Lehrens oder gar des Belehrens betrachtet wird, sondern als davon unab-
hängige Aktivität, die durch die Organisation des Lehrens im Sinne einer „Er-
möglichungsdidaktik“ positiv beeinflusst werden kann (vgl. Siebert 1999). Der
Gedanke der Ermöglichung hält den Spielraum offen für das Spektrum subjekti-
ver Bedeutungen, die der Besuch ein und derselben Weiterbildungsveranstal-
tung für die Teilnehmenden haben kann. Und er signalisiert zugleich eine Ziel-
offenheit, die nötig ist, wenn Lernprozesse nicht in einer tendenziell entwick-
lungsfeindlichen Bedienung von Teilnehmerwünschen stecken bleiben sollen,
die Kundenzufriedenheit durch Lieferung des Vertrauten und Erwarteten her-
stellt, ohne neue Perspektiven und Horizonte aufzuzeigen.
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Hier ist die Fähigkeit des Kursleitenden gefragt, Kundenwünsche – etwa
nach bestimmten vertrauen Lernformen wie dem Diktat im Fremdsprachenkurs
– nicht einfach auf der Basis des eigenen didaktischen Know-how zu widerle-
gen, sondern als Ausdruck bestimmter Bedürfnisse zu verstehen, für deren Be-
friedigung sie von den Teilnehmenden verlangt werden. Eine genauere Analyse
der Gründe, warum z. B. das Diktatschreiben (dessen methodischer Wert höchst
zweifelhaft ist) sich als festes Ritual in den Norwegisch-Kursen einer Volkshoch-
schule eingebürgert hatte, förderte den Wunsch aller Beteiligten nach einer wie-
derkehrenden Phase konzentrierter Ruhe im Kurs zu Tage, einer quasi meditati-
ven und individuellen Tätigkeit, die ihren Vorstellungen vom Charakter der nor-
wegischen Sprache und Kultur in besonderer Weise entsprach. Die Lehrperson
kann für die Lerninteressierten gerade auch dadurch interessant werden, dass sie
ihnen aus ihrem persönlichen Zugang zum Kursgegenstand heraus neue, über-
raschende, fremde und irritierende Erfahrungen vermittelt – und im positiven
Fall damit auch das Festhalten an eingefahrenen Vorstellungen aufzulösen hilft.

Es ist der Verzicht auf den missionarischen Impetus, der die Verantwor-
tung für den zustimmenden, kritischen, abwartenden oder ablehnenden Um-
gang mit dem Angebotenen bei den Teilnehmenden belässt – und dies nicht in
Resignation angesichts der eigenen Einflusslosigkeit, sondern aus Respekt vor
den „kundigen Teilnehmer/innen“. Deren Wahrnehmung als „Kundige“ eröffnet
umgekehrt auch für den Kursleitenden neue Sichtweisen auf sein eigenes Fach-
gebiet, wenn er die Fragen, Rezeptionsweisen und Interpretationen von fachli-
chen Laien oder von Angehörigen anderer kultureller Milieus nicht von vornherein
als richtig oder falsch einordnet, sondern als fremden Blick auf das ihm Vertrau-
te, und sie damit als Anregungs- und Lernpotenzial erfährt.

Anmerkungen
1 Vgl. den Beitrag von W. Beer zum Themenbereich Marketing in diesem Band.
2 Eine umfassende Bestandsaufnahme der Veröffentlichungen wurde 1987 von Kempkes vor-

gelegt.
3 Auf die auch in der öffentlich verantworteten Weiterbildung immer bedeutsamer werdende

Variante, dass ein Auftraggeber eine Bildungsmaßnahme finanziert, also er und nicht die
Teilnehmenden die zahlenden Kunden sind, wird später eingegangen.

4 Zech macht darauf aufmerksam, dass Non-Profit-Organisationen die Tendenz haben, diese
Logik zu verkehren und praktisch so zu handeln, „als wären ihre Klienten für sie da und nicht
sie für ihre Klienten“ (Zech 1997, S. 26f.).

5 Vgl. dazu ausführlich den Beitrag von W. Beer zum Thema Marketing in diesem Band.
6 Dass sich die Ausrichtung der Arbeitsabläufe an der Befriedigung von Kundenbedürfnissen

auch auf die internen Beziehungen der Mitarbeiter/innen untereinander auswirkt und auf ein
wechselseitiges Dienstleistungsverständnis in der Zusammenarbeit hinauslaufen muss, wird
in dem Beitrag zum Marketing von W. Beer thematisiert.
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7 Sie stammen aus Interviews mit Teilnehmenden, die im Zusammenhang einer Untersuchung
zu unterschiedlichen Kursleiterprofilen und ihrer Wirkung auf Teilnehmer/innen durchge-
führt wurden (vgl. Bastian 1997).

8 Die Unklarheit oder gar das Fehlen eines Bildungsauftrags ist natürlich in all jenen Fällen
noch ausgeprägter, in denen der Kunde der Weiterbildungseinrichtung gar nicht der Teilneh-
mende ist, sondern ein Auftraggeber – z. B. das Arbeitsamt oder ein Betrieb –, der als Geld-
geber und Entsender der Teilnehmenden bestimmte Erwartungen an die Ergebnisse vorgibt.
Hier gewinnt die Unterscheidung von Teilnehmer und Kunde eine durchaus praktische Be-
deutung (vgl. Schlutz 2000, S. 11).

9 Dies ist z. B. Bestandteil der Qualitätsstandards für das vom Verein „Weiterbildung Hamburg
e. V.“ vergebene Gütesiegel für Weiterbildungseinrichtungen.
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Wolfgang Beer

Der andere Blick – Marketingstrategien für
die Erwachsenenbildung

Ökonomisierung und Marktorientierung der Erwachsenenbildung

Weiterbildung und Marketing waren bis weit in die 1980er Jahre hin-
ein Bereiche, die wenig miteinander zu tun hatten. Markt und Werbung waren
Bildungsinhalte, wurden vermittelt und analysiert – Marketing und Public Rela-
tions jedoch spielten keine Rolle als Strategien im Alltag von Bildungsinstitutio-
nen und ihren Mitarbeitenden. Doch die Zeiten haben sich geändert. Als in den
1980er Jahren die rein berufsbezogene Qualifizierungsoffensive die Bildungsof-
fensive der 1970er Jahre zu verdrängen begann, änderten sich generell die fi-
nanziellen Bedingungen für den gesamten Weiterbildungsbereich. Zuerst und
naturgemäß am konsequentesten strukturierte sich die berufliche Weiterbildung
nach betriebs- und marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten, auch da, wo sie mit
öffentlichen oder quasi-öffentlichen Mitteln etwa der Bundesanstalt für Arbeit
gefördert wurde. Ein zusätzlicher Schub, inklusive beträchtlicher Missbrauchs-
erscheinungen, erfolgte nach 1990 in den neuen Bundesländern. In einer von
Beliebigkeit und Intransparenz gekennzeichneten Situation entwickelte sich ver-
stärkt der Ruf nach Kontrolle und Qualitätsnachweisen. Im Zuge dieser Entwick-
lungen wurden, verschärft noch durch die drastisch steigende Armut der öffent-
lichen Kassen, auch die allgemeine und die politische Bildung mit der Forde-
rung nach Marktorientierung und Qualitätsprüfungen bis hin zur Zertifizierung
konfrontiert.

In der allgemeinen, der politischen und der kulturellen Erwachsenen-
bildung wurde seit Mitte der 1990er Jahre die Lage auch für die Einrichtungen,
deren Grundsicherung durch bisher finanzkräftige Trägerorganisationen wie Kir-
chen oder Gewerkschaften relativ unhinterfragt gesichert war, schwieriger, da
zu den Kürzungen in der öffentlichen Förderung nun zum Teil einschneidende
Kürzungen auf der Trägerseite hinzukamen. Damit geraten auch diese bisher
relativ gut abgesicherten Einrichtungen in dieselbe Lage, in der andere, meist
kleinere Träger ohne absichernden Hintergrund sich schon seit längerem befin-
den: Sie müssen sich auf unterschiedlichen Ebenen durchaus vielfältiger Kon-
kurrenz – auch untereinander – erwehren und sich gleichzeitig gemeinsam für
die förderungspolitische und konzeptionelle Absicherung der Profession enga-
gieren.
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Für den gesamten gemeinnützigen Bereich der Erwachsenen- und Wei-
terbildung ist die förderungspolitische Situation generell durch vier Grundlinien
gekennzeichnet:

• Politische, allgemeine und kulturelle Bildung werden auf öffentliche
Förderung angewiesen bleiben, wollen und sollen sie überleben.

• Die Aufwendungen der öffentlichen Haushalte ebenso wie die Finanz-
mittel von Trägerorganisationen nehmen ab.

• Im Gesamtbereich der Erwachsenen- und Weiterbildung nimmt die
Bedeutung marktwirtschaftlicher Strukturen zu (vgl. Beer 2000, S. 75ff.).

• Bei abnehmender staatlicher Förderung einerseits und einem steigen-
den Bedürfnis nach Weiterbildung außerhalb des kommerziellen Be-
reiches andererseits wird die Bedeutung und politische Akzeptanz ge-
meinnütziger Bildungseinrichtungen, die sich zumindest zu großen
Teilen über private Mittel als Form bürgerschaftlichen Engagements
(Spenden, Förderung durch Stiftungen, Sponsoring etc.) refinanzieren,
zunehmen.

Vor diesem Hintergrund werden sich vermutlich die Gewichte der
wirtschaftlichen Absicherung verschieben. Die öffentliche Förderung wird wohl
– eher auf niedrigerem als auf höherem Niveau – in der gegenwärtigen oder
einer partiell veränderten Form fortbestehen, insgesamt werden Einrichtungen
und Angebote nur noch zu einem geringer werdenden Teil und keinesfalls um-
fassend abgesichert sein. Die Notwendigkeit, einen größer werdenden Teil der
eigenen Refinanzierung über den Markt, das heißt über Teilnehmerbeiträge,
Fremdtagungen, Kooperations- und Auftragsprojekte zu realisieren, wird stei-
gen. Betriebswirtschaftliche Kategorien und Marketingstrategien werden auch
in die gemeinnützige Bildung Einzug halten – ein Trend, der schon begonnen
hat und sich fortsetzen wird. Wenn bei zunehmender öffentlicher Armut gleich-
zeitig der private Reichtum – nicht nur der individuelle, sondern entscheidend
auch der von Unternehmen und Stiftungen – steigt, so wird wie viele Felder im
Sozial- oder Wissenschaftsbereich auch die gemeinnützige Bildung auf die Fi-
nanzierung durch privates Vermögen zumindest in Teilen angewiesen sein. Ihre
Refinanzierung durch Stiftungen und die Unterstützung durch Sponsoren wer-
den zunehmen. Kritisch zu fragen bleibt, welche Folgen dies für die Trägerau-
tonomie hat, wann und wo eine zumindest partielle Abhängigkeit von Stif-
tungsförderung und Sponsoring die Inhalte beeinflusst, Zielgruppen und Me-
thoden verändert, Schwerpunkte verlagert. Unter dem Aspekt der Trägerauto-
nomie sind der Finanzierung durch private Förderung sicher Grenzen gesetzt
und der Rückzug der öffentlichen Hände ist nur begrenzt möglich, ohne dass
Trägerpluralität und Trägerautonomie als konstitutive Elemente Schaden neh-
men.
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Eindeutig erscheint der Trend, dass auch in den gemeinnützigen Bil-
dungseinrichtungen die Bedeutung von institutioneller und betriebswirtschaftli-
cher Effizienz, von Marktorientierung und Controlling auf unterschiedlichen
Ebenen sowie die Forderung nach Strategien und Verfahren der Qualitätssiche-
rung zunehmen werden. In diesem Prozess der Ökonomisierung der Erwachse-
nen- und Weiterbildung darf die Pädagogik nicht durch die Ökonomie verdrängt
werden – sie darf sie aber auch nicht länger ignorieren. Eine mit den Bildungs-
zielen von Trägern und Einrichtungen kompatible und die gesellschaftlichen und
politischen Entwicklungen einbeziehende Ökonomie der gemeinnützigen Bil-
dung kann die Autonomie und Existenz der Profession wie der einzelnen Ein-
richtung sichern helfen und neue Perspektiven eröffnen.

Bildung und ökonomische Strategien schließen einander nicht aus, son-
dern sind bei einem reflektierten und abgestimmten Vorgehen durchaus
miteinander zu verbinden. Die Konkurrenzsituation auf vielfältigen Märkten wird
härter werden, gerade auch in den zentralen Bereichen, von denen die Existenz
einer Einrichtung abhängt, nämlich in der Teilnehmergewinnung und der Akqui-
rierung von Fördermitteln, Spenden und Sponsoring-Leistungen. Diese Erkennt-
nis in den lang- und mittelfristigen Entwicklungsstrategien zu antizipieren, kann
für die einzelne Einrichtung von überlebenswichtiger Bedeutung sein. Je eher
und reflektierter dies geschieht, desto größer ist die Chance, in wahrscheinlicher
werdenden Krisensituationen über eine dem eigenen Leitbild und der eigenen
Struktur entsprechende Strategie zu verfügen und nicht zu Panikreaktionen ge-
zwungen zu sein, die dann in Personalkürzungen und/oder Geld bringenden
Aktivitäten bestehen, bei denen niemand mehr nach Leitbild, Profil und Auftrag
fragt.

Bildungseinrichtungen und ihre Angebote müssen sich im angedeute-
ten Sinne auf dem Markt durchsetzen und bewähren. Sie stehen in verschiede-
nen Teilmärkten im Wettstreit miteinander und nicht selten auch in Konkurrenz
zu anderen (Freizeit-)Angeboten. Im Bereich der beruflichen Weiterbildung, der
vielfach kommerziell und privatwirtschaftlich organisiert ist, liegt dies auf der
Hand. Aber auch die Einrichtungen im überwiegend öffentlich oder gemeinnüt-
zig strukturierten Feld der allgemeinen, politischen und kulturellen Bildung
müssen sich gleichermaßen auf unterschiedlichen Teilmärkten profilieren.

• Auf dem allgemeinen Bildungsmarkt konkurrieren die verschiedenen
Weiterbildungsbereiche: Einrichtungen politischer Bildung mit den auf
unmittelbare Verwertbarkeit ausgerichteten Angeboten der beruflichen
Bildung und beide gemeinsam mit den eher entspannenden, an Inter-
essen und Vorlieben ansetzenden Veranstaltungen der allgemeinen und
kulturellen Bildung.
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• Auf dem übergreifenden Freizeitmarkt konkurriert Erwachsenenbildung
insgesamt um die zwar gewachsene, aber immer noch subjektiv als
knappes Gut wahrgenommene arbeitsfreie Zeit ihrer Zielgruppen, von
den Ausnahmen des Bildungsurlaubes und seltener beruflicher Abord-
nungen abgesehen.

• Gemeinnützig strukturierte Erwachsenenbildung ist auf öffentliche,
halböffentliche und private Förderung angewiesen. Sie befindet sich
damit auf dem förderungspolitischen Markt in Konkurrenz einmal mit
den anderen Einrichtungen ihrer Profession, aber zunehmend auch mit
anderen Förderungsaufgaben und -begehren gegenüber den öffentli-
chen Händen und privaten Stiftungen außerhalb des Bildungsberei-
ches.

• Da die Fördervolumina insgesamt ebenso tendenziell abnehmen wie
die Zuweisungen für die öffentlichen Bildungsträger und gleichzeitig
die Kosten, auch die Investitionskosten, steigen, sind Erwachsenenbil-
dungseinrichtungen bemüht, weitere Mittel und Sachleistungen auf dem
Spenden- und Sponsoringmarkt zu akquirieren. Neben mit der Einrich-
tung verbundenen Einzelpersonen, meist über Förderer- und Freun-
deskreise oder -vereine angesprochen, besteht die Zielgruppe auf die-
sem Markt im Wesentlichen aus dem meist lokal oder regional ansässi-
gen Handel und Gewerbe, seltener aus großen Wirtschaftsunterneh-
men.

• Die für Erwachsenenbildungsangebote zu interessierenden Menschen
sind in ihrer Zahl begrenzt, trotz aller denkbaren Strategien der Ziel-
gruppenansprache. Die einzelne Einrichtung konkurriert auf dem Teil-
nehmer/innenmarkt sowohl hinsichtlich des Aufbaus und Erhaltes ei-
nes Stammpublikums als auch mit jedem einzelnen Angebot mit den
anderen Anbietern der eigenen Profession wie auch mit den Freizeit-
märkten darum, die eigene Veranstaltung „voll zu kriegen“. Zugespitzt
ist der Konkurrenzkampf um Teilnehmende dann, wenn die finanzielle
Absicherung der Personalstellen abhängig ist von einem bestimmten
Quantum an Unterrichtsstunden oder Teilnehmertagen, wie dies in den
meisten Erwachsenenbildungs- und Weiterbildungsgesetzen festgelegt
ist.

• Das Bemühen um die Teilnehmer/innen führt unmittelbar auf den Markt
der Themen. Hier geht es schon im Stadium der Planung darum, zu
erkennen, wohin Trends des allgemeinen Interesses gehen, wo sich
Lücken und Nischen in der Angebotspalette auftun, und herauszufin-
den, welches Programm die schon vorhandenen Zielgruppen im nächs-
ten Halbjahr erneut ins eigene Haus lockt und auch neue Teilnehmen-
dengruppen anzusprechen vermag.
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• Viele Heimvolkshochschulen und Akademien verfügen über ein eige-
nes Tagungshaus, das eine betriebswirtschaftliche Einheit darstellt, die
zumindest eine Kostendeckung erreichen muss. Diese muss auf dem
Tagungshausmarkt gesichert werden, und zwar in doppelter Hinsicht:
Zum einen wird die Entscheidung, ein bestimmtes Seminar in einem
bestimmten Haus zu besuchen, zumal bei einem oft bestehenden Kon-
kurrenzangebot bei aktuellen Themen, immer häufiger von Ambiente,
Komfort und Atmosphäre der Tagungsstätte abhängig gemacht. Diese
Kriterien spielen auch bei Aufbau und Erhalt einer Stammteilnehmer-
schaft eine nicht zu unterschätzende Rolle. Zum anderen wird es kaum
einer Einrichtung gelingen, ausschließlich mit Eigentagungen ihr Haus
zu füllen. Eine die Kostendeckung sichernde Belegungsquote ist in der
Regel nur mit einem mehr oder minder starken Anteil an – möglichst
gut zahlenden – Gasttagungen zu erreichen. Regional unterschiedlich
bestehen hier oft erhebliche Konkurrenzsituationen nicht nur mit Häu-
sern der eigenen Profession, sondern auch mit anderen Einrichtungen
und Tagungshotels.

Marketing en passant

Die Einrichtungen der Erwachsenen- und Weiterbildung sind also ge-
zwungen, ihr Verhalten, ihre Angebotsentwicklung und ihre Kommunikations-
strategien von der Bildungsarbeit über die Finanzbeschaffung bis gegebenenfalls
hin zur Tagungshausbelegung auf die genannten Märkte auszurichten. Dies er-
fordert im Idealfall eine umfassende Marketingstrategie, geschieht aber in der
Praxis des Bildungsalltages häufig im Kontext der alltäglichen Problemlösungs-
strategien, sozusagen en passant. Dazu ein Beispiel aus der politischen Bil-
dung:

Ein typischer Stoßseufzer eines zwar nicht vom Selbstzweifel, wohl aber
vom Teilnehmerschwund geplagten Dozenten ist die Frage: Wie kann es gelin-
gen, zu meiner 13. jährlichen Tagung über das Fortschreiten ökologischer Kata-
strophenszenarios, von deren exakter Analyse zweifelsohne die Erhaltung mensch-
licher Lebensgrundlagen abhängt, diesmal genügend Teilnehmer/innen zu be-
kommen, damit sie nicht, wie in den letzten beiden Jahren, ausfallen muss?
Zweifelsohne ein Problem der pädagogischen Praxis, in jüngster Zeit häufiger
auftretend als früher – und zugleich ein Marketingproblem. Ein Verwandter, tätig
als Verkaufsleiter eines mittelständischen Unternehmens für die Errichtung von
Blockheizkraftwerken, gibt nun dem Tagungsleiter, als dieser ihm beim Famili-
entreffen seine Sorgen mit der früher eher überfüllten Seminarreihe erzählt, ei-
nen Rat. Er schlägt vor, doch einmal mit einigen Teilnehmern dieser Seminare,
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deren Namen und Anschriften in der Bildungsstätte ja noch vorhanden sind, zu
telefonieren und zu fragen, welches Thema eine Ökologietagung haben müsse,
damit sie in drei Monaten als Teilnehmer zu begrüßen wären. Der Tagungsleiter
folgt diesem Rat und macht eine Erfahrung, die ihn durchaus in Selbstzweifel
stürzt: 10 von 12 ehemaligen Teilnehmern aus unterschiedlichen Orten der Re-
gion und von verschiedenen Vereinen und Initiativen erklären, dass sie nicht zu
einer Tagung über die aktuelle Vermessung des Ozonloches und die Analyse der
Ursachen für das Scheitern der letzten Regierungskonferenz kommen würden;
wohl aber jeweils noch mindestens zwei Leute mitbrächten zu einer Tagung, die
sich mit dem Problem beschäftigt, wie ein regionaler Prozess zur Agenda 21 die
spezifischen Probleme und Interessen der heimischen Holzwirtschaft aufneh-
men könnte, damit sich auch die Waldbauern und Möbelfabriken der Region
beteiligen. Das Team der Bildungsstätte diskutiert den Fall mit dem Ergebnis, das
pädagogische Prinzip der Teilnehmerorientierung nicht nur wiederzuentdecken,
sondern in Erweiterung bisheriger Praxis auch – versuchsweise – auf die The-
menfindung zu beziehen.

Das Beispiel zeigt die Einbeziehung von Marketingstrategien in den
pädagogischen Planungsprozess: Aus einer rein angebotsorientierten Planung,
ausgerichtet an den Einsichten, Erkenntnissen und Interessen eines Tagungslei-
ters bzw. einer Einrichtung, ist eine zielgruppenorientierte Planung geworden.
Die ausschließliche Inhaltsorientierung wurde – marketingsprachlich ausgedrückt
– zur Kundenorientierung. Und der Erfolg: Die Teilnehmenden kamen dann auch
ins Haus, allerdings nicht zum Ozonloch und zur Regierungskonferenz, dafür
aber zur Agenda 21 zusammen mit dem Vorsitzenden der Waldbauernvereini-
gung.

Kundenorientierung ist ein ständiger Prozess.1  Um in unserem Beispiel
zu bleiben, müsste am Ende des Seminars mit den Teilnehmenden erörtert wer-
den, welche nächsten Schritte, Probleme und Themen den regionalen Prozess
der Erstellung einer Agenda 21 bestimmen werden und an welcher Stelle und zu
welchem Zeitpunkt allen Beteiligten ein weiteres Seminarangebot sinnvoll er-
scheint. Auf diese Weise kann ein Diskussionsprozess eröffnet werden, der dann
zur Kundenbindung führt, das heißt, eine neue Gruppe als Stammteilnehmer-
schaft für das Haus gewinnt.

Marketing als Denkrichtung

Das beschriebene Beispiel eines „beiläufigen Marketings“ ist ein erster
Schritt in Richtung auf die Entwicklung einer umfassenden Marketingstrategie
für die unterschiedlichen Handlungsfelder der Einrichtung. Der Marketingge-
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danke muss dabei zu einer Denkrichtung werden, die ihre verschiedenen Hand-
lungsschritte und Lebensäußerungen begleitet. Die reine Marktorientierung, die
ausschließlich fragt, was der Markt an Angeboten, Zieldefinitionen und Arbeits-
formen jeweils annimmt, birgt für Bildungseinrichtungen ein gravierendes Pro-
blem. Sie kann durchaus in Widerspruch geraten zu den Zielen, Inhalten und
pädagogischen Grundsätzen einer Einrichtung beziehungsweise der in ihr Täti-
gen. Eine umfassende Marketingstrategie muss also die unterschiedlichen Ziel-
ebenen der Einrichtung und weitergehend der Profession aufgreifen und Ange-
botsentwicklung und Vermarktungsstrategien an ihnen ausrichten. Zusammen-
gefasst lassen sich für ein Erwachsenenbildungsmarketing die folgenden Ziel-
ebenen formulieren:

• die avisierten Zielgruppen für das Bildungsangebot zu erreichen,
• eine höhere Zufriedenheit der Kunden, sprich der Teilnehmenden,
• eine optimale Konzeptionierung und Realisierung von Produkt- bzw.

Programmentwicklung, Preisbildung, Kommunikation und Vertrieb und
in der Folge eine erfolgreiche Bildungsarbeit,

• ein erfolgreiches internes „Binnenmarketing“, das Leitung, Pädagogen,
Mitarbeiter in Verwaltung (und ggf. Hauswirtschaft) von der Sinnhaftig-
keit und Qualität des Bildungsangebotes überzeugt,

• die Zusammenführung der internen Ziele der Einrichtung:
– ideell (gesellschaftspolitische Ziele, Bildungsauftrag),
– angestrebter Marktanteil und Marktgeltung,
– gesicherte Refinanzierung,
– teilnehmerbezogene Ziele (Bekanntheit, Zufriedenheit, Kundenbin-

dung),
– mitarbeiterbezogene Ziele (soziale Absicherung, Zufriedenheit),
– gesellschaftsbezogene Ziele (Akzeptanz in der regionalen Umgebung,

konstruktiver Dialog mit den für die Arbeit relevanten gesellschaftli-
chen Gruppen).

Marketing geht also in der Konsequenz sehr viel weiter, als das oben
beschriebene Beispiel der eher situationsbezogenen und zufälligen Anwendung
von einzelnen Instrumenten zeigt: Marketing ist ein umfassendes Kommunika-
tionskonzept, welches – ernst genommen – zum Bestandteil eines ständigen
Organisationsentwicklungsprozesses wird. Es beginnt bei der Frage des Selbst-
verständnisses einer Einrichtung, ihrer Ziele und Inhalte, setzt sich fort in der
Analyse der Zielgruppen und ihrer Bedürfnisse, bezogen auf das konkrete An-
gebot und die Einrichtung als solche, bezieht die interne Entwicklung einer
Corporate Identity ebenso ein wie die möglichst stimmige Präsentation von
Angebot, Einrichtung und Träger und endet schließlich bei der Evaluation von
Veranstaltungen und dem Controlling von Zielen. Marketing wird so zu einer
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Denkhaltung, die geprägt ist von einem klaren eigenen Profil, einer konsequen-
ten Zielgruppenorientierung und dem Bemühen um Transparenz nach innen
und außen.

Marketing für Bildungseinrichtungen umfasst die Präsentation der Ein-
richtung auf der Grundlage der trägerspezifischen Ziel- und Wertekontexte und
des konkreten Programms. Es bezieht sich auf jede einzelne Veranstaltung als
Dienstleistungsangebot gegenüber genau und systematisch auszuwählenden
Abnehmern. Hinzu kommt die Vermittlung und Kommunizierung der ideellen
und bildungsbezogenen Zielsetzungen und der sich aus der Arbeit ergebenden
Leistung für die Gesellschaft gegenüber öffentlichen und privaten Förderern und
eventuellen Sponsoren.

Eine solche Marketingkonzeption setzt ein umfassendes Kommunikati-
onsgeflecht voraus, in das Leitung, Pädagogen, Leitungsgremien und nebenamt-
liche Mitarbeiter, Teilnehmende, Mitarbeiter/innen von Verwaltung (und ggf.
Hauswirtschaft) ebenso eingebunden sind wie die Entscheidungsträger von för-
dernden Institutionen und die Fach- und Regionalöffentlichkeit im Umfeld der
Einrichtung. In diesem umfassenden Kontext werden auf der Basis eines klaren
Trägerprofils Angebote entwickelt, präsentiert, durchgeführt, evaluiert und wei-
terentwickelt.

Ein so verstandenes umfassendes Marketingkonzept ist keineswegs eine
neue, noch nie dagewesene Gesamtkonzeption, sozusagen der Königsweg aus
jedweder Krise von Mittel- und Teilnehmerschwund. Das für viele Neue liegt
vielmehr darin, dass die einzelnen Elemente und Schritte von institutioneller
Profilierung, Planung, Werbung, Evaluation, Selbstdarstellung, Teilnehmerbetei-
ligung, Öffentlichkeitsarbeit usw. stärker systematisiert, aufeinander bezogen und
in einen stringenten Zusammenhang gestellt werden. In der Konsequenz ergibt
sich ein ablauflogisches Modell eines Marketings in der Erwachsenen- und Wei-
terbildung, welches kein (ökonomisches) Teufelswerk ist, sondern der Versuch,
die eigenen (institutionellen) Ziele effektiv mit allen Beteiligten zu kommunizie-
ren und zu realisieren.

Das idealtypische Ablaufmodell der Entwicklung einer Marketingstra-
tegie (s. S. 33) verweist auf die Ebenen und Elemente, die ein umfassendes Mar-
ketingkonzept erfasst, und auf die unterschiedlichen Stufen des konkreten Vor-
gehens:

• die Klärung und Analyse von Kontexten und Rahmenbedingungen,
• die Klärung und Analyse der institutionellen Ziele von Träger und Ein-

richtung,
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Besondere Absichten der
Einr./des Trägers

Allgemeine Richtziele
der Erwachsenenbildung

Informationen über
externe Bedingungen:

Adressaten,
Konkurrenz

Informationen über
interne Ressourcen:
Personal, Sachmittel,

Finanzen

Ziele der
Einrichtung

Marketingziele

Marketing-Mix

Ange-
bots-

gestal-
tung

Kommu-
nikations-

gestal-
tung

Distri-
butions-
gestal-

tung

Gegenleis-
tungs-
gestal-

tung

Segmentierung

Markt
Störungen

nein ja

ggf. ändern belassen

ggf. modifizieren

Offizielle
Oberziele

Reale
Oberziele

Operative
Ziele

Erfolgs-
kontrolle der

Markt-
realisation
Ist = Soll?

Ablauflogisches Entscheidungsmodell für ein Marketing-Management
(aus: Decker 1995, zit. nach Schöll 1996, S. 179)

• der Bezug der Ziele auf Adressaten, Marktsituation und Konkurrenz
sowie die inner-institutionellen Ressourcen,

• die Entwicklung eines konkreten Angebotes, seine Kommunikation nach
innen und außen, die Werbung und Preisgestaltung (Marketingmix),

• nach erfolgter Durchführung die Erfolgskontrolle und gegebenenfalls
die Überprüfung und Revision von Zielen und Marketingmix.

Das konkrete Handlungsziel eines Marketingprozesses ist nach der Klä-
rung von Zielen, Rahmenbedingungen, Zielgruppensegmentierung und -beschrei-
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bung, Konkurrenz- und Marktanalyse die Realisierung des Marketing-Mix, das
im folgenden Schaubild noch einmal verdeutlicht wird:

Die Realisierung setzt einen umfassenden Kommunikations- und Abstim-
mungsprozess voraus, der alle Funktionsbereiche umfasst. Dies bedeutet nicht,
dass Marketingkonzepte nun plötzlich alles neu machen und von den Mitarbeiten-
den völlig neue Fähigkeiten erfordern. Vielmehr geht es darum, die eigenen Denk-
und Handlungsformen in Bezug zu setzen zu denen der anderen Funktionsebenen.
Dieses Zusammenspiel ist die Existenzbedingung für das Funktionieren einer je-
den Einrichtung. Neu ist an der Marketingidee, dass sowohl das eigene Tun als auch
die Bezüge zum Tun der anderen unter dem speziellen Blick des Marketing gese-
hen werden, das heißt der Kunden- oder Teilnehmerorientierung, der Profilierung
der Einrichtung, der Wirkung auf Teilnehmer, Förderer, Trägervertreter, Öffentlich-
keit. Diese Denkhaltung des Marketing als durchgängiges Prinzip, das auch das
Zusammenspiel zwischen den unterschiedlichen Akteuren beeinflusst, erfordert
eine intensive Kommunikation nach innen zwischen den Beteiligten und nach
außen zu den unterschiedlichsten Adressaten und Ansprechpartnern. Zur Verdeut-
lichung, was die Umsetzung einer Marketingstrategie in Einrichtungen gemeinnüt-
ziger Bildung bedeuten kann, sollen bezogen auf die wichtigsten Akteursgruppen
– Leitung, Pädagogen, Teilnehmende, Verwaltung und Hauswirtschaft – die jewei-
ligen Marketingschritte und ihre Verknüpfungen aufgezeigt werden.

– Leitung
Die Leitung einer Einrichtung kann ein Marketingkonzept im beschrie-

benen Sinne nicht anordnen und hierarchisch dekretieren. Sie ist vielmehr in
den Kommunikationsprozess eingebunden, muss ihn in aller Regel anregen und
initiieren, am Leben erhalten und bis zu einem gewissen Grad steuern, ohne die
Kreativität und Initiative der einzelnen Funktionsgruppen und Mitarbeitenden
zu behindern. Eine zentrale Aufgabe der Leitung ist es, den Überblick zu behal-
ten, die einzelnen Aktivitäten und Initiativen aufeinander zu beziehen und
miteinander zu vermitteln. Neben der Anregungs- und Steuerungsfunktion fal-

Produkt/Leistung

– Veranstaltung mit
•  Inhalt
•  Methoden
•  Struktur
•  Lehrpersonal
•  Zertifikat

– Zusatzleistungen

Preis + Konditionen

– Kursgeld
– Zahlungsmodalitäten
– Zeitkosten

Distribution

– Ort, Zugänglichkeit
– Zeit
– Programmverteilung
– Anmeldeverfahren
– Zwischenhandel

Kommunikation

– Öffentlichkeitsarbeit
– Werbung
– Persönlicher Kontakt
– Teilnahmeanreize

(Nach Fischer, in: Arbeitsausschuss für politische Bildung 1997)

Tabelle 1: Marketing-Mix
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len der Leitungsebene einige zentrale grundlegende Aufgaben innerhalb des
Marketingkonzeptes zu. Dazu gehören die Entwicklung eines Leitbildes und die
Herstellung einer Corporate Identity (CI).2  Beide stellen sozusagen die Grundla-
ge für alle weiteren Aktivitäten dar.

Ein besonderer Stellenwert innerhalb eines Marketingkonzeptes kommt
der Öffentlichkeitsarbeit zu. Sie ist für Bildungseinrichtungen eine Selbstverständ-
lichkeit und beginnt mit der Veröffentlichung von periodischen Programmüber-
sichten und Einzelprogrammen, setzt sich mit Pressemitteilungen und Beiträgen
über einzelne Veranstaltungen fort und endet gegebenenfalls bei der Hauszeit-
schrift. In größeren Einrichtungen stehen für diesen Bereich eigene (Teilzeit-)Stellen
zur Verfügung. In der Regel wird Öffentlichkeitsarbeit jedoch von den Pädago-
gen oder Leiterinnen betrieben, häufig unkoordiniert, für jeweils den Bereich,
für den die Zuständigkeit definiert ist.

Im Rahmen einer übergreifenden Marketingkonzeption kommuniziert
die Öffentlichkeitsarbeit auf der Grundlage von Leitbild, CI und Profil der Ein-
richtung die unterschiedlichsten Angebote mit den verschiedensten, in der Re-
gel detailliert definierten und analysierten Zielgruppen und bedient sich dabei
einer breiten Palette von Instrumenten der Public-Relations-Arbeit. Sie ist sehr
viel mehr als reine Bildungs-, Veranstaltungs- oder Produktwerbung. Ihr Ziel ist
die Entwicklung und Pflege von Image und Profil der Einrichtung, um dadurch
die Annahme der Angebote in den unterschiedlichen Teilmärkten und Zielgrup-
pensegmenten wirksam zu unterstützen. Öffentlichkeitsarbeit in diesem umfas-
senden Sinne ist Aufgabe unterschiedlicher Funktionsbereiche, wobei der Lei-
tung die Entwicklung der Leitlinien, die Koordination und die Wahrung der Ge-
schlossenheit sowie die Erfolgskontrolle zukommt.

Ein ebenfalls in den Aufgabenbereich der Leitung fallendes Feld des
Marketings sind die Finanzen. Sie sind nicht nur relevant als Kosten für die un-
terschiedlichen Maßnahmen des Marketings oder der Öffentlichkeitsarbeit, son-
dern unter Marketinggesichtspunkten wie unter Haushaltsaspekten ist die Preis-
gestaltung von entscheidender Bedeutung. Eine erfolgreiche Angebotspolitik wird
nicht nur, aber häufig doch wesentlich über den Preis betrieben. Ausschlagge-
bend hierfür ist, dass das Preis-Leistungs-Verhältnis stimmt und von den jeweili-
gen Zielgruppen auch als stimmig wahrgenommen wird. Es liegt auf der Hand,
dass unterschiedlichen Zielgruppen ihren jeweiligen Bedürfnissen und finanzi-
ellen Möglichkeiten entsprechende Leistungen zu adäquaten Preisen angeboten
werden. So macht es beispielsweise wenig Sinn, für eine Jugendtagung ein An-
gebot mit einer Vielzahl teurer Referenten und Unterbringung in Einzelzimmern
zusammenzustellen, bei dem dann ein Preis von 350 DM für ein Wochenende
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herauskommt. Umgekehrt dürfte es schwierig sein, z. B. Lehrer zur Teilnahme
an einem Wochenend-Seminar zu gewinnen, das bei Selbstverpflegung und
Übernachtung in Vierbettzimmern ein von einem Mitarbeiter organisiertes Rol-
lenspiel zur Selbstverwirklichung im Berufsleben anbietet und nur 75 DM kos-
tet. Gerade die Steuerung der Finanzen und die Preisgestaltung erfordern ein
enges Zusammenwirken von Leitung, Verwaltung und pädagogischem Team.

Eine weitere zentrale Marketingaufgabe vor allem für die Leitung einer
Einrichtung ist das Einholen und die Absicherung von öffentlicher und privater
Förderung. Die Vertretung der Einrichtung auf dem Teilmarkt der Fördermittel ist
eine genuine Leitungsaufgabe, in die im inhaltlichen Bereich das pädagogische
Team und bei der administrativen Umsetzung die Verwaltung einbezogen ist.

– Pädagoginnen und Pädagogen
Die Pädagoginnen und Pädagogen sind in einer Einrichtung der politi-

schen Bildung im Kontext der zugewiesenen Fach- oder Arbeitsbereiche zustän-
dig für die Entwicklung, Konzipierung, Planung, Durchführung und Evaluation
des inhaltlichen Angebotes. Dies umfasst auch die Akquisition von Zielgruppen,
ihre Betreuung und Bindung an die Einrichtung. Bei diesem umfassenden Pro-
zess der Angebotsplanung und Zielgruppenansprache stehen die Pädagogen vor
der grundlegenden Ausgangsfrage, ob sie angebots- oder zielgruppenorientiert
vorgehen sollen.

Selbstverständnis und inhaltlich-pädagogisches Engagement vieler in
der politischen Bildung Tätigen legen es nahe, von den Inhalten und Bildungs-
zielen, also von dem, was die Lehrenden, die Träger oder Einrichtungen für rich-
tig und wichtig halten, auszugehen. Dementsprechend wird dann ein Angebot
entwickelt, formuliert und beworben in der Hoffnung, dass sich genügend Inter-
essierte im wie immer definierten Umfeld finden und/oder Stammgäste des Hau-
ses das Angebot annehmen. Bei diesem Prinzip der Angebotsorientierung defi-
nieren die Anbieter den Bedarf aufgrund eigener inhaltlich-pädagogischer Er-
kenntnisse und Interessen in der Hoffnung und Erwartung, dass das daraus
resultierende Angebot ausreichend viele Teilnehmende für die Veranstaltung
gewinnen kann. Dieses Vorgehen ist ohne Zweifel inhaltlich und pädagogisch
legitim und kann, solange der ‚Absatz’ stimmt, d. h. die Veranstaltungen voll
sind, auch für Einrichtung und pädagogisch Tätige effizient sein.

Eine zweite Variante des Vorgehens ist die Zielgruppenorientierung. Sie
kann der inhaltlich-pädagogisch richtige Weg sein, wenn es darum geht, eine
bestimmte Zielgruppe zu erreichen, entweder um sie in ihrer Lebens- und Alltags-
situation zu stärken oder weil sie für die Einrichtung strategisch wichtig ist. Unter
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Marketinggesichtspunkten bietet die Zielgruppenorientierung den Vorteil, dass
potenzielle Abnehmer in die Entwicklung des Angebotes zumindest indirekt über
die Zielgruppenanalyse einbezogen sind und somit der ‚Absatz’, d. h. die Gewin-
nung von Teilnehmenden, wenn auch nicht immer gewährleistet, so doch eher
wahrscheinlich ist, als wenn ein frei entwickeltes Angebot sich auf einem diffusen
Markt seine Teilnehmenden suchen muss. Die Konsequenz ist, dass unter reinen
Marketinggesichtspunkten die Zielgruppen- der Angebotsorientierung eindeutig
vorzuziehen ist, was aber nicht ausschließt, dass es unter pädagogisch-inhaltlichen
Aspekten auch immer wieder Situationen geben wird, die eine Angebotsorientie-
rung als Ausgangspunkt erfordern. Dies unterscheidet Bildungsangebote ganz si-
cher vom Gummibärchen- oder Waschmaschinenverkauf, bei dem für den Verkäu-
fer Beschaffenheit, Lage und Struktur der Zielgruppe ebenso egal ist wie der Ge-
schmack des Gummibärchens oder das Design der Bedienungselemente einer
Waschmaschine – solange der Absatz stimmt. Für die Erwachsenenbildungsarbeit
ist es selbstredend nicht unerheblich, was sie wie an wen ‚absetzt’, sondern hier
müssen die Ziele und Grundsätze von Einrichtung und Pädagogen, die Inhalte, das
methodische Vorgehen und die Zielgruppe übereinstimmen. Dennoch sind auch
in der Erwachsenen- und Weiterbildung das Prinzip der Zielgruppenorientierung
und damit die marketingtechnischen Instrumente zur Bestimmung, Definition und
Analyse von Zielgruppen wichtige Elemente – aber auf der Folie der inhaltlich-
politischen Zielsetzung und der pädagogischen Strategieentwicklung.

In der Praxis ist ein erster Schritt die Segmentierung des gesamten Mark-
tes, bei der es darum geht, zu bestimmen, welche Bevölkerungsgruppen überhaupt
für bestimmte Bildungsangebote ansprechbar und zur Teilnahme zu motivieren
sind. Die Kriterien für die Bestimmung von potenziell erfolgreichen Ansprache-
möglichkeiten sind auf drei Ebenen angesiedelt:

– Die sozioökonomische Ebene fragt nach sozialer Schicht (Beruf, Schul-
bildung, Einkommen), nach dem Familien- und Lebenszyklus (Alter,
Geschlecht, Familienstand, Kinderzahl und -alter) und nach geografi-
schen Kriterien (Land, Stadt, Wohnortgröße).

– Die psychographische Ebene greift allgemeine Persönlichkeitsmerkmale
(Lebensstil, Interessen, soziale Orientierung, ethische Grundhaltungen)
und produktspezifische Merkmale (Wahrnehmungen, Lernverhalten,
Einstellungen, Bildungsmotive, Kommunikationsbedürfnisse und -ver-
halten) auf.

– Auf der Ebene des beobachtbaren Bildungsverhaltens geht es u. a. um
die Bereitschaft, Geld und Zeit in Bildungsmaßnahmen zu investieren,
um die Nutzung von und den Umgang mit Medien, die Ansprüche und
Erwartungen an eine Bildungsstätte, die potenzielle Akzeptanz gegen-
über unterschiedlichen thematischen und methodischen Zugängen.
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Sind aufgrund solcher allgemeinen Segmentierungskriterien einzelne
Marktsegmente – das heißt im konkreten Fall: Zielgruppenbereiche – identifi-
ziert worden, die für die Angebote einer spezifischen Einrichtung der Erwachse-
nenbildung erreichbar scheinen, folgt die detailliertere Zielgruppenanalyse, die
dann die Grundlage für die konkrete Entwicklung eines spezifischen Bildungs-
angebotes sein kann. Bei der Zielgruppenauswahl und -beschreibung ist es un-
abdingbar, darauf zu achten, dass die anzusprechende Zielgruppe mit Image
und Leitbild der Einrichtung übereinstimmt und dass die Einrichtung kommuni-
kative Zugänge zu der ausgewählten Zielgruppe hat beziehungsweise herstellen
kann.

Über die möglichst umfassende Information über die angestrebten Ziel-
gruppen hinaus ist für die Entwicklung einer erfolgversprechenden Platzierungs-
strategie für das eigene Angebot ein detailliertes Wissen über die anderen Anbie-
ter in dem angestrebten Marktsegment notwendig. Diese Konkurrenzanalyse stellt
und beantwortet Fragen wie die folgenden:

• Welche unterschiedlichen Bildungsleistungen werden auf dem für uns
relevanten Segment des Bildungsmarktes angeboten?

• Wer sind die Anbieter? Wie sind sie in Hinblick auf Qualität, ökonomi-
sche und organisatorische Potenz, auf Image und Präsenz am Markt
einzuschätzen?

• Welches sind die Angebotsschwerpunkte, Formen, Methoden, Preise
und Termine real oder potenziell konkurrierender Angebote?

• Welche Zielgruppen werden erreicht oder sind gegebenenfalls an an-
dere Einrichtungen gebunden?

• Wie viele Maßnahmen mit welchen Teilnehmendenzahlen, wie vielen
haupt- und nebenamtlichen Beschäftigten werden zu welchen Themen
pro Jahr angeboten und mit welchem Erfolg realisiert?

Derartige Informationen über die anderen Anbieter am Markt sind so-
wohl für die Angebotsplanung als auch für die Entwicklung der eigenen Marke-
tingstrategie und die Ausgestaltung der einzelnen Elemente des Marketingmix
unverzichtbar. Sie ermöglichen in Verbindung mit den Informationen über die
Zielgruppe erst das Erkennen von Marktlücken und die Entwicklung eines eige-
nen Angebotsprofils, um neue Teilnehmendengruppen zu gewinnen. Sie sind
aber ebenso bedeutsam für die Überlegungen zu Abwehrstrategien gegen die
Abwerbung von Stammkunden.

In diesem Zusammenhang gehört zu den zentralen Marketingaufgaben
der Pädagogen die Kundenbindung der bereits erreichten Zielgruppen, d. h. der
jeweils aktuell Teilnehmenden. Dies erfordert neben einer unverzichtbaren ho-
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hen Qualität der inhaltlichen und methodischen Realisierung des Bildungsange-
botes auch eine regelmäßige Kommunikation mit den Zielgruppen über die kon-
krete Veranstaltung hinaus. Für die Arbeit der Einrichtung beziehungsweise des
einzelnen Arbeitsbereiches besonders wichtige Zielgruppen sollten in die kon-
krete Programmplanung einbezogen werden. Eine Kundenbindung ist auch durch
besondere Events, spezifische, lukrative Veranstaltungen oder über eine Haus-
zeitschrift oder Mitteilungsblätter zu verstärken. Der Aufbau einer derartigen
‚Betreuungsstruktur’ – für den einzelnen Arbeitsbereich wie für die gesamte Ein-
richtung – ist zusätzlich von Bedeutung, wenn stark mit unterschiedlichen Ko-
operationspartnern zusammengearbeitet wird, die in Veranstaltungswerbung und
Teilnehmerrekrutierung einbezogen sind.

Ein weiterer wichtiger Marketingaspekt für den pädagogischen Bereich
ist die Evaluation. Sie ist in mehrfacher Hinsicht bedeutsam:

• Evaluation der konkreten Veranstaltung unter Einbeziehung unmittel-
barer Teilnehmendenbefragung, soweit dies möglich und sinnvoll ist;

• Evaluation der angewandten Marketingstrategie und der jeweils einge-
setzten Instrumente und Werbemittel;

• Evaluation des Images des Arbeitsbereiches und der vorhandenen Kom-
munikationsstrukturen mit Zielgruppen und Kooperationspartnern.

– Verwaltung
Die Bedeutung der Verwaltungsmitarbeitenden für ein gelingendes

Marketingkonzept von Einrichtungen der Erwachsenenbildung darf nicht unter-
schätzt werden. Der Funktionsbereich Verwaltung setzt nicht nur entscheidende
Teile des Marketingkonzeptes administrativ und organisatorisch um, sondern trägt
wesentlich auch zu Imageentwicklung und Kundenzufriedenheit bei. Stichwor-
te hierfür sind Telefonverhalten, Serviceorientierung und Flexibilität bei Anmel-
dung, Abmeldung und Beitragszahlung der Teilnehmenden, beim Umgang mit
Referentinnen und Referenten, bei der Beantwortung von Anfragen unterschied-
lichster Art. In Einrichtungen mit eigenem Tagungshaus kommt der Rezeption
eine besondere Bedeutung zu hinsichtlich der Serviceorientierung bei Ankunft
und Abreise, bei der Zimmerverteilung, beim Auskunft-Erteilen, aber auch bei
der Reaktion auf Beschwerden oder der Behandlung ‚schwieriger Kunden’.

Ein zusätzliches Gewicht erhält die präzise, flexible und zuverlässige
Verwaltungsarbeit in den Bereichen, die für die Aufrechterhaltung der unver-
zichtbaren ökonomischen Rahmenbedingungen ausschlaggebend sind. Dies gilt
wesentlich für die Verwaltung und Abwicklung der Förderung, vor allem auch
in der Kommunikation mit den fördernden und prüfenden Stellen. Bei Vorhan-
densein eines Tagungshauses kommt auch der erfolgreichen Akquisition von
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Fremdbelegungen für Zeiten, in denen das Haus nicht durch Eigentagungen
genutzt werden kann, ein ganz entscheidendes Gewicht zu. Eine möglichst große
Belegungsdichte ist für die Einrichtungen mit einem eigenen Haus ein unver-
zichtbarer Beitrag zur Refinanzierung, da in ökonomisch schwieriger werden-
den Zeiten längere Phasen des Leerstandes betriebswirtschaftlich nicht verkraft-
bar sind. Die Akquisition und Organisation der Fremdbelegung ist für den Ver-
waltungsbereich eine unverzichtbare klassische Marketingaufgabe, bei der auch
darauf zu achten ist, dass das Image der Einrichtung und Atmosphäre und Am-
biente des Tagungshauses mit den angeworbenen Fremdbelegungen zusammen-
passen.

– Hauswirtschaft/Küche
Ausschlaggebend für die Zufriedenheit der Teilnehmenden und für die

Akzeptanz einer Einrichtung ist die Übereinstimmung von Leitbild und Image
der Einrichtung mit dem Leistungsangebot, dem Ambiente und der Atmosphäre
des Tagungshauses. Um nur ein Beispiel zu nennen: Eine Einrichtung der politi-
schen Bildung, die sich wesentlich über ökologische Bildungsarbeit profiliert,
kann sich kein Tagungshaus mit einer 15 Jahre alten Ölheizung, weitgehend
ungedämmten und überwiegend mit FCKW-geschäumten Plastikmöbeln ausge-
statteten Räumen leisten und jeden zweiten Tag Hähnchenkeulen aus Massen-
haltung servieren. Hauswirtschaft und Küche kommt unter Marketinggesichts-
punkten für alle Einrichtungen mit einem Tagungshaus eine entscheidende Be-
deutung zu. Die besten thematischen Veranstaltungen, die erfolgreichsten Ko-
operationen in der Teilnehmendenrekrutierung verlieren drastisch an Wert, wenn
sie durch ein abschreckendes Ambiente, unzureichenden Service, schlechte
Küche oder abweisende Atmosphäre des Tagungshauses konterkariert werden.
Dies gilt im Übrigen nicht nur für Tagungshäuser, sondern für Unterrichts- und
Veranstaltungsräume generell.

Hauswirtschaft und Küche haben für den Erfolg der Einrichtung eine
große Bedeutung. Dies ist auf die konkrete Gestaltung einer Veranstaltung zu
beziehen, bei der es nicht nur auf die Qualität, sondern auch auf die Flexibilität
und das Engagement der Mitarbeitenden ankommt: variierende Raumgestal-
tung, begrenzte Flexibilität in den Essenszeiten, die Möglichkeit, auf Sonder-
wünsche, z. B. schweinefleischfreies Essen für mohammedanische Teilnehmer,
einzugehen usw. sind Voraussetzung für ein positives Gesamtimage und eine
hohe Akzeptanz der Einrichtung. Auch hier ist Kunden- und Serviceorientie-
rung Teilnehmerorientierung im besten Sinne – nicht bedenkliche Ökonomisie-
rung des Bildungsprozesses, sondern ein Beitrag, den Bedürfnissen der Teilneh-
menden und den Erfordernissen des Lern- und Bildungsprozesses gerecht zu
werden.
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Marketing als ständiger Kommunikations- und
Abstimmungsprozess

Die Bedeutung der einzelnen Funktionsbereiche für ein erfolgreiches
Marketing von Einrichtungen der Erwachsenen- und Weiterbildung verweist dar-
auf, dass dieses nur gelingen kann, wenn der Austausch und die Abstimmung
zwischen den einzelnen Bereichen gewährleistet sind. Die Konzepte, Regelungen
und Organisationsformen in den Bereichen Leitung, Pädagogik, Verwaltung, Haus-
wirtschaft/Küche müssen in mehrfacher Weise aufeinander abgestimmt werden:

• Sie müssen von einem gemeinsamen Leitbild ausgehen und konzeptio-
nell eine Einheit bilden, die von den Beteiligten wie vom Umfeld und
den Abnehmern als solche wahrgenommen wird.

• Die unterschiedlichen Schnittstellen der Arbeit im täglichen konkreten
Ablauf erfordern eine ständige Abstimmung und die Bereitschaft und
Fähigkeit, auch bei sich widersprechenden fachlichen Notwendigkei-
ten oder Interessen – etwa zwischen Finanzverwaltung und Seminar-
gestaltung oder zwischen Pädagogik und Küche – aufeinander zu- und
einzugehen, um zu tragfähigen, dem Gesamtkonzept der Einrichtung
adäquaten Lösungen zu gelangen.

• Für eine erfolgreiche Marketingstrategie ist eine gemeinsame Außen-
darstellung der verschiedenen Funktionsbereiche, die sich nicht nur
auf das inhaltliche Programm begrenzt, sondern auch den Hauspro-
spekt und das Erscheinungsbild der Einrichtung und ihrer Teile in den
unterschiedlichsten Formen erfasst, unverzichtbar.

• Schließlich muss in der gemeinsamen Reflexion der einzelnen Funkti-
onsbereiche (Leitung, pädagogisches Team, Verwaltung, ggf. Tagungs-
haus) eine regelmäßige Evaluation der Gesamtmarketingstrategie und
der Positionierung der Einrichtung erfolgen.

Die Entwicklung, Umsetzung, Evaluation und Weiterentwicklung ei-
ner Marketingstrategie, die den inhaltlich-pädagogischen Zielen der Einrichtung
ebenso gerecht wird wie den ökonomischen und organisatorischen Erfordernis-
sen, setzt einen ständigen Austauschprozess zwischen den verschiedenen Funk-
tionsbereichen voraus, für den sich möglicherweise die Einrichtung einer regel-
mäßig tagenden ‚Marketingkonferenz’ anbietet. Hier sollten sowohl die Leitun-
gen der verschiedenen Funktionsbereiche als auch die unterschiedlichen Hier-
archieebenen und die von jeweils anstehenden Einzelfragen betroffenen Mitar-
beitenden vertreten sein.

An dieser Stelle wird deutlich, dass nicht nur inhaltlich, sondern auch
organisatorisch zwischen einem umfassenden Marketingprozess und einem Pro-
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zess zur Qualitätssicherung enge Verbindungen bestehen, die letztlich zusam-
menfließen müssen. Marketing und Qualitätssicherung3  sind unverzichtbare
Bestandteile eines permanenten Organisationsentwicklungsprozesses von Ein-
richtungen politischer Bildung, der nicht nur die inhaltliche und pädagogische
Entwicklung und Programmatik erfasst, sondern ausgehend von diesen die an-
deren Funktionsbereiche gleichberechtigt einbezieht.

Ein Erwachsenenbildungsmarketing im beschriebenen Sinn führt über
die Ebene der Organisationsentwicklung hinaus zu einer Integration der päda-
gogisch-konzeptionellen Dimension mit der ökonomischen Dimension. Es fragt
umfassend, stellt über die in der pädagogischen Praxis übliche Kooperation hin-
aus zusätzliche Verknüpfungen sowohl zu ökonomischen Kategorien als auch
zum Umfeld der Einrichtung her und führt sie zusammen. Der „pädagogische
Blick“ wird um den anderen, den „ökonomisch-marketingstrategischen Blick“
ergänzt – nicht verdrängt. Die pädagogisch-inhaltliche Perspektive wird nicht
durch ökonomisches Effektivitätsdenken ersetzt. Vielmehr sollen die Bildungs-
angebote wirksamer gestaltet und präsentiert werden, um die Wahrnehmung
der Angebote und Ziele der Einrichtung zu verstärken.

Für die Mitarbeitenden – insbesondere das pädagogische Personal –
stellt die Einführung und Realisierung einer Marketingstrategie auch ein zusätz-
liches Feld der Qualifizierung und Professionalisierung dar. Hier liegt subjektiv
für die berufliche Entwicklung der Mitarbeitenden wie für den Erfolg und das
Standing der Einrichtung auf den oben beschriebenen Teilmärkten eine wichtige
Chance.

Pädagogische Arbeit und ökonomische Strategien sind kein Widerspruch
an sich, sondern bei einem reflektierten und aufeinander abgestimmten Vorge-
hen durchaus sinnvoll und effektiv miteinander zu verbinden. Die Konkurrenz-
situation gerade auf den für Erwachsenenbildungseinrichtungen existentiell zen-
tralen Märkten der Teilnehmergewinnung und der Akquirierung von öffentlichen
und privaten Fördermitteln wird härter werden. Diese Erkenntnis in den eigenen
lang- und mittelfristigen Entwicklungsstrategien zu antizipieren kann für viele
Einrichtungen von überlebenswichtiger Bedeutung sein. Je eher und reflektierter
dies geschieht, umso größer ist die Chance, auch in Krisensituationen über an-
gemessene Strategien und Instrumentarien zu verfügen, die Panikreaktionen wie
Personalkürzungen und den Rückgriff auf kommerziell erfolgversprechende, aber
inhaltlich-pädagogisch bedenkliche Angebotsentwicklungen vermeiden helfen.
Eine gesicherte ökonomische Existenz ist für jede Bildungseinrichtung die wün-
schenswerte Basis, um die inhaltlich-pädagogischen Ziele kompetent, kreativ
und engagiert verfolgen zu können. Im Unterschied zur freien Wirtschaft ist die
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Ökonomie dabei nicht das Ziel, sondern bewusst und ausschließlich Mittel zum
Zweck, um die pädagogische Arbeit abzusichern.

Anmerkungen
1 Vgl. hierzu ausführlich den Beitrag „Der Teilnehmer als Kunde – der Bildungsauftrag als Dienst-

leistung“ von Hannelore Bastian in diesem Band, S. 11
2 Vgl. den Beitrag „Vision und roter Faden – Leitbildentwicklung“ von Wolfgang Beer in die-

sem Band, S. 44
3 Vgl. den Beitrag „Wie hälst du’s mit der Qualität?“ von Jörg Knoll in diesem Band, S. 72
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Wolfgang Beer

Vision und roter Faden – Leitbildentwicklung

Worum es geht ...

Weiterbildungseinrichtungen sind komplexe Gebilde mit sehr vielfäl-
tigen internen Bezugsfeldern und externen Kommunikationsbereichen. Diese
Ausgangssituation führt dazu, dass die Mitarbeitenden auf unterschiedlichen
Ebenen und Handlungsfeldern agieren, z. B. in der Anmeldung oder der Fi-
nanzverwaltung, in der Pädagogik oder der Hauswirtschaft. Gleichzeitig wer-
den sie mit ihrem Handeln in ihrem Um- und Bezugsfeld wahrgenommen: u.
a. von Teilnehmenden und Dozenten, im lokal- und regionalpolitischen Kon-
text, von Förderungsgebern und Konkurrenten. Die Vielfalt der Beziehungen,
Interessen und Anforderungen birgt die Gefahr, dass die Berechtigung von ge-
genseitigen Anforderungen aus den Arbeitsbereichen nicht immer vermittelbar
ist, Interessenskollisionen entstehen, die die Arbeit belasten. Solche Probleme
im Innenverhältnis werden häufig durch Erwartungen und „störende“ Reaktio-
nen von Teilnehmenden und Umfeld der Einrichtung verschärft.

Diese Ausgangslage führt zu ebenso einfachen wie bedeutsamen Fra-
gen, wie Beispiele aus dem Alltag einer Akademie zeigen: Im Innenbereich
fragen die Mitarbeitenden an der Rezeption des Tagungshauses: „Warum muss
ich bis 22 Uhr abends hier sitzen, wenn in den letzten 2 Stunden nur noch
zwei Leute anreisen und auch sonst kaum einer etwas braucht?“ Der Finanz-
verantwortliche fragt sich, ob wirklich so viele Lehrmaterialien zur Verfügung
gestellt werden müssen, und der Tagungsleiter kann sich nur schwer damit
abfinden, dass das Abendessen auch bei intensivsten gruppendynamischen Pro-
zessen nicht verschiebbar ist. Der Sachbearbeiter der fördernden Behörde fragt,
ob denn die Behindertentagung nicht doch als soziale Betreuungsmaßnahme
beurteilt werden sollte und deshalb nicht als politische Bildung gefördert wer-
den kann. Die Anwohner fragen sich, warum in dem schönen historischen
Gebäudekomplex kein Seniorenheim untergebracht wurde statt einer Jugend-
bildungsstätte mit der dritten Samstagsdisco-Nacht im laufenden Monat. Und
einzelne Teilnehmende fragen sich, ob sie beim nächsten Kurs nicht doch lie-
ber das Angebot der politischen Stiftung im Nachbarort wahrnehmen sollten,
das zwar ihren Interessen und Positionen nicht ganz entspricht, aber nur halb
so viel kostet.

Online: http://www.die-bonn.de/doks/2002-wirtschaftlichkeit-01.pdf



45

Die Frage ist, ob die Bildungsstätte eine Antwort geben kann, die diese
und ähnliche Fragen gleichermaßen betrifft. Im Idealfall kann sie dies. Zwar nicht
mit einem Satz, aber mit einem kurzen Text, der nach innen und nach außen er-
klärt, welches die Grundlagen und Ziele der Einrichtung sind, wie ihre pädago-
gischen, finanziellen, organisatorischen Handlungskonzepte aussehen. Dabei
sollte die Innensicht des Selbstverständnisses mit der Außensicht der Umfeldwahr-
nehmung möglichst weitgehend übereinstimmen. Das Instrument, welches die
Organisationsentwicklung für all diese Zwecke bereit hält, ist das Leitbild.

Was ist ein Leitbild?

Ein Leitbild fasst die Grundlagen, die Ziele und das Selbstverständnis
einer Einrichtung zusammen. Es hat damit zunächst eine entscheidende Wir-
kung nach innen, beschreibt es doch den Konsens über den gemeinsamen Aus-
gangspunkt der Mitarbeitenden. Es stellt die Basis für die Identifikation mit der
eigenen Arbeit und der Einrichtung dar, ist die Grundlage für die emotionale
Bindung, die mit Begriffen wie Wir-Gefühl, Klima, Tradition zu umschreiben ist.
Das Leitbild beschreibt die Visionen einer Einrichtung und ist gleichzeitig der
rote Faden für die Mitarbeitenden. Dabei hat es immer auch eine zentrale Be-
deutung für die Außenwahrnehmung, bildet das Leitbild doch den Ausgangs-
punkt für die Profilentwicklung einer Einrichtung.

Das Leitbild ist mehr als ein realitätsferner Überbau, der zitierfähig in
den Selbstdarstellungsbroschüren abgedruckt wird, aber ansonsten den alltägli-
chen Gang der Dinge nicht beeinflusst. Soll es seine Funktion erfüllen, nämlich
die Grundlage für die Inhalte und Formen der Arbeit ebenso wie für das Han-
deln und Verhalten der Mitarbeitenden zu sein, muss es operationalisierbar sein,
d. h. die Basis darstellen für die Formulierung von Organisationszielen und in-
haltlichen Zielvereinbarungen für einzelne Bereiche und Mitarbeitende. Aus dem
Leitbild werden somit die unterschiedlich gewichteten Ziele abgeleitet. Die Vo-
raussetzung dafür ist, dass es einen Soll-Zustand beschreibt, konkrete Teilberei-
che unterscheidet, Maßstäbe aufstellt, realisierbar ist und nicht zuletzt von allen
Beteiligten akzeptiert wird.

Für eine Einrichtung der gemeinnützigen Bildung gehören zum Leit-
bild zentral die Ziele und Grundsätze der eigenen Bildungsarbeit, die ihnen
zugrunde liegenden Wertorientierungen, Trägerphilosophien und sozialen Kon-
texte. Das Leitbild, welches letztlich von den Leitungsgremien verabschiedet
und anschließend nach innen und außen kommuniziert wird, ist die Messlatte
für alle Lebensäußerungen der Einrichtung, die in drei Dimensionen unterschie-
den werden:
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• Verhalten, d. h. Bildungsangebot und Umsetzung, Preisgestaltung, Dis-
tribution, Finanzmanagement und Mitarbeiterverhalten,

• Kommunikation/PR, Vermittlung des Leitbildes im Umgang mit Teil-
nehmenden, Lehrenden, Förderern und Lieferanten, in Werbung, Öf-
fentlichkeits- und Lobbyarbeit, aber auch in der internen Kommunika-
tion, bezüglich Organisationsstruktur, Entscheidungsabläufen, Leitungs-
verhalten u. a.

• Erscheinungsbild, d. h. Medien, intern und extern, bauliche und räum-
liche Gestaltung.

Das Leitbild als Kern der Corporate Identity (CI)

Die Corporate Identity ist zusammenfassend zu beschreiben als die
Selbstdarstellung und Verhaltensweise einer Einrichtung nach innen und nach
außen. Sie wird strategisch geplant und gezielt eingesetzt auf der Basis einer
akzeptierten Vision oder Philosophie der Einrichtung in Verbindung mit den lang-
fristigen Zielen. Auf dieser Basis entwickelt die Einrichtung ein Image, das alle
ihre Handlungen in einen einheitlichen Rahmen stellt, der nach innen und außen
auch als solcher wahrgenommen wird. Ziel ist ein unverwechselbares Profil, das
die Einzigartigkeit der Einrichtung begründet.

Die Entwicklung einer Corporate Identity zielt dementsprechend
zunächst nach innen, auf die eigene Mitarbeiterschaft. Es geht darum, eine Iden-
tifikation mit der Einrichtung in ihren vielfältigen Erscheinungsformen, von den
Wertorientierungen über Ziele, Angebote, Inhalte, Organisationsform, die eige-
ne individuelle Arbeit im Gesamtgefüge bis hin zum Hausprospekt und Halbjah-
resprogramm bei allen Beschäftigten unabhängig von ihrer jeweiligen Funkti-
ons- und Hierarchieebene herzustellen. CI wird so aus der Perspektive des Mit-
arbeiters/der Mitarbeiterin zu einem ganzheitlichen Prozess, der „Kopf, Herz
und Hand“ umfasst (vgl. Regenthal 1992, S. 27). Das Schaubild auf S. 47 ver-
deutlicht dieses Modell.

Die verschiedenen „Persönlichkeitsdimensionen“ werden bezogen auf
die entsprechenden institutionellen Ebenen, Grundlagen, Ziele und Handlungs-
felder. Der Erfolg einer Einrichtung, so lautet die hinter diesem Ansatz stehende
These, hängt entscheidend davon ab, ob die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit
ihrer Arbeit zufrieden sind, das Gefühl haben, sich kreativ und kritisch einbringen
zu können, und sich nicht bereits im Stadium der innerlich vollzogenen Kündigung
befinden; ob sie das Anliegen der Einrichtung zu ihrer Sache machen und sich mit
den Leitbildern und Zielen identifizieren. Diese angestrebte interne Stimmigkeit
ist dann in einem zweiten Schritt die Grundlage für die Wirkung der Einrichtung
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Persönlichkeit

Profil Stil

KOPF

HAND HERZ

Corporate
Culture

Corporate
Design

Corporate
Communi-

cation

© Regenthal

Strategien

Konzepte

Leitlinien, Ziele

Werte, Normen
       u. Philosophie

Formen

Wirken

Wir-Gefühl
Traditionen

Identifikationen

Klima, Image

Führungsstil
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Kommunikation

Kampagnen

Führen

Schaubild 1: Ganzheitliches CI-Modell (Quelle: Beer/Cremer 1999, S. 337)

nach außen, d. h. die Basis für eine erfolgreiche Marketingstrategie. Die Einrich-
tung sollte eine institutionelle „Persönlichkeit“ entwickeln, einen eigenen anspre-
chenden Stil und ein deutliches Profil, die als gemeinsames Ganzes nach innen
und außen wirken. Die Bereiche Corporate Culture, Corporate Design und Cor-
porate Communication sind dann zentrale Bestandteile der nach außen gerichteten
Präsentation der Einrichtung. Dabei wird ausdrücklich die Ebene der emotionalen
Bindung der Mitarbeitenden an die Einrichtung einbezogen. Dies wird mit Begrif-
fen wie Wir-Gefühl, Tradition, Klima deutlich.

Die stärker die Grundlagen, kontextuale Einordnung und Position be-
treffenden Aspekte wie Werte, Normen, Philosophie, Leitlinien, Ziele, Strategien
– unter dem Bereich „Kopf“ subsumierbar – spielen ebenso wie die im Bereich
„Hand“ zusammenfassbaren Konkretionen der Arbeit, Organisation, Produkte,
Erscheinungsbild in anderen, stärker funktional gefassten Ansätzen von CI eine
größere Rolle. Ein Beispiel dafür ist das CI-Modell, das vom Praxis Institut Bre-
men entwickelt wurde (s. S. 48)

Dieser Ansatz der Leitbildentwicklung setzt im Gegensatz zu Regen-
thal nicht an der Persönlichkeitsdimension der Mitarbeitenden an, sondern an
den Grundlagen, Zielen und Handlungsformen der Institution. Sie sind der Aus-
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Schaubild 2: Corporate Identity (Quelle: Beer/Cremer 1999, S. 338f.)
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gangspunkt, an dem sich die anderen Bereiche, Verhalten, Kommunikation, Er-
scheinungsbild orientieren. Aussagen über die Leistungsbereiche der Einrich-
tung – z. B. Programm, Zielgruppen, Qualitätsstandards –, über Ziele und Ver-
wendung der zur Verfügung stehenden Finanzen, über Organisations- und Füh-
rungsgrundsätze und über die Erwartungen der Umwelt der Einrichtung stehen
im Zentrum. Sie sind die Vorgaben, von denen her  Ziele und Handlungen der
Mitarbeitenden abgeleitet werden.

Dem Selbstverständnis und dem Anspruch von Bildungseinrichtungen
entspricht das an den in der Institution arbeitenden Menschen ansetzende kom-
munikative ganzheitliche CI-Modell mehr als das zweite, stärker funktional und
hierarchisch angelegte Vorgehen. Für Einrichtungen der Erwachsenenbildung
erscheint eine Verknüpfung der beiden skizzierten Zugangsweisen zur Entwick-
lung einer CI sinnvoll.

Zugangsweisen zur Entwicklung einer Corporate Identity

Erwachsenenbildungsarbeit erfordert von allen Beteiligten, nicht nur
von den pädagogisch Tätigen, ein hohes Maß an persönlichem Engagement,
Kooperationsbereitschaft und Empathie mit Mitarbeitenden auch der anderen
Funktionsbereiche, zumal deren Arbeit oft sehr unterschiedlich strukturiert und
angelegt ist. Die Folge ist, dass auch konkurrierende Arbeitsstrukturen, etwa
zwischen Pädagogik- und Finanzbereich, miteinander in Übereinstimmung ge-
bracht werden müssen. Hier kann nur ein CI-Konzept und Organisationsmodell
greifen, welches dem Einzelnen einen möglichst hohen Grad an Autonomie und
gleichzeitigem Verantwortungsbewusstsein für den Gesamtzusammenhang er-
möglicht. Intern kommt dabei den unter dem Begriff „Herz“ zusammengefassten
Aspekten (vgl. Regenthal 1992) eine hohe Bedeutung zu. Gleichzeitig beschreibt
der umfassendere funktionale Ansatz des Praxisinstituts präzise den komplexen
Handlungs- und Kommunikationszusammenhang, den eine gelingende CI-Ent-
wicklung und Umsetzung erfordert. Hier wird die für den alltäglichen Hand-
lungsvollzug und die konkrete Arbeitsplanung zentrale operative Ebene deutli-
cher. Diese zeigt auch sehr plastisch die Vielfalt der Handlungsfelder in den
Bereichen Leitbild, Kommunikation und Erscheinungsbild auf, die Ausgangs-
punkt für konkrete Zielsetzungen und Zielvereinbarungen sind. Eine erfolgrei-
che CI mit einem wirksamen Leitbild als Kern kann nur dann greifen, wenn
konkrete Ziele in den einzelnen Arbeitsbereichen bezogen auf die jeweiligen
Handlungsfelder und hinunter bis auf die Ebene einzelner Mitarbeiter/innen ge-
setzt werden. Dies setzt aber auch die Akzeptanz und Identifikation der Mitar-
beitenden mit der Einrichtung ebenso wie mit den jeweils eigenen Zielen vor-
aus. Akzeptanz und Identifikation können aber nicht angeordnet, sondern nur in
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einem gemeinsamen Kommunikationsprozess zwischen den verschiedenen Lei-
tungsebenen einerseits und den einzelnen Mitarbeitenden andererseits erreicht
werden. Die strategisch und ökonomisch wünschenswerte und notwendige
Operationalisierung der funktionalen Aspekte eines Leitbildes setzt die Einbe-
ziehung der persönlichen Ziele, Interessen und Empfindungen der einzelnen
Mitarbeiterin, des einzelnen Mitarbeiters zwingend voraus. Das Prinzip des „top
down“, der Anordnung von institutionellen und persönlichen Zielen ist, wie alle
Erfahrung zeigt, zum Scheitern verurteilt. Einrichtungen der Erwachsenenbildung
sind in ihren unterschiedlichen Funktionsbereichen angewiesen auf engagierte
und selbstbewusste Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nur durch Kommuni-
kation und Überzeugung, nicht aber durch Anordnung im hierarchischen Voll-
zug zu gewinnen sind. Dies gilt in besonderer Weise für einen Prozess der Leit-
bildentwicklung und -umsetzung, der funktionale und emotionale Ebenen im
Innen- wie im Außenverhältnis gleichermaßen erfasst.

Ausgangspunkt für diesen Prozess sind übergreifende Zielsetzungen,
Orientierungen und Grundsätze, die dann jeweils auf einzelne funktionale Ar-
beitsbereiche und Aufgaben von Mitarbeitenden bezogen und umgesetzt wer-
den. Diese Grundsätze werden für die einzelnen Funktionsbereiche im Leitbild
formuliert. In der folgenden Übersicht sind die wichtigsten Aspekte eines Leitbil-
des für gemeinnützige Bildungseinrichtungen zusammengefasst:

Leitbildentwicklung für gemeinnützige Bildungseinrichtungen

Ethische, fachliche und soziale Positionierung
• Ethische Grundlagen und Philosophie der Einrichtung
• Trägerspezifische Wertorientierungen
• Soziale und politische Einbindungen und sich daraus ergebende Grundsätze und Positio-

nen
• Fachliche Grundsätze, Positionen und Ziele.

Konzeptionelle Grundlagen des Bildungsangebotes
• Grundverständnis des eigenen Bildungsfeldes
• Pädagogische Grundsätze und Konzeptionen für die Bildungsarbeit
• Spezifische Angebotsformen als ‚Markenzeichen‘, die einen Schwerpunkt der Arbeit bil-

den
• Zentrale Zielgruppe.

Grundsätze für die Finanzierung und das Finanzmanagement
• Grundsätze für die Erstellung eines Finanzkonzeptes und Analyse der Auswirkungen auf

die pädagogische Arbeit
• Grundsätze für die Akquisition von Fördermitteln, Spenden und Sponsoring
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• Grundsätze für eine effektive Mittelverwendung und ein Controlling in allen Arbeitsberei-
chen der Einrichtung

• Grundlagen der Gebühren- und Preisgestaltung.

Grundlagen der internen Arbeits- und Organisationsstruktur
• Grundsätze der Kooperation zwischen Arbeitsebene und Aufsichtsgremien
• Grundsätze der Mitarbeiterführung und Partizipation
• Grundsätze der Organisationsentwicklung
• Grundsätze für ein Qualitätsmanagement
• Grundlagen der internen Entscheidungsfindung und Transparenz
• Grundsätze für die Mitarbeiterfinanzierung.

Grundsätze für die Gestaltung der externen Arbeitsbeziehungen
• Grundsätze für die Gewinnung von und den Umgang mit Kooperationspartnern
• Grundsätze für die Entwicklung der Beziehungen zum lokalen und regionalen Umfeld
• Grundsätze für die Entwicklung der Beziehungen zu fördernden Behörden und Institutio-

nen.

Grundsätze für die Gestaltung und Führung eines Tagungshauses
• Ökologische Nachhaltigkeit bei Bau, Gestaltung und Betrieb eines Tagungshauses und

seiner Arbeitsabläufe (z. B. Energieversorgung, Verkehr, Küche)
• Konsequente Kundenorientierung in den unterschiedlichen Service- und Angebotsberei-

chen
• Grundlagen für die Koordination zwischen Tagungshaus, pädagogischer Arbeit und Ver-

waltung
• Grundsätze für die Akquisition und Aufnahme von Gasttagungen.

Vom Grundsatz zu den Zielen

Die hier eher abstrakt benannten Bestandteile einer Leitbilddiskussion für
gemeinnützige Bildungseinrichtungen müssen für jede einzelne Institution gefüllt
und nach innen und außen kommuniziert werden. Die einzelnen Festlegungen
und Kriterien für die verschiedenen Handlungsfelder sollten so präzise formuliert
sein, dass ihre Einhaltung oder Erreichung operationalisierbar und überprüfbar
wird. Es bietet sich an, für die einzelnen Bereiche Zielkataloge festzulegen, die von
allen jeweils Beteiligten als realistisch und verbindlich akzeptiert werden. Ein sol-
ches Vorgehen erhöht auch die Transparenz der einzelnen Arbeitsbereiche und
verbessert die Koordination in den Überschneidungsbereichen. Selbstverständlich
sind weder das Leitbild noch die daraus abgeleiteten Zielvereinbarungen eine
einmal erreichte statische Größe. Vielmehr müssen Ziele je nach Reichweite in
unterschiedlichen Abständen regelmäßig im Gespräch zwischen allen tangierten
Mitarbeitern überprüft und gegebenenfalls verändert werden. Findet eine regelmä-
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ßige Reflexion und Überprüfung von Zielen nicht statt, kann geschehen, was Mark
Twain einmal so formuliert hat: „Und als sie ihr Ziel aus den Augen verloren hat-
ten, verdoppelten sie ihre Anstrengungen.“ Deshalb müssen Ziele so formuliert
werden, dass ihre Überprüfung ohne großen Aufwand erfolgen kann. Dafür müs-
sen sie erreichbar und konkret sein und dürfen bezüglich Inhalt, Umfang und Zeit
nur geringe Interpretationsspielräume lassen.

Die aus dem Leitbild abgeleiteten Ziele und Zielvereinbarungen gehen
von der Einrichtung als Ganzer aus, beziehen sich jedoch in der Konsequenz auf
jede/n einzelne/n Mitarbeiter/in. Deshalb ist es notwendig, alle Beschäftigten in
den Zielfindungsprozess einzubeziehen und an ihrem jeweils persönlichen Selbst-
verständnis anzusetzen. Dabei können drei Ebenen des subjektiven Selbstver-
ständnisses unterschieden werden:

• Das professionelle Selbstverständnis fragt nach den Zielen der Arbeit
und nach den Qualifikationen.

• Das normative Selbstverständnis fragt nach den grundlegenden Wert-
orientierungen der Arbeit.

• Das individuelle Selbstverständnis fragt nach der Positionsbestimmung
im Gesamtgefüge der Einrichtung sowie nach den persönlichen Ab-
sichten und Zielen.

Die Leitbildentwicklung einer Einrichtung war dann erfolgreich, wenn
die Ergebnisse der subjektiven Selbstverständnisklärungen zumindest weitgehend
mit den Aussagen des Leitbildes und den daraus abgeleiteten institutionellen
Zielen kongruent sind.

Das Leitbild als Ausformulierung der Oberziele muss in seiner Konkre-
tion auf die Handlungsabläufe der Einrichtungen und der Mitarbeitenden ausdif-
ferenziert werden in Grob- und Feinziele, aus denen dann jeweils Instrumente
und Maßnahmen abgeleitet werden. Dieser Prozess der Ausformulierung in Grob-
und Feinziele, Instrumente und Maßnahmen muss, initiiert und gesteuert von
der Leitung, mit den jeweils Beschäftigten für jeden einzelnen der oben genann-
ten Aussagebereiche des Leitbildes erfolgen: für die Bildungsarbeit ebenso wie
für die Verwaltung und das Finanzmanagement, für die interne Organisation
ebenso wie für das Tagungshaus und die externen Beziehungen. Und diese Aus-
formulierung muss konkret auf einzelne Mitarbeitende beziehungsweise Arbeits-
gruppen zugeschnitten sein.

„Ziele sind nur so gut wie ihre Formulierungen“, schreibt Helle Becker
und benennt eine Reihe von Kriterien, die es zu beachten gilt (vgl. Becker 2000,
S. 38):
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Ziele müssen
• aus den Leitbildern hervorgehen und Konsens sein,
• positiv formuliert sein („Wir wollen etwas erreichen, nicht etwas ab-

schaffen.“),
• eindeutig sein (keinen Interpretationsspielraum lassen, als Ziel formu-

liert sein; ein Wort, ein Begriff, eine Maßnahme sind keine Zielformu-
lierungen),

• konkret sein (in Handlungen übersetzbar),
• erreichbar sein (in Einzelschritte unterteilt),
• relevant sein (jeder muss wissen, mit welchen Kompetenzen/Leistun-

gen und in welchen Schritten er dazu beitragen kann),
• zeitlich begrenzt sein (Daten für Zwischenziele/Ergebnisse festlegen),
• messbar sein (Zwischen- und Endergebnisse formulieren),
• überprüfbar sein (Kriterien und Überprüfungsmaßnahmen angeben),
• eine Perspektive haben (was passiert, wenn das Ziel erreicht/nicht er-

reicht wird).

Ein Problem ist, dass Ziele auf verschiedenen Handlungsebenen einer
Einrichtung sich auch widersprechen können, z. B. das pädagogische Ziel und
das Ziel der Refinanzierung. Der Fall ist nicht selten, dass die pädagogische
Planung orientiert wird an der Frage: Für welche Themen und Zielgruppen gibt
es im nächsten Jahr am leichtesten das meiste Geld? So können Finanznöte
möglicherweise auf Kosten pädagogischer Ziele gelöst werden. Aber das Image
der Einrichtung und die Arbeitsmotivation und Identifikation der Mitarbeiter
werden so nicht gefördert. Die Orientierung an differenzierten Leitbildern kann
helfen, solche Fehlentwicklungen zu vermeiden.

Zum Prozess der Leitbildentwicklung

Die Entwicklung und Fortschreibung eines Leitbildes erfordert einen Pro-
zess, an dem alle Mitarbeitenden beteiligt sind. In der Regel werden die Initiierung
und das Einbringen von Vorgaben eine Leitungsaufgabe sein. Ein Leitbild ist – soll
es die gewünschte Verbindlichkeit erreichen – kein Fall für eine dienstliche Anord-
nung, es muss unter Mitwirkung aller Beteiligten entwickelt werden und innerhalb
dieses Prozesses auch veränderbar sein. Der Prozess muss von kompetenten und
von den Beteiligten akzeptierten Moderatoren mit vorher festgelegten Methoden
begleitet werden. Dabei empfiehlt es sich, trotz des nicht von der Hand zu weisen-
den Kostenargumentes auf eine externe Moderation zurückzugreifen, da die un-
verzichtbare interne Akzeptanz ebenso wie die notwendige Neutralität und Dis-
tanz des Moderators, der Moderatorin bei Mitarbeitenden der Einrichtung oder gar
deren Leitung nicht gegeben ist. Der Prozess der Leitbildentwicklung sollte in ei-
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nem vorab vereinbarten Zeitraum abgeschlossen sein und nicht länger als ein Jahr
dauern. Die Ergebnisse auch der einzelnen Zwischenphasen sind schriftlich zu
dokumentieren, damit eine ständige Transparenz für alle Beteiligten gewährleis-
tet ist. Gleichzeitig wird so auch ihre Verbindlichkeit fixiert.

Basis für die Zielbestimmung und Leitbilderstellung ist eine Bestands-
aufnahme, die sowohl die Grundlagen der Einrichtung (Trägereinbindung, Sat-
zung usw.), die Angebots- und Arbeitsformen, die Analyse der Organisations-
und Finanzierungsstruktur inklusive der Preisbildung und der internen und ex-
ternen Organisationsstrukturen enthält als auch die Umfeldbedingungen be-
schreibt. Hierzu gehört die Konkurrenzanalyse1  ebenso wie die vorhandenen
und potenziellen Kooperationspartner oder regionale Besonderheiten und Struk-
turen. Eine genaue Analyse des Ist-Zustandes, ergänzt um reflektierte, als realis-
tisch eingeschätzte und in der Sache akzeptierte Veränderungsziele, ist die Vor-
aussetzung dafür, dass das entstehende Leitbild später auch die Funktion der
Messlatte für die verschiedenen Lebensäußerungen der Einrichtung und ihrer
Außenwirkung erfüllen kann.

Der hier eher idealtypisch beschriebene Prozess einer Leitbildentwick-
lung wird im institutionellen Alltag sehr viel gebrochener, mit Komplikationen,
Umwegen und Konflikten verlaufen. Eine erste nicht zu unterschätzende Falle
liegt in der Einführung und Vorbereitung. Auch ein noch so gut konzipiertes
Verfahren kann scheitern, wenn an seinem Beginn der Verdacht entsteht, dass es
sich um ein weiteres Mittel zur Interessensdurchsetzung der Leitung gegenüber
den Mitarbeitenden handelt. Eine Leitbildentwicklung kann nur erfolgreich sein,
wenn von Beginn an alle Beteiligten von seiner Sinnhaftigkeit überzeugt sind
und eine reale Chance sehen, sich und ihre Interessen einzubringen.

Der Kommunikationsprozess zur Entwicklung eines Leitbildes für die
Einrichtung darf nicht verwechselt werden mit der Überzeugungsstrategie der
Leitung für die Durchsetzung ihres Leitbildes, das es nun den Mitarbeitenden
schmackhaft zu machen gilt. Vielmehr muss ausgehend von akzeptierten Grund-
konstanten eine Ergebnisoffenheit im Prozess vorhanden und spürbar sein, da-
mit das Unternehmen gelingen kann. Die Leitbildentwicklung ist auch nicht das
Allheilmittel gegen ein gestörtes oder vergiftetes Betriebsklima. Im Gegenteil,
das Leitbild wäre hier die denkbar falsche Medizin, setzt doch seine konstrukti-
ve und erfolgreiche Entwicklung und Umsetzung ein kooperatives Betriebsklima
voraus.

Der Hinweis auf einige der häufigsten Fallen, an denen eine Leitbild-
entwicklung möglicherweise schon an ihrem Beginn scheitern kann, verweist
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darauf, dass die Leitbildentwicklung nur ein Baustein in einem übergreifenden
Prozess von Organisationsentwicklung ist. Die Klarheit der Einrichtungsziele und
-strukturen, die Solidität des Führungsverhaltens und eine positive Profilierung
nach außen sind neben der Entwicklung und Qualität des Bildungsangebotes
Voraussetzungen, die auch durch eine erfolgreiche Leitbildentwicklung verbes-
sert und weiterentwickelt werden können und sollen. Die Leitbildentwicklung
ist also ein Instrument unter anderem für die  Herausbildung einer erfolgreichen
Unternehmenskultur.

Vision und roter Faden

Ein unter Beteiligung aller Mitarbeitenden im Konsens entwickeltes
Leitbild lässt den Stoßseufzer an der Rezeption milder ausfallen, denn es ist ver-
abredete Serviceorientierung, dass bis 22 Uhr ein Ansprechpartner anwesend
ist. Der Verwaltungsleiter setzt die Position für die Lehrmaterialien innerlich und
äußerlich unhinterfragt in die Kalkulation ein, denn es ist gemeinsamer Konsens,
dass ein unverzichtbarer Bestandteil der pädagogischen Qualität die Versorgung
der Teilnehmenden mit Zusammenfassungen der Lehrinhalte ist. Zwischen Ta-
gungsleiterin und Küchenchef entsteht kein Streit wegen nicht eingehaltener Es-
senszeiten, denn es ist ein Korridor festgelegt, der einen akzeptierten und für
beide Seiten handhabbaren Kompromiss zwischen pädagogischer Flexibilität und
notwendiger Pünktlichkeit bei den Mahlzeiten ermöglicht. Der Sachbearbeiter
der fördernden Behörde quält sich nicht mit der Frage, ob es sich bei der bean-
tragten Tagung um politische Bildung handelt, denn er weiß aus vielfältigen
Gesprächen, dass die Einrichtung in der Arbeit mit sozialen Randgruppen einen
Schwerpunkt hat und diesen mit dem politischen Charakter ihrer Inhalte be-
gründet. Die Anwohner finden die Disco am Samstag zwar immer noch laut,
aber der Lärm lässt sich ertragen, da sie seit dem letzten „Tag der offenen Tür“
über das pädagogische Konzept der Bildungsstätte und die Termine für „laute
Tagungen“ informiert sind. Außerdem hat eine beachtliche Anzahl von Jugend-
lichen aus dem Viertel berichtet, was sie bei ihrer Teilnahme an einem Wochen-
endseminar gelernt haben und wie toll und wichtig gerade der Samstagabend
war. Und für die Mitglieder der skeptischen Teilnehmendengruppe ist die Stif-
tung im Nachbarort keine Alternative mehr, seit sie mit der Leitung der Bildungs-
stätte das Thema und die Hauptreferentin gemeinsam ausgehandelt und die Kal-
kulation eingesehen haben.

Schöne heile Bildungswelt? Das Vorhandensein eines Leitbildes löst
nicht alle Konflikte, Irritationen und Interessenkollisionen. Aber eine gemeinsa-
me Basis lässt die Beteiligten geschlossener miteinander agieren, kann im Inne-
ren manche Reibungsverluste und Fehlinterpretationen verringern und nach außen
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eine auf Information und Kommunikation gegründete Wahrnehmung ermögli-
chen, die Vertrauen und Verständnis schafft, auch an Stellen, wo nicht immer
alles einfach, eindeutig, leise und billig ist.

Auf zwei Voraussetzungen für die erfolgreiche Umsetzung eines Leit-
bildes bleibt hinzuweisen. Erstens: Eine Vereinbarung, die von allen Beteiligten
getroffen worden ist, gilt auch für alle – unabhängig von Status und Wichtigkeit.
Spontane Leitungsentscheidungen und Anweisungen, die mit dem Konsens des
Leitbildes nicht vereinbar sind, wirken nicht nur kontraproduktiv, sondern zer-
stören Motivation und Identifikation der Mitarbeitenden. Zweitens: Fast nichts
bleibt im Leben so, wie es war und ist. Auch die Arbeitsbezüge, Anforderungen
und Umfeldbedingungen einer Erwachsenenbildungseinrichtung ändern sich.
Dies führt sicher nicht zu einer ständigen Korrektur des Leitbildes – obwohl
auch dieses nicht statisch ist –, wohl aber zur Notwendigkeit, die aus dem Leit-
bild abgeleiteten Ziele einzelnen Bereichen und Mitarbeitenden anzupassen.
Die Vision bleibt bestehen oder sollte nur nach sehr gründlicher Analyse und
Diskussion revidiert werden. Der Verlauf des roten Fadens aber wird sich stän-
dig und für alle Beteiligten immer wieder verändern. In diesem Sinne sind Ein-
richtungen der Erwachsenenbildung vielleicht nicht immer „lernende Organisa-
tionen“, aber Organisationen von Lernenden.

Anmerkung
1 Vgl. den Beitrag „Der andere Blick“ von Wolfgang Beer in diesem Band, S. 25
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Hannelore Bastian

Wirtschaftliches Handeln –
ein Lernprozess für die Weiterbildung

Vom Wandel der Bedingungen und Begriffe

Öffentlich geförderte Weiterbildungseinrichtungen waren in ihrer Ab-
hängigkeit von den öffentlichen Haushalten auch in der Vergangenheit niemals
von Auswirkungen der Konjunkturzyklen verschont und mussten immer wieder
mit Einbrüchen in der Zuwendung ihrer Mittel leben. Im Gegensatz zu Einspar-
wellen in früheren Jahren führt der Wirtschaftlichkeitsdruck jedoch spätestens
seit Ende der 1980er Jahre nicht mehr nur zu vorübergehender Mittelkürzung,
sondern stellt das bisherige System der Leistungserbringung insgesamt in Frage.
Effektivität, Effizienz und Wirtschaftlichkeit sind als Leitbegriffe der Arbeit auch
aus dem Non-Profit-Bereich nicht mehr wegzudenken, und öffentliche Weiter-
bildungseinrichtungen wie die Volkshochschulen wurden und werden vielerorts
aus ihrer Einbindung in Behörden oder Kommunalverwaltungen herausgelöst
und in andere Rechtsformen (z. B. Landesbetrieb bzw. kommunaler Eigenbe-
trieb oder GmbH) mit erhöhter Eigenverantwortung überführt.

Diese Entwicklung erzwingt nicht nur die Einführung von betriebs-
wirtschaftlicher Kostenrechnung und Steuerungsprinzipien, die als neue Kom-
ponenten zum bisherigen pädagogischen und verwaltungstechnischen Know-
how hinzukommen und durch die Mitarbeiter/innen per Fortbildung erworben
werden müssen. Sie bringt die Einrichtungen existentiell in eine neue Situation
insofern, als das für sie zuvor unbedeutende System der Ökonomie nun als kon-
kurrierendes und dominierendes Referenzsystem neben das der Pädagogik ge-
treten ist. Betriebswirtschaftliches Vokabular ist in die erwachsenenpädagogi-
sche Diskussionskultur eingedrungen und überlagert nachhaltig die Reflexion
der sich gleichfalls verändernden bildungspolitischen und pädagogischen Ori-
entierungen. Es ist manifester Bedarf an Organisations- und Personalentwick-
lung entstanden, da es nicht mehr ausreicht, Effektivität und Effizienz der Ar-
beitsabläufe durch partielle Maßnahmen zu steigern. Die Handlungsstrukturen
der gesamten Einrichtung bedürfen der Reorganisation, wenn trotz verknappter
Ressourcen nicht nur gleichbleibende, sondern – wie allenthalben gefordert –
sogar gesteigerte Leistung erbracht werden soll. Die damit verbundenen Verän-
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derungen sind auch nach mehr als zehnjährigen Diskussionen und Aktivitäten
keineswegs abgeschlossen.

Um ermessen zu können, wie groß die erforderlichen Lernschritte für
die Einrichtungen und ihre Mitarbeiter/innen sind, genügt ein Blick auf die tra-
dierten institutionellen Rahmenbedingungen und den berufsbiografischen Hin-
tergrund des pädagogischen Personals. Die Arbeit war vor allem von den Regeln
der traditionellen Kameralistik und des Haushaltsrechts geprägt, die keinen Raum
für die Notwendigkeit ökonomischen Denkens ließen. Die im Haushaltsplan
bewilligten Zuwendungen standen in keinem Zusammenhang zu den durch Teil-
nehmergebühren erzielten Einnahmen und flossen auch nicht in die Einrichtung
zurück, sondern in den städtischen bzw. kommunalen Gesamthaushalt. Hono-
rarmittel für Kursleiter/innen wurden kontingentiert und in ihrer Höhe auf admi-
nistrativem Weg festgelegt, ebenso die Kursentgelte, die als „Gebühr“ ohne Be-
zug zur erbrachten Leistung oder zum Preisniveau anderer Anbieter festgesetzt
wurden. Personal- und Sachmittel waren untereinander nicht deckungsfähig,
zeitliche Übertragungsmöglichkeiten unausgeschöpfter Mittel über die Jahres-
wende hinweg nicht gegeben, Mittelbeschaffung konnte nicht aufgrund von Preis-
vergleichen am Markt erfolgen, sondern war an Lieferungen aus einer zentralen
Beschaffungsstelle gebunden.

Dies alles schränkte die Handlungsspielräume stark ein, ermöglichte
aber im gegebenen Rahmen zugleich eine Konzentration auf die pädagogische
Planungstätigkeit ohne Rücksicht auf Wirtschaftlichkeitserwägungen. Das kam
dem Aufgabenverständnis der pädagogischen Mitarbeiter/innen entgegen, die in
ihrer Mehrheit ihren Arbeitsplatz in der öffentlich geförderten Erwachsenenbil-
dung im Zuge des enormen Personalausbaus der 1970er und 1980er Jahre ge-
funden haben. Die meisten dieser Pädagog/innen hatten ihr Studium in einer
Zeit absolviert, in der der Anspruch, „Bildung für alle“ zu bieten, völlig unver-
einbar schien mit der Vorstellung, „Bildung als Ware“ zu denken und zu verkau-
fen. Dementsprechend hielt sich der Gedanke von „Bildung zum Nulltarif“ als
eine Idealvorstellung, vor deren Hintergrund auch das Erheben von Teilnahme-
gebühren durchweg als unangemessen bewertet und nur als unvermeidliches
Zugeständnis an eine rahmensetzende Verwaltung umgesetzt wurde. Das eige-
ne Berufsverständnis war in hohem Maße geprägt durch ein aufklärerisch-de-
mokratisches Engagement für die Adressaten der Bildungsveranstaltungen, und
alle Tätigkeiten, die nicht in direktem Zusammenhang mit der Erstellung und
Realisierung pädagogischer Konzepte standen, wurden als aufgabenfremdes
Übermaß an Verwaltungshandeln erlebt und beklagt. Die herkömmliche Dis-
tanz der Erwachsenenbildung zur beruflichen Bildung als einer bloß instrumen-
tellen Anpassungsleistung führte noch in den 1980er Jahren, als Bildungsein-
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richtungen erfolgreich auf dem Feld qualifikationsorientierter Auftragsmaßnah-
men tätig wurden, vielerorts zu einer internen Lagerbildung zwischen „Traditio-
nalisten“ und „Neuerern“, die in drittmittelgestützten Bereichen notwendiger
Weise damit begonnen hatten, ihre Projekte finanziell tragfähig zu kalkulieren.

Entscheidungsfreiheit und Verantwortung

Das Grundprinzip der neuen Arbeitsweise, die Budgetierung, ist im
Zuge der Reform öffentlicher Verwaltungen unter dem hohen Druck von Finanz-
knappheit entstanden und verfolgt zugleich das Ziel einer effizienteren und fle-
xibleren Leistungserbringung für die Bürgerinnen und Bürger. Es arbeitet mit der
globalen Bereitstellung von Ressourcen durch die mittelgebende Instanz, die der
Einrichtung auf der Grundlage von Zielvereinbarungen zur eigenverantwortli-
chen Verwendung zugewiesen werden. Budgetierung zielt auf Abbau bürokrati-
scher Hemmnisse, Schärfung des Kostenbewusstseins und einen rationellen Mit-
teleinsatz mit größtmöglichem Nutzen für die Empfänger/innen der produzier-
ten Leistung. Seitdem Anfang der 1990er Jahre die ersten Berichte von Volks-
hochschulen veröffentlicht wurden, die den Schritt in größere organisatorische
Selbstständigkeit getan hatten (vgl. z. B. Nuissl/Schuldt 1993 und Kett 1994), ist
die Literatur zum Themenfeld „Wirtschaftliches Arbeiten in der öffentlichen
Weiterbildung“ erheblich angewachsen, und die Folgen der betriebswirtschaft-
lichen Anforderungen wurden nicht nur auf der Ebene von Erfahrungsaustausch
und praktischen Handlungsempfehlungen thematisiert, sondern auch unter pro-
fessionstheoretischen Gesichtspunkten und in Bezug auf grundlegende Perso-
nal- und Organisationsentwicklungsbedarfe.

Die „Verbetrieblichung des Pädagogischen“ hat in der Praxis allent-
halben nachhaltige Spuren hinterlassen. Während in der Anfangsphase dieser
Entwicklung noch Warnung und Widerstand im Namen der Pädagogik domi-
nierten, ist mittlerweile eher die selbstverständliche Übernahme betriebswirt-
schaftlicher Termini und Instrumentarien verbreitet, ohne dass deren produktive
Operationalisierung für die Arbeitsabläufe von Weiterbildungseinrichtungen
schon hinreichend geleistet wäre.

Den Einstieg in wirtschaftliches Denken bildete in vielen Einrichtun-
gen die Einführung des so genannten Deckungsbeitrags, der auf der Ebene der
einzelnen Bildungsveranstaltung den Überschuss bzw. die Unterdeckung erfasst,
die sich aus der Verrechnung der erzielten Teilnahmeentgelte mit den eingesetz-
ten Honorarkosten ergibt.1  Neben Honoraren können nach diesem Schema
weitere Kostenfaktoren einbezogen werden, wie z. B. Lehrmittel und Verbrauchs-
materialien oder Mieten bis hin zu den gesamten „Produktionskosten“ einer
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Veranstaltung, in die kalkulatorisch auch die mit der Planung und Durchführung
verbundenen Personal- und Infrastrukturkosten einberechnet werden.

Dieser Schritt erweist sich für die Arbeitspraxis als höchst vorausset-
zungs- und folgenreich, denn es zeigt sich schnell, dass dafür nicht nur die ent-
sprechenden technischen Möglichkeiten der Datenverarbeitung geschaffen wer-
den müssen, sondern dass die Erhebung solcher Daten nur dann steuerungsrele-
vante Informationen hervorbringt, wenn die gewonnenen Ist-Zahlen vor dem
Hintergrund eines ausgearbeiteten Zielsystems interpretiert werden können. Das
Fehlen eines solchen in sich schlüssigen und mit allen Mitarbeiter/innen kom-
munizierten Systems wird in der Arbeit der Pädagogen an allen Schnittstellen
sichtbar, an denen sich die Abhängigkeit der Aufgaben im jeweiligen Arbeitsbe-
reich von Entscheidungen und Leistungen in anderen Bereichen zeigt – und dies
gilt in unterschiedlicher Ausprägung und Schärfe für alle pädagogischen Arbeits-
felder. Die Interpretation der faktisch erzielten Deckungsbeiträge einzelner Ver-
anstaltungen oder Veranstaltungsgruppen wirft bereits das Spektrum der Fragen
auf, deren Beantwortung konstitutiv ist für die Realisierung des pädagogischen
Auftrags unter Bedingungen der Wirtschaftlichkeit:

– Zu welchen Einheiten werden Veranstaltungen für die Ermittlung des
durchschnittlichen Deckungsbeitrags zusammengefasst?

– Wie wird der Sollwert für die angezielten Deckungsbeiträge bestimmt
werden, auf welcher Informationsbasis und nach welchen Kriterien ge-
schieht dies?

– Wie wird dabei die unterschiedliche Ertragskraft der Angebotsbereiche
berücksichtigt, wie wird mit einnahmeschwachen Bereichen verfah-
ren, die aus sozialen und bildungspolitischen Gründen erwünscht sind?

– Finden Differenzen in den Realisierungsbedingungen Berücksichtigung,
z. B. in der sozialräumlichen Platzierung, der Qualität der Veranstal-
tungsorte, der Existenz von Konkurrenten?

– Welches sind die wirtschaftlich verantwortlichen Arbeitseinheiten?
– Nach welchen Kriterien werden die zur Verfügung stehenden Gesamt-

mittel in Budgets für diese Einheiten aufgeteilt?
– Wie werden die damit verbundenen Leistungserwartungen definiert,

und welche Parameter gehen in die Zielvereinbarungen ein?
– Wie werden die vereinbarten Leistungen überprüft, und welche prakti-

schen Konsequenzen ergeben sich aus Über- und Unterschreitung der
Zielmargen?

Auf der Ebene der Gesamteinrichtung bedeutet die Abarbeitung dieser
Fragen eine Klärung des institutionellen Profils (Corporate Identity), seine Kon-
kretisierung in beschreibbaren Zielen und deren Integration in ein leistungsfähi-
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ges Steuerungssystem. Das markiert ein anspruchsvolles Programm, dessen Rea-
lisierung – bei weiterlaufendem Alltagsgeschäft – über eine längere Zeitspanne
hinweg für jede Einrichtung eine gewaltige Kraftanstrengung bedeutet, die zudem
mit dem Abschied von traditionellen Identitäten verbunden ist.

Für den einzelnen pädagogischen Mitarbeiter bedeutet die Befreiung
aus kameralistischen Handlungsbeschränkungen einen Zugewinn an Entschei-
dungsfreiheit und Verantwortung. Die positiven Erwartungen an die erhoffte
Teilautonomie im Umgang mit eigenem Budget erfahren jedoch schnell einen
Dämpfer, wenn deutlich wird, dass die entsprechenden Restrukturierungspro-
zesse unter Bedingungen einschneidender Mittelverknappung in Gang gebracht
werden, neue Arbeitsformen noch nicht greifen und die gesteigerten Leistungs-
anforderungen zunächst vor allem Arbeitsverdichtung nach sich ziehen.2  Or-
ganisationsentwicklung ist vor dem Hintergrund der genannten institutionellen
und berufsbiografischen Voraussetzungen in ihren verschiedenen Phasen und
Facetten als ein länger andauernder Prozess zu verstehen. Zu seinem Verlauf
gehören auch Einseitigkeiten und Verwerfungen, da die Operationalisierung
dessen, was Wirtschaftlichkeit bedeutet, nicht in einem einfachen Transfer von
Instrumentarien aus dem Profitsektor zu leisten ist (was nicht selten von hinzu-
gezogenen Consulting-Firmen suggeriert wird).3  Die mehr oder minder ausge-
dehnten Übergangsphasen verlangen den Mitarbeiter/innen im fortlaufenden
Arbeitsprozess ein hohes Maß an Beweglichkeit, Pragmatismus und Geduld ab,
da sie bereits in veränderten Abläufen und mit neuen Instrumentarien arbeiten
müssen, auch wenn diese weder vollständig ausgereift noch untereinander an-
schlussfähig sind.

Leistung und Anerkennung

Die entstehenden Konflikte werfen ein deutliches Licht auf bisher un-
gelöste Grundsatzfragen im Selbstverständnis und in der Zusammenarbeit. Pro-
bleme, die bereits zuvor existierten, werden unter der Dominanz ökonomischen
Denkens in größerer Schärfe und Klarheit sichtbar. Die Anerkennung und Wer-
tigkeit von Teilbereichen innerhalb der Einrichtung, die wechselseitige Wahr-
nehmung verschiedener Abteilungen untereinander, die Wahrung von Besitz-
stand und Entscheidungsautonomie sowie die Verteilung von Macht und Ein-
fluss geraten unter dem Druck der Wirtschaftlichkeit ins Blickfeld – und stehen
neu zur Disposition. Vor diesem Hintergrund erfolgt die interne Auseinanderset-
zung mit Veränderungsvorschlägen in Bezug auf Organisation und Arbeitsweise
nicht nur unter funktionalem Aspekt, sondern wird entscheidend beeinflusst vom
individuellen Kalkül dessen, was von der Warte des eigenen Arbeitsplatzes aus
als Zugewinn oder -verlust von Handlungsspielraum und Qualität erscheint.
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Die pädagogischen Mitarbeiter/innen haben die praktischen Auswir-
kungen des Budgetierungsprinzips auf ihre Arbeit in den unterschiedlichen Hand-
lungsbezügen zu verarbeiten und stoßen dabei zugleich immer wieder auf ge-
nerellen institutionellen Klärungsbedarf.

Mit der Einführung von Sollwerten für die Ertragsziele von Kursen in
Form der schon genannten Deckungsgrade wird nicht nur ein (wenn auch schlich-
tes) Instrument der Wirtschaftlichkeitsprüfung eingeführt, sondern – gewollt oder
ungewollt – zugleich ein Messwert für den Arbeitserfolg der beteiligten Mitar-
beiter/innen. Gerade weil in Einrichtungen der öffentlich verantworteten Erwach-
senenbildung traditionell keine Indikatoren für den Erfolg geleisteter Arbeit exis-
tieren – was angesichts des spezifischen Charakters von Bildungsarbeit auch
allgemein als angemessen galt –, entsteht durch die Einführung eines eindimen-
sional auf Erträge ausgerichteten Messsystems eine deutliche Schieflage, solan-
ge nicht auch die Erfüllung des Bildungsauftrags in Kennzahlen gefasst wird. Die
unterschiedlich ertragsstarken Fachbereiche geraten dabei in eine innerbetrieb-
liche Konkurrenz, bei der ein internes Ranking zur Spaltung zwischen „einträg-
lichen Gewinnerressorts“ und „kostenverursachenden Verliererressorts“ führt (vgl.
Zech/Ehses 1999, S. 38).

Dies verschärft eine Tendenz, die mit der wachsenden Bedeutung be-
ruflicher Weiterbildung in den 1980er Jahren einsetzte und bei den verantwort-
lichen pädagogischen Mitarbeitern dieses Bereichs zu der Haltung führte, „dass
sie diejenigen sind, die die gesamte Belegschaft der Volkshochschule wie arme
Verwandte ‚durchschleppen’“ (ebd.). Der einzelne Pädagoge, auf den die aus
den wirtschaftlichen Gesamtzielen abgeleiteten Einnahmeerwartungen sozusagen
„heruntergebrochen“ werden, steht mit seinen Planungsaufgaben vor Proble-
men, mit deren Lösung er als Einzelner zwangsläufig überfordert ist. Erscheint
nämlich – unbeschadet aller bildungspolitischen Absichtserklärungen – als Bi-
lanz seiner Arbeit am Ende nur die von ihm erwirtschaftete Differenz zwischen
verausgabten Kursleitungshonoraren und eingenommenen Teilnahmeentgelten,
so erfahren seine nach anderen Gesichtspunkten zu wertenden Erfolge keinerlei
Beachtung, Anerkennung und Wertschätzung mehr. In der Praxis kann dies dazu
führen, dass er um der Erfüllung seiner Planzahlen willen zu rein ökonomisch
motivierten Einzelmaßnahmen greift, wie z. B. die Herausnahme einzelner Ver-
anstaltungen aus der sozialen Ermäßigungsregelung, die Schließung oder Kür-
zung von Kursen mit „ungünstiger“ Teilnehmersozialstruktur, der Verzicht auf
Angebote in sozial „schwierigen“ Stadtteilen oder auf Themen, die nur für Min-
derheiten von Interesse sind. Mit solchen Einzelentscheidungen droht schrittweise
und schleichend der Ausstieg aus Aufgabenbereichen, um derentwillen eine
Weiterbildungseinrichtung öffentliche Gelder erhält.
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Pädagogische Mitarbeiter/innen geraten angesichts konkurrierender
Zielsetzungen nicht nur in Entscheidungsprobleme, sondern auch in Konflikte
mit Kursleitenden und Teilnehmer/innen, wenn diese ihre Chancen auf Realisie-
rung von Verdienst- und Bildungsinteressen geschmälert sehen. Die Konflikte
entstehen zwischen Personen, ihre Ursache sind jedoch im Fehlen eines inner-
institutionell abgestimmten Zielsystems zu suchen, für dessen Entwicklung die
Leitung verantwortlich zeichnet. Sein Fehlen macht sich jedoch primär auf der
Praxisebene von Kursplanung und -durchführung bemerkbar. In einem Bericht
der Nürnberger Volkshochschule, die ihre Arbeit 1993 unter das Prinzip der
Budgetierung gestellt hat, wird nach dreijähriger Erfahrung deutlich die Gefahr
benannt, dass sich eine einseitige Ausrichtung der Programmstruktur an kauf-
kräftiger Nachfrage heraus bildet. Auch wenn die positive Möglichkeit gegeben
ist, erzielte Einnahmen bei so genannten Überschuss-Veranstaltungen im Rah-
men einer Mischfinanzierung für die Beibehaltung „defizitärer“ Programmteile
zu verwenden – dies wird auch gerne als „Robin-Hood-Prinzip“ beschrieben –,
dürfen doch „die Eigendynamik und Eigengesetzlichkeit von Begriffen wie ‚Kos-
tendeckung’, ‚Deckungsbeitrag’, ‚Defizitbereich’“ nicht übersehen werden (Ba-
dura 1996, S. 45).

Ökonomischer Erfolg und pädagogischer Auftrag

Die Etikettierung von Angebotsteilen als defizitär zeigt besonders ein-
dringlich, dass die Übernahme von ökonomischen Kategorien für die Beschrei-
bung des Handelns in einer Weiterbildungseinrichtung zu kurz greift. Mitarbei-
ter/innen, die ihre Arbeitskraft in solche Bereiche investieren, werden damit
schnell in eine Rechtfertigungsposition gedrängt und finden sich in der Rolle
wieder, persönlich für die Erfüllung von Aufgaben eintreten zu müssen, über
deren Wahrnehmung oder Nicht-Wahrnehmung auf Ebene des Gesamtprofils
zu entscheiden ist und über deren Durchführungskonditionen die Leitung im
Rahmen ihrer Zielvereinbarungen mit den Geld gebenden Instanzen zu verhan-
deln hat.

Die Individualisierung des institutionell ungelösten Problems eines ver-
bindlichen und handlungsleitenden Aufgabenprofils wird noch dadurch verstärkt,
dass gerade Mitarbeiter/innen in den „defizitären“ Bereichen wie der politischen
Bildung und den Angeboten für so genannte Bildungsbenachteiligte sich oft in
hohem Maße mit ihrer Aufgabe und ihrer Zielgruppe identifizieren. Sie erleben
den eigenen Arbeitgeber und Träger der Programme tendenziell als Gegner, ge-
gen den es die Interessen der eigenen Klientel zu verteidigen gilt. Die Orientie-
rung an Partialinteressen, die in Bezug auf prosperierende Bereiche wie die be-
rufliche Bildung schon genannt wurde, findet sich hier auf dem entgegengesetz-
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ten Pol der Arbeit wieder: Während die einen den ökonomischen Erfolg zum
dominanten Bewertungsmaßstab machen, beharren die anderen auf ihrem päd-
agogischen Auftrag, dem aus ihrer Sicht eine ökonomische Betrachtungsweise
per se fremd und unangemessen bleibt. Erstere haben sich die ökonomische
Rationalität zu eigen gemacht und können damit zugleich als Modernisierer glän-
zen, Letztere übernehmen die Rolle der Bewahrer einer Bildungsidee, die es im
Namen ihrer Klientel zu verteidigen gilt, und können damit eine Position mora-
lischer Überlegenheit einnehmen.

Die Einrichtung braucht zweifellos beide Gesichtspunkte, nicht jedoch
in Form der Zuweisung zu unverbundenen Teilbereichen, sondern als integrierte
Bestandteile ihrer Gesamtausrichtung. Das Phänomen der mangelnden Inte-
gration von Einzelbereichen in die Gesamtorganisation mag auch eine Folge
des quantitativen Ausbaus und der damit einhergehenden Ausdifferenzierung
von Aufgabenbereichen sein, die in der Vergangenheit überwiegend additiv
erfolgte, ohne dass die damit entstehenden Bedarfe an veränderten Arbeitsbe-
ziehungen und Abläufen hinreichend berücksichtigt worden wären. Zech erin-
nert in einem Vergleich zwischen Profitunternehmen und Non-Profit-Organisa-
tionen daran, dass die Menschen nicht die Ursache der diagnostizierten Orga-
nisationsprobleme sind, sondern die Symptomträger (vgl. Zech 2000, S. 250).
Zu den typischen Merkmalen pädagogischer Einrichtungen zählt er u. a. die
„Entkoppelung von Leistung und Ressourcenzufuhr“, „Schwierigkeiten bei der
Erfolgsmessung“, die Tendenz zu „Formalitätsvermeidungen und Uneindeutig-
keiten“, „Kontrollaversionen“, „Gleichheitsideologie und Generalistentum“, ei-
nen „Freiwilligkeitsmythos“, die Ablehnung von Hierarchie sowie eine ausge-
prägte Vergangenheitsorientierung. Werden diese Merkmale – in Verkennung
ihrer strukturellen Bedingtheit – den Mitarbeiter/innen ausschließlich als Ver-
änderungsresistenz angelastet, resultiert daraus nur Fortbildungsbedarf. Wer-
den sie hingegen als Organisationsproblem anerkannt, wird damit die krän-
kende Personalisierung von Defiziten vermieden und die Chance zur aktiven
Mitarbeit der Pädagogen an einer Organisationsentwicklung verbessert, die
zugleich Folge und Bedingung für pädagogische Arbeit in wirtschaftlicher Ei-
genverantwortung ist.

Wirtschaftlichkeit als Arbeitsprinzip

Drei Felder, in denen Entwicklungsbedarf besteht, sollen noch einmal
näher betrachtet werden. Zentral und folgenreich für die pädagogische Tätigkeit
sind das Verständnis von Budgetierung als Prinzip wirtschaftlichen Arbeitens,
die Einführung von Leistungsbemessung und Steuerung sowie der Aufbau wech-
selseitiger interner Dienstleistungsbeziehungen.
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Budgetierung erfolgt unter der Zielsetzung, eine systematische Verbin-
dung von Aufwand und Ertrag herzustellen und – unter den allenthalben gege-
benen Bedingungen – mit weniger Geld die gleiche oder sogar bessere Leistun-
gen zu produzieren. Am Anfang der Lernprozesse, den pädagogische Mitarbei-
ter/innen auf dem Weg auf dieses Ziel hin durchlaufen, steht zumeist die Gleich-
setzung von Wirtschaftlichkeit mit Sparsamkeit. Reduzierte Mittelzufuhr veran-
lasst zu einem restriktiveren Umgang mit den zugewiesenen Ressourcen, Ein-
sparmöglichkeiten werden gesucht, Anschaffungen ausgesetzt: Man arrangiert
sich auf einer niedrigeren Stufe des Ausstattungsniveaus. Dieses Verhalten – der
Not gehorchend und nicht selten unter Protest ausgeführt –  ist Teil des vertrau-
ten Repertoires, mit dem Mittelverknappung im Rahmen behördlicher Struktu-
ren immer schon „verwaltet“ wurde.

Ein qualitativ neuer Schritt wird erst erreicht, wenn die eigene Arbeit
insgesamt in wirtschaftlichen Kategorien gedacht, wenn also der Verbrauch jeg-
licher Ressourcen berücksichtigt und in Relation zu den angestrebten Zielen
gesetzt wird. Viele und schwierige Entwicklungsschritte liegen zwischen dem
Einstieg in die „Wirtschaftlichkeit als Sparsamkeit“ und dem Verständnis von
Wirtschaftlichkeit als Arbeitsprinzip. Ein Budget, dass einzelnen Arbeitsberei-
chen oder Personen zur Verfügung steht, ist in der herkömmlichen Betrachtung
zum Verbrauch bestimmt. Im Kontext von Wirtschaftlichkeit stellt es eine Inves-
tition dar, die in Hinblick auf einen beschreibbaren Erfolg getätigt wird. Zu den
investierten Ressourcen werden in der Tradition behördenabhängigen Arbeitens
in erster Linie die für Kurse anfallenden Honorarstunden gezählt, gegebenenfalls
erweitert um Kosten für Lehr-Lern-Mittel und Raummieten vor allem in jenen
Bereichen, deren Arbeit von speziellen Ausstattungen abhängig ist. Nicht immer
werden die Ausgaben für Werbung und Öffentlichkeitsarbeit einberechnet, sel-
ten und oft nur punktuell die Entwicklungskosten für neue Kurskonzepte. Die
gesamten Infrastrukturkosten, die sich bei Reduktion oder Ausbau des Angebots
auf allen Ebenen mit verändern, rücken häufig überhaupt nicht ins Blickfeld. Ein
blinder Fleck in der Wahrnehmung der zur Verfügung stehenden Ressourcen ist
auch die Arbeitszeit, wenngleich ihre notorische Knappheit ein typisches und
häufig beklagtes Merkmal der Arbeit pädagogischer Mitarbeiter/innen ist. Der
Umgang mit der eigenen Arbeitskraft wird als durchgängiges Problem des Aus-
gleichs zwischen konkurrierenden Anforderungen wahrgenommen, nicht aber
als Kostenfaktor, der in die Kalkulation von Entwicklungs- und Realisierungskos-
ten von Programmangeboten oder Projekten einfließt. Dass Arbeitszeit ein teu-
res Gut ist, wird thematisiert, wenn Mitarbeiter/innen sie subjektiv als vergeudet
erleben, z. B. wenn sie an Sitzungen teilnehmen müssen, deren Wert für die
eigene Arbeit ihnen zweifelhaft erscheint. In ihrem Kerngeschäft, der Planung
und Durchführung von Weiterbildungsveranstaltungen, gilt pädagogischen Mit-
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arbeiter/innen der kostenbewusste Einsatz von Zeit kaum als Qualitätskriterium.
Sie handeln aus Engagement für die Sache, nicht mit kalkuliertem Einsatz der
eigenen Arbeitskraft in Relation zu einem angezielten Output. Diese Betrach-
tung erscheint nicht nur fremd, weil der Satz „Zeit ist Geld“ für Bezieher gesi-
cherter und leistungsunabhängiger Gehälter kaum Bedeutung hätte. Er ist vor
allem befremdlich, weil der größte Teil der Arbeitskraft in Kommunikation inves-
tiert wird und Pädagogen daraus nicht nur eine hohes Maß an Arbeitsbefriedi-
gung ziehen,4  sondern Kommunikation auch als Wert an sich verstehen, dessen
Funktionalisierung ihrem pädagogischen Ethos zuwider läuft.

Schnittstelle Pädagogik und Verwaltung

Wird der Schritt zur angemessenen Berücksichtigung aller Kosten (ein-
schließlich der festen Personalkosten) in Form einer umfassenden Bestandsauf-
nahme und Zuordnung zu den entsprechenden Organisationseinheiten getan,
ohne dass vorab eine Verständigung über die Bedeutung, Bewertung und Ver-
wendung solcher Kennzahlen erfolgt wäre, kann dies von den pädagogischen
Mitarbeiter/innen als ein unsinniger, wenn nicht kränkender Akt „der Verwal-
tung“ erlebt werden. Eine Vollkostenrechnung, die in einem subventionierten
Betrieb des Non-Profit-Sektors immer nur eine partielle Refinanzierung aus eige-
nen Einnahmen aufweist, kann einen demotivierenden Effekt haben, zumal wenn
ein großer Teil der zugerechneten Aufwendungen gar nicht die direkte Folge
eigener Entscheidungen ist. Eine engagierte Mitarbeiterin brachte ihre Empfin-
dung mit einem Satz zum Ausdruck, der ein deutliches Licht auf die fehlende
institutionelle Einordnung eines solchen Rechenwerks wirft: „Da rackert man
sich ab und dann werden einem noch Kosten aufgebrummt.“ Was als Grundlage
für ein zu entwickelndes Steuerungsinstrument gedacht ist, wird als eine unge-
rechtfertigte „Quittung“ für geleistete Arbeit erlebt und zudem als Bestätigung
für das grundsätzlich fehlende Verständnis „der Verwaltung“ für „die Pädago-
gen“.

Das traditionell spannungsreiche Verhältnis zwischen den Funktions-
trägern dieser beiden Bereiche ist vor dem Erfahrungshintergrund der behördli-
chen Weisungsstruktur zu sehen, die von Pädagogen selten als Unterstützung
und häufiger als Gängelung in Form unangemessener Handlungsvorschriften
erlebt wurde. Wenn im Zuge einer wirtschaftlich orientierten Restrukturierung
aus der Verwaltung eine kaufmännische Abteilung wird, hat diese nicht nur neue
fachliche Funktionen zu übernehmen, sondern auch ein neues Selbstverständ-
nis zu entwickeln. Geht es auf der Sachebene um die Einführung von Finanz-
buchhaltung und betrieblichem Rechnungswesen, bedarf es auf der Ebene der
innerbetrieblichen Interaktion des Aufbaus von Kooperationsbeziehungen zwi-
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schen den Mitarbeiter/innen des kaufmännischen und des pädagogischen Be-
reichs. Im Sinne des Organisationsziels agiert die kaufmännische Abteilung als
Dienstleisterin für pädagogische Arbeit insofern, als sie die steuerungsrelevan-
ten Daten sammelt und bearbeitet und die zur Planung und Überprüfung des
Mitteleinsatzes in Hinblick auf die vereinbarten Ziele notwendigen Informatio-
nen bereitstellt. Hier liegt Konfliktpotenzial, weil die geeigneten Steuerungsin-
strumente erst entwickelt werden müssen und daher eine längere Übergangs-
phase auf dem Weg zwischen behördlicher Tradition und betriebswirtschaftli-
chen Neuerungen durchzustehen ist.5

Die institutionelle Schnittstelle zwischen Verwaltung und Pädagogik
erweist sich zudem als ein Hauptschauplatz in der Auseinandersetzung um ein
neues Selbst- und Aufgabenverständnis der Einrichtung und ihrer Mitarbeiten-
den. Die kaufmännische Abteilung ist zur Wahrnehmung ihrer wirtschaftlichen
Verantwortung auf systematische und zeitgerechte Datenerhebung angewiesen
und erscheint damit gegenüber den Pädagogen als Erzeugerin zeitraubender
Zusatzaufgaben und keineswegs als Dienstleisterin, die das pädagogische Ge-
schäft unterstützt. Der oft gehörte Kommentar von Pädagogen zu Zahlenwerken
der kaufmännischen Abteilung lautet: „Die Zahlen stimmen nicht“, und signali-
siert das tiefe Misstrauen gegenüber der Sinnhaftigkeit einer in Form von Daten
abgebildeten Rückmeldung und Erfolgskontrolle. Da Mitarbeiter/innen pädago-
gischer Einrichtungen außerdem besonders „hierarchiesensibel“ sind (vgl. Zech
2000, S. 248), Kontrolle mit Machtausübung assoziieren und dazu neigen, zen-
trale Steuerung als illegitime Beeinträchtigung der eigenen Verantwortlichkeit
wahrzunehmen, kann hier eine Frontstellung entstehen, die organisationale Steu-
erungsdefizite konserviert. Ihre Überwindung hängt in hohem Maße ab von ei-
ner gelingenden Verständigung über die gemeinsam getragenen Organisations-
ziele6  und deren Operationalisierung in Kennzahlen, die für die laufende Arbeit
von allen als hilfreich angesehen werden.

Ziele und Indikatoren

Entscheidend für die Leistungsfähigkeit und Akzeptanz eines solchen
Kennzahlensystems ist seine Mehrdimensionalität. Unter dem externen wie in-
ternen Druck, die Produktivität der Organisation trotz geringerer Ressourcen zu
steigern, geraten schnell die finanziellen Ziele in den Mittelpunkt, zumal sich
ihre Beschreibung und Überprüfung einfacher gestaltet als die der anderen Ziel-
dimensionen. Ein mehrdimensionales Modell der Übersetzung von Unterneh-
menszielen in Kennzahlen ist die so genannte „Balanced Scorecard“, die unter-
schiedliche Zieldimensionen erfasst und zueinander in Beziehung setzt. Dieses
Instrument, für Profitunternehmen entwickelt, wird seit Ende der 1990er Jahre
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auf seine Anwendbarkeit in der öffentlichen Verwaltung und in Weiterbildungs-
einrichtungen hin diskutiert (vgl. Ronneberger 1999).

Die Zielstruktur einer Volkshochschule lässt sich beispielsweise durch
die Dimensionen „bildungspolitischer Auftrag“, „wirtschaftlicher Ressourcenein-
satz“, „Kundenorientierung“ und „Mitarbeiterorientierung“ beschreiben, die in
weiteren Schritten konkretisiert werden. So kann der bildungspolitische Auftrag
durch die Unterziele „allgemeine Zugänglichkeit“, „Aktualität der Angebote“
und „pädagogische Qualität“ gekennzeichnet werden, für die wiederum Leis-
tungskriterien aufgestellt werden: Für das Ziel „allgemeine Zugänglichkeit“ las-
sen sich z. B. die „Bekanntheit des Angebots“,  ein „zielgruppengerechtes Preis-
niveau“ und eine „ausgeglichene Teilnehmerstruktur“ als Indikatoren beschrei-
ben. Für die Indikatoren werden Kennzahlen definiert, ein Verfahren der Daten-
ermittlung festgelegt und Erhebungszeiträume bestimmt. Allein die Beschäfti-
gung mit den Möglichkeiten eines solchen Systems und die innerinstitutionelle
Einigung über zu vereinbarende Ziele und Prüfverfahren sind wesentliche Schritte
zur Überwindung der antagonistischen Positionen von ‚Verwaltung“ und ‚Päda-
gogik“, aber auch zwischen pädagogischen Mitarbeiter/innen, die unterschied-
liche Angebotsbereiche vertreten. Ein gemeinsam erarbeitetes und in seinen
Grundzügen geteiltes Zielsystem öffnet den Weg zur internen Kooperation, in
dem die Teilsysteme wechselseitig ihren Beitrag für die Organisationsziele aner-
kennen. Gleiches gilt für die Beziehungen zwischen den Teams innerhalb der
kaufmännischen und der pädagogischen Abteilungen. Die Zentralisierung von
Datenerfassung und -rückmeldung schafft die Basis für Dezentralisierung von
Ressourcenverantwortung und für eigenständiges Handeln der pädagogischen
Mitarbeiter/innen im Rahmen getroffener Zielvereinbarungen.

Gewinne, Verluste und eine neue Betriebskultur

Die Bewertung dieser Veränderungen für die Arbeit der pädagogischen
Mitarbeiter/innen wird im Einzelfall beeinflusst sein von einrichtungsspezifischen
Bedingungen und biografischen Faktoren. Hier soll die Ambivalenz der „Ge-
winne“ und „Verluste“ betrachtet werden, die sich für Pädagog/innen aus dem
skizzierten Veränderungsszenarium ergeben.

Als positiv ist sicherlich ein Entlastungseffekt zu nennen, der durch kla-
rere Arbeitsteilung und Aufgabenzuweisung entsteht. Das „unspezifische Gene-
ralistentum“ (Zech 2000, S. 248), in dem jeder für vieles zuständig ist und zugleich
Unklarheit über die Verbindlichkeit von Entscheidungen, Verfahren und Verant-
wortlichkeiten herrscht, bindet nicht nur viel Zeit, sondern nötigt auch zum Di-
lettieren aller auf allen Feldern. Der enorme Kommunikationsaufwand – eine
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Folge der Dominanz informeller Strukturen – reduziert sich durch die abgestimmte
(und akzeptierte!) Formalisierung von Verfahren, erspart Doppelarbeit und redu-
ziert fortlaufende Abstimmungsprobleme zwischen den Teilbereichen. Die Ar-
beit nach Zielvereinbarungen, die die verschiedenen Dimensionen der Arbeit
angemessen berücksichtigen, kann Mitarbeiter/innen von der tendenziellen Be-
liebigkeit und Grenzenlosigkeit des pädagogischen Auftrags entlasten und
gegebenenfalls auch den gezielten Rückzug aus tradierten Aufgaben unterstüt-
zen.

Regelmäßiges und differenziertes Feedback über die eigene Aufgaben-
erfüllung kann den verbreiteten Mangel an Anerkennung ausgleichen, der struk-
turell als ein Resultat fehlender Erfolgskriterien und unverbundenen Agierens
der Teilbereiche zu sehen ist. Eine strukturelle Sicht des organisationsinternen
Diskurses um Ziele, Schwerpunkte und Aufgabenkritik kann dazu beitragen,
Konflikte, die bislang stark personalisiert ausgetragen wurden, zu entschärfen
und zu versachlichen. Die Koppelung von Ressourcenzufuhr und Leistung nach
transparenten Kriterien baut naturwüchsig entstandene Privilegien ab, hilft bei
der Herstellung einer internen Verteilungsgerechtigkeit und erweitert die eige-
nen Handlungs- und Dispositionsspielräume einzelner Mitarbeiter/innen und
Teams.

Diese „Gewinne“ enthalten zugleich auch ihre Kehrseite. Klar definier-
te Arbeitsteilung und Verantwortlichkeiten bedeuten nicht nur Entlastung, son-
dern auch Abschied von der „Ganzheitlichkeit“. Dies ist ein durchaus einschnei-
dender Schritt, der nicht nur lieb gewonnene Arbeitstraditionen angreift, son-
dern auch ein Stück Autonomie wegnimmt, weil er zur geregelten Abstimmung
mit anderen Organisationseinheiten zwingt. Die Verhandlung über Ziele und
Ressourcen verlangt von den pädagogischen Mitarbeiter/innen in stärkerem Maße
die Einordnung ihrer Arbeit in den Gesamtkontext. Das verständliche Interesse
an Besitzstandswahrung kann nicht mehr mit Hinweis auf Tradition und aktuelle
Dringlichkeit einer Aufgaben durchgesetzt, sondern muss in Aushandlungspro-
zessen begründet werden, in denen auch Fragen nach einer optimalen Relation
von Kosten und Nutzen im Sinne der Einrichtungsziele zu beantworten sind.
Das bedeutet einen Mehraufwand in der Begründung dessen, was zuvor vor
allem erfahrungsbasiert entschieden wurde und sich eher aus selbst-definiertem
Engagement legitimierte als aus vereinbarten und überprüfbaren Kriterien.

Die Chance, mit der geregelten Kommunikation über erbrachte Leis-
tung Anerkennung für die eigene Arbeit zu bekommen, wird erkauft mit der
Praxis, diese Leistung auch beurteilen zu lassen und an Controllingverfahren
mitzuwirken. Gerade engagierte und erfahrene Kolleg/innen erleben den damit
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verbundenen Übergang von einer primär wertrationalen Ausrichtung hin auf ein
stärker zweckrationales Handeln als eine Zusatzbelastung, die in ihren Augen
wegführt vom eigentlichen Sinn und Ziel ihrer pädagogischen Arbeit. Solange
die Arbeitsmotivation der pädagogischen Mitarbeiter/innen sehr viel stärker auf
der Identifikation mit dem eigenen Teilbereich basiert als auf der mit der Ge-
samteinrichtung, werden Veränderungen in den Teilbereichen tendenziell als
Verluste interpretiert werden.

Die Anforderungen, denen sich eine Weiterbildungseinrichtung in Fol-
ge und Umsetzung der Budgetierung stellen muss, wirken gleichsam als Kataly-
sator, der die latenten Konflikte und ungelösten Probleme ans Licht bringt. Die
wechselseitigen Abhängigkeiten der sich autonom dünkenden Subsysteme wer-
den stärker sichtbar, ebenso das Fehlen einer Organisationskultur, die die unter-
schiedlichen Betriebseinheiten integriert. Die Beschreibung professioneller Kom-
petenz als „Fähigkeit, zwischen unterschiedlichen, aber für pädagogisches Han-
deln bedeutungsvollen Diskursbereichen zu wechseln und somit Kompetenzen
aus unterschiedlichen Sinnzusammenhängen tätigkeitsfeldbezogen produktiv
miteinander zu verknüpfen“ (Schäffter 1988, S. 192), ist nicht neu. Mit der Ein-
führung wirtschaftlichen Arbeitens in öffentlich verantwortete Weiterbildungs-
einrichtungen hat diese Kompetenz ein noch stärkeres Gewicht bekommen und
wird sowohl für die pädagogischen Mitarbeiter/innen als auch für die kaufmän-
nische Leitung zu einer Schlüsselqualifikation für die Erhaltung der Einrichtung
und die Gestaltung ihrer Arbeit. „Die Kunst und Herausforderung der Zukunft
wird darin bestehen, nicht eine gegen die andere Logik auszutauschen, z. B. die
normative, pädagogisch inspirierte Logik gegen ausschließlich marktförmiges
Wirtschaftlichkeitsdenken, sondern die Logiken miteinander kompatibel zu ma-
chen“ (Ehses 2000, S. 267).

Anmerkungen
1 R. Rohlmann lieferte dafür die theoretischen Vorarbeiten, indem er ausgehend vom Äquiva-

lenzprinzip forderte, die Begünstigten sollten für ihre Inanspruchnahme einer öffentlichen
Leistung zu deren Finanzierung beitragen (vgl. Rohlmann 1987)

2 Aus allen Bereichen öffentlicher Dienstleistungen sind z. B. Erfahrungen bekannt geworden,
dass Stellen in Hinblick auf die zu erwartende Arbeitserleichterung durch EDV-Einsatz bereits
eingespart wurden, bevor das zugesagte System erfolgreich eingeführt und funktionsfähig
war.

3 Zu den spezifischen Organisationsentwicklungsanforderungen in Bildungseinrichtungen vgl.
z. B. Ehses/Zech 1999.

4 Gieseke hat in ca. 150 Interviews mit pädagogischen Mitarbeiter/innen an Volkshochschu-
len festgestellt, dass sie generell über ein „Übermaß an Organisatorischem“ klagen, dafür
aber einen subjektiv erlebten Ausgleich in der Kommunikation finden (vgl. Gieseke 1988. S.
47).
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5 Nuissl/Schuldt verweisen nach zweijähriger Erfahrung mit der neu entstandenen kaufmän-
nischen Abteilung im Landesbetrieb Hamburger Volkshochschule auf das starke „Behar-
rungsvermögen der behördlichen Abläufe“ (1993, S. 87).

6 Vgl. den Beitrag von W. Beer zum Leitbild in diesem Band, S. 44.
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Jörg Knoll

„Wie hältst du’s mit der Qualität?“ –
Neuer Umgang mit einem vertrauten Thema

Denken und Handeln in Regelkreisen

„Qualität in der Erwachsenenbildung – eine neue Mode?“ Solch eine
Reaktion ist durchaus denkbar und durchaus nicht selten. Sie ist auch verständ-
lich angesichts der Erfahrung, dass pädagogische Arbeit sich immer wieder mit
Entwicklungen außerhalb ihrer selbst zu beschäftigen hat. Dabei muss sie prü-
fen, was sie einbezieht und wovon sie sich abgrenzt. So mag es für manche
durchaus so aussehen, als ob das Thema „Qualität“ die Erwachsenenbildung
sozusagen „von außen“ ereilt habe und ihr übergestülpt worden sei.

Jedoch: Wer mit Erwachsenen- bzw. Weiterbildung schon länger zu tun
hat, ja ihre innere Entwicklung mitgestaltete, kennt die nie erledigte Herausforde-
rung und die Anstrengungen, das erwachsenenbildnerische Handeln immer
wieder zu überprüfen und zu verbessern. Dementsprechend stehen die Mitarbei-
ter/innen-Frage und die Mitarbeiter/innen-Fortbildung über die Zeiten hinweg im
Mittelpunkt des Interesses. Das betrifft die Volkshochschulen ebenso wie die Er-
wachsenenbildungseinrichtungen der sog. Freien Träger oder die berufliche Wei-
terbildung. Die Fortbildungssysteme, die entwickelt worden sind und nach wie vor
bundesweit oder auf der Ebene von Landesverbänden, Landesarbeitsgemeinschaf-
ten usw. verwirklicht werden, legen hiervon ein beredtes Zeugnis ab.

So wurde bereits 1984 formuliert: „Die Leistung und Qualität der EB/
WB wird in entscheidendem Maße von der ‚Qualität‘, den didaktisch-methodi-
schen und den sozialen Kompetenzen ihrer Mitarbeiter bestimmt. Die ‚Mitarbei-
terfrage‘ nimmt somit in der Diskussion um Entwicklungen und Perspektiven der
EB/WB einen zentralen Stellenwert ein; die Art und Weise ihrer Bearbeitung
vermag Hinweise über den Stand und Bestand der EB/WB als ‚vierte Säule‘ im
Bildungswesen zu geben“ (Jütting 1984, S. 1, kursiv vom Verf.).

Es gibt also in der Erwachsenen- bzw. Weiterbildung schon lange Be-
mühungen und Ansätze zur Qualitätsentwicklung und -verbesserung und für die
– heute ebenso aktuelle wie notwendige – Verknüpfung zwischen „Qualität“
und „Professionalität“. Zu dieser praktischen, aber auch wissenschaftlichen Tra-
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dition gehört „Evaluation“: Das Ergebnis von Lernen mit den Zielen vergleichen;
die eigene Methodik im Blick auf die formulierten Ziele prüfen und verändern;
Konsequenzen ziehen aus solchen Feststellungen für neue Angebote – dieses
Denken und Handeln in Regelkreisen ist ein wichtiger Teil der pädagogischen
Tradition. Es gehört zum erwachsenenbildnerischen Berufswissen (vgl. Tietgens
1983). Von daher erklären sich Offenheit und Interesse für neuere Ansätze wie
Organisationsentwicklung, Marketing und Controlling (Letzteres verbunden mit
neuen Steuerungsmodellen).

Allerdings ist festzustellen, dass solche – vom Grundsatz her eigentlich
vertrauten – Ansätze in der Praxis oft an eine Grenze stoßen oder sich sogar
totlaufen, z. B.:

– Kurse werden ausgewertet – und die Teilnehmerbögen wandern an-
schließend (nach einem raschen Blick auf die Spitzenwerte) in Akten-
ordner;

– Mitarbeiter/innen kommen aus der Fortbildung – und die gewonnenen
Anregungen versinken, wenn die ersten Versuche zur Umsetzung in
der Kollegenschaft auf Skepsis stoßen oder die Übertragung auf die
eigene Situation nicht recht klappt;

– ein Konzept für die Organisationsentwicklung wird erarbeitet – aber
dann greift es „irgendwie“ nicht, und keiner weiß so recht, warum;

– im Rahmen von Marketing wird ein nutzerorientiertes Leitbild entwi-
ckelt – und dennoch bekommt der Anrufer, der sich nach dem Pro-
gramm erkundigt oder jemanden von der Lehrgangsleitung sprechen
will, eine muffige Antwort.

Was also ist „neu“ an den aktuellen Bemühungen und Konzepten im
Zusammenhang mit „Qualität“? Um es kurz zu sagen: Das Neue besteht darin, dass
Qualitätsentwicklung, Qualitätssicherung und Qualitätsmanagement die vielfäl-
tigen Bestrebungen im Alltag, die Arbeit „gut“ zu machen, aufeinander beziehen,
sie wechselseitig verknüpfen, auf Dauer sichern und in ihrer Wirksamkeit regel-
mäßig überprüfen. Sie stellen somit eine Gesamtperspektive und einen umfassen-
den Handlungsrahmen für die Weiterentwicklung der Bildungsarbeit bereit.

Dahinter steht die Erfahrung, dass „Qualität“ nicht einfach abzuhaken
ist, etwa nach dem Motto: Einmal getan und dann erledigt. Vielmehr besteht die
Herausforderung darin, sie zu entwickeln, zu sichern und diesen gesamten Vor-
gang zielgerichtet zu gestalten. Damit sind nochmals die bereits verwendeten
Begriffe angesprochen. Es geht um

– die Entwicklung von Arbeitsabläufen in Richtung auf das, was ange-
strebt wird oder nötig ist (Qualitätsentwicklung),
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– die Sicherung der Veränderungen, die bei dieser Entwicklung erreicht
werden (Qualitätssicherung),

– das Management dieser Vorgänge, also deren bewusste und regelmä-
ßige Gestaltung und Überprüfung, ob sie noch stimmig sind (Quali-
tätsmanagement).
Qualität wird damit nicht als ein statischer Zustand, sondern als dyna-

mischer Prozess begriffen.

Worum es im Kern geht

Trotz der Erklärungskraft und Gestaltungsanregung, die dem Begriff und
der Sache von „Qualität“ innewohnt, gibt es doch immer wieder skeptische An-
fragen in der Art, ob ein System, das „aus der Wirtschaft kommt“, für Bildungsar-
beit geeignet sei. Darin spiegelt sich etwas, was eingangs schon angedeutet wur-
de und was in der Erwachsenenbildung die Diskussion um Qualität und Qualitäts-
management eine Zeitlang bestimmte: nämlich der Eindruck, dass hier etwas Frem-
des aufgenötigt werde, das dem Wesen pädagogischer Arbeit zuwiderlaufe; dass
man sich nach anderen richten müsse und dann unversehens in außenbestimm-
te Zwänge gerate. Angesichts solcher Einschätzungen ist es sinnvoll, sich den Kern
dessen zu vergegenwärtigen, worum es eigentlich im Qualitätsmanagement geht.

Der Grundgedanke ist einfach. Die einzelne Aktivität findet statt, z. B.
ein Filmabend oder eine Kurseinheit oder die Jahresversammlung des Trägerver-
eins oder die Veröffentlichung eines Projektberichtes. Dass sie stattfindet, also
das Ereignis, ist das Ergebnis von Tätigkeiten und Abläufen im Vorfeld. Wie diese
vorauslaufenden Tätigkeiten und Abläufe (= Prozesse) gestaltet und gesichert
worden sind, ist nun wesentlich mitentscheidend für die Art und Weise, wie das
Ereignis geschieht. Und die Art und Weise, wie das Ereignis gestaltet ist und
geschieht, ist wiederum bedeutsam für den individuellen Ertrag der einzelnen
Person, die daran teilnimmt. So ist – mit anderen Worten – von folgender Linie
auszugehen: Die Qualität der vorbereitenden und gestaltenden Prozesse bestimmt
die Qualität des Ergebnisses (= des Lern- und Bildungsangebotes). Die Qualität
des Angebotes kommt der Qualität des Lern- und Bildungsertrags zugute, d. h.
den kognitiven, personalen, sozialen Kompetenzen, welche die Teilnehmenden
in der Erwachsenen- bzw. Weiterbildung erwerben und entwickeln können.

Es geht somit um das Verhältnis zwischen Tätigkeiten, Prozessen und
Strukturen einerseits und etwas Geschaffenem, einem Ergebnis andererseits. Die
Tätigkeiten usw., mit denen etwas geschaffen und bereitgestellt wird (das Ange-
bot insgesamt, die einzelne Veranstaltung, das Jahresprogramm) sollen so gestal-
tet werden, dass sie dem entsprechen, was gewünscht oder als Anforderung for-

Online: http://www.die-bonn.de/doks/2002-wirtschaftlichkeit-01.pdf



75

muliert ist, z. B. in den Grundsätzen einer Erwachsenenbildungseinrichtung oder
in der Selbstverpflichtung einer Gruppe. Die Qualität der Tätigkeiten, Prozesse
und Strukturen zu sichern, weil dadurch die Qualität des Ergebnisses gesichert
wird, das ist die überschaubare Grundidee, sozusagen der „Kern“ von Qualitäts-
entwicklung und Qualitätsmanagement und der einzelnen Modelle, die hierfür
Umsetzungshilfen anbieten (z. B. nach ISO oder EFQM – s. u.).

Diese Sicht rückt den Prozess, etwas zu schaffen, bereitzustellen oder
herzustellen, in den Mittelpunkt. Hier gibt es nun viele Gemeinsamkeiten zwi-
schen der Erwachsenen- bzw. Weiterbildung und anderen Feldern des Lebens
und Wirtschaftens, z. B. die Notwendigkeit, Ziele zu bestimmen und für die
Alltagsarbeit zu konkretisieren; die Mitarbeiter/innen einzubeziehen; das Ergeb-
nis des Tuns mit den Zielen zu vergleichen usw. Diese Erkenntnis prinzipiell
gemeinsamer Arbeitsnotwendigkeiten weitet den Blick und macht kooperati-
onsfähiger – z. B. mit Partnerorganisationen in der Weiterbildung, aber auch mit
Wirtschaftsunternehmen.

Es gibt allerdings auch prägnante Unterschiede. Qualitätsentwicklung,
Qualitätssicherung und Qualitätsmanagement auch bei Dienstleistungen haben
ihre innere Begründung grundsätzlich darin, die Erwartungen von Kunden zu
erfüllen und dadurch die Kunden zufrieden zu stellen. Ob und wie weit die
Personen, welche die Angebote der Erwachsenenbildung in Anspruch nehmen,
als „Kunden“ gesehen und bezeichnet werden können, wird in diesem Band an
anderer Stelle erörtert. Im Zusammenhang mit „Qualität“ soll aber hier eine Be-
sonderheit hervorgehoben werden. Sie erwächst aus der notwendigen Selbsttä-
tigkeit im Zusammenhang mit „Lernen“ und „Bildung“ und aus der darauf beru-
henden gegenseitigen Ergänzung (Komplementarität) der beteiligten Akteure:

– Die Einrichtungen und Mitarbeiter/innen der Erwachsenen- bzw. Wei-
terbildung sorgen dafür, dass die Anstöße, Hilfen, Möglichkeiten und
Rahmenbedingungen für den Lern- und Bildungsvorgang gesichert sind,
und dies in bestmöglicher Qualität des Angebotes (= Ergebnisqualität
der vorauslaufenden Prozesse, die zu einem Angebot als „Möglich-
keitsraum“ für Lernen führen).

– Ob dann das erwünschte Kompetenzziel wirklich erreicht wird, hängt
wesentlich von der Mitwirkung der Teilnehmenden ab. Der aktive Bei-
trag der Teilnehmenden ist also notwendig. Sie sind selber maßgeblich
an der Qualität dessen beteiligt sind, was für sie persönlich als Ergebnis
des Bildungs- und Lernvorgangs entsteht (= Ertragsqualität des Lernens
bzw. eines Bildungsvorganges).

Wenn im Gefüge solcher komplementären Verantwortungen Teilnehmer/
innen als „Kunden“ bezeichnet werden – was im Zusammenhang mit Qualitäts-
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entwicklung keinesfalls von vornherein nötig ist –, dann muss das differenziert
geschehen: Das Lehr-Lern-Angebot der Erwachsenen- bzw. Weiterbildung soll eine
optimale Qualität haben. Sie zu sichern, ist Aufgabe und Ethos der Mitarbeiter/
innen. Doch die Zuständigkeit für den individuellen Ertrag dieses Angebotes und
seiner Realisierung liegt eben nicht bloß bei den Lehrenden, sondern auch bei den
Teilnehmenden selbst. Wenn als von „Kunden“ geredet wird, dann ist das hier wie
in jedem Bildungsbereich nur denkbar im Sinne von „mitproduzierenden Kunden“
mit eigener Verantwortung und daraus erwachsenden eigenen Pflichten.

Bereiche des Handelns

Grundlegend für Qualitätsmanagement ist es, zu erfassen und zu be-
schreiben, worin die alltägliche Arbeit besteht. Es geht

– um die konkreten Tätigkeiten, Prozesse und Strukturen, in denen die
Arbeit geschieht (als Tätigkeiten/Prozesse: z. B. Programm planen, In-
teressenten beraten, Haushalt überwachen, Dokumentenablage pfle-
gen usw.; als Strukturen bzw. deren Ausdruck: z. B. Organigramme,
Satzung, Tätigkeitsbeschreibungen usw.) und

– um die konkreten Leistungen, die erbracht werden oder zu erbringen
sind (z. B. die Bereich „Veranstaltungen“, „Information und Beratung“,
„Materialbeschaffung“, „Raumplanung“ usw.).

Die Konkretisierung in Leistungsbereiche ist eine Voraussetzung für die
weiteren Ansatzpunkte von Qualitätsmanagement. Hilfreich ist hierbei ein Ver-
ständnis der eigenen Arbeit im Sinne von „Dienstleistung“. Dies wird in diesem
Band in dem Kapitel zum Themenbereich „Produkt“ näher erörtert. Im Zusam-
menhang mit Qualitätssicherung, Qualitätsentwicklung und Qualitätsmanage-
ment sind verschiedene Bereiche des Handelns zu unterscheiden:

Einrichtung
(Potenzial)
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Angebots-(Programm)
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(Dienstleistung,
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P
R
O
Z
E
S
S
E

Durchführungs-
qualität

Prozessqualität

Ertrag

Ertrags-
qualität

Abb. 1
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– Mit „Einrichtung“ (Potenzial) ist das gemeint, was die Arbeit ermög-
licht und bestimmt, d. h. die Voraussetzungen (Räume, deren Ausstat-
tung, Mitarbeiter/innen und deren Qualifikationen), die Arbeitsabläufe
sowie die Hilfen, Stützen und Strukturen für die Arbeit und ihre Abläu-
fe (z. B. Rechtsform oder Festlegungen für bestimmte Verfahren etwa
bei der Programmplanung oder für die Einbeziehung von Zielgruppen-
repräsentanten in die Planung oder für Zahlungsmodalitäten bei Ver-
anstaltungsteilnahme).

– „Angebot“ meint die Dienstleistung und die Teildienstleistungen als
Ergebnis der Tätigkeiten im Potenzial, also die einzelne Veranstaltung,
den Kurs, das Seminar, die „Sommervolkshochschule“, das Jubiläum,
das Programmheft usw.

– „Durchführung“ bezieht sich auf die Verwirklichung des Angebots samt
dem, was die Beteiligten in der Veranstaltung tun und erfahren, die
Teilnehmenden ebenso wie die Mitarbeiter/innen.

– „Ertrag“ kennzeichnet das, was als Eindruck, Kenntnis, Fähigkeit ent-
steht, also den individuellen Lerngewinn.

Interessant ist nun, dass bei einer Dienstleistungen vorab nur das Po-
tenzial (z. B. die Räume und ihre Ausstattung, auch die Mitarbeiter/innen etwa
in ihren formalen Qualifikationen) und das Angebot in Form der Beschreibung
wahrnehmbar sind. „Wie“ die Mitarbeiter/innen arbeiten und „wie“ ein Kurs
„sein wird“, lässt sich erst in der Durchführung feststellen. „Durchführung“ und
„Ertrag“ samt deren Qualität sind also erst dann wahrnehmbar und überprüfbar,
wenn die Dienstleistung in Anspruch genommen wird, vorher nicht.

Qualität ist somit eine Erfahrungseigenschaft. Ihre Beschreibung und
Beurteilung hängt außerdem ab

– von der je eigenen Perspektive, die eine bestimmte Gruppe von Akteu-
ren hat (so kann sich die Sicht der Teilnehmenden durchaus von der
Sicht der Hauptberuflichen unterscheiden und diese wiederum von der
Sicht der Honorarkräfte und all dies wiederum von der Sicht der Stadt-
räte oder Journalisten, so dass es sich lohnt, diese „Multiperspektivität
von Qualität“ ganz bewusst wahrzunehmen und im eigenen Einzugs-
bereich ggf. auch zu erheben);

– von individuell unterschiedlichen Gegebenheiten bzw. Vorerfahrun-
gen der Teilnehmenden (so kann eine Kurseinheit, die mit teilnehmer-
aktivierenden Methoden gestaltet wird, von den einen als lernfördernd
und sehr angenehm, von anderen aber als „Spielerei“ und „Zeitver-
schwendung“ erlebt werden);

– vom aktuellen System (z. B. vom „Klima“ in einer Kursgruppe, d. h.
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von der gruppendynamischen Situation);
– von zugeordneten Situationen, die für diese Erfahrung scheinbar am

Rande liegen, aber doch wichtig sind (z. B. wie Ankommende bei ei-
ner Einzelveranstaltung empfangen werden, wie sie bei einer telefoni-
schen Anfrage behandelt wurden, welche Kontaktmöglichkeiten später
angeboten werden), d. h. von der „Qualitätskette“.

Als „Prozess“ werden zum einen die Abläufe innerhalb des Potenzials
bezeichnet und zum anderen die Geschehnisse bei der Verwirklichung der Dienst-
leistung (= Durchführung). Abbildung 1 verdeutlicht, was bereits als „Kern“ von
Qualitätssicherung, Qualitätsentwicklung und Qualitätsmanagement formuliert
worden ist: Wie die Abläufe im Rahmen des Potenzials gestaltet sind, ist aus der
Sicht von Qualität und Qualitätsentwicklung eine entscheidende Voraussetzung
dafür, wie das Geschehen bei der Durchführung aussieht. Zugleich unterstreicht
das Bild nochmals den Hinweise, dass der persönliche Ertrag ohne Mitwirken
der Teilnehmenden nicht entstehen kann.

Leitideen und Qualitätsziele

Die Beschäftigung mit dem Thema „Qualität“ führt unabdingbar zum
Selbstverständnis der eigenen Arbeit, d. h. zu den Leitideen und Zielen. Das
bedeutet:

– die Grundsätze formulieren, die für die Arbeit bestimmend sind (Leit-
ideen), z. B. das Grundverständnis der Arbeit mit Erwachsenen; das kann
für eine Einrichtung auch das Selbstverständnis in der Region oder für
einen Verband den Bezug auf eine spezifischen Tradition einschließen;

– die generellen Ziele bestimmen, in denen sich diese Leitideen ausdrü-
cken, die sog. Qualitätsziele, also das, was beständig getan und er-
reicht werden soll, und zwar so lange, bis ein solches Ziel verändert
wird (z. B.: „Die Teilnehmenden wirken bei der Gestaltung des Lehr-
Lern-Arrangements mit“ oder „Lehr-Lern-Veranstaltungen werden eva-
luiert“). Hier geht es um inhaltliche Entscheidungen, und zwar um Ent-
scheidungen im vollen Sinne: Qualitätsentwicklung oder Qualitätssi-
cherung bedeutet nicht von vornherein eine bestimmte Option (ob z. B.
Sponsoring einbezogen wird oder nicht), sondern die Notwendigkeit,
sich solche Entscheidungsmöglichkeiten klar zu machen und dann eine
begründete Auswahl zu treffen. Dabei spielen professionelles Selbst-
verständnis und Berufsethik eine wichtige Rolle.

Hier kommt außerdem ein Unterschied zum Tragen, der in der Quali-
tätsdiskussion häufig verwischt wird, nämlich der zwischen Qualitätsbereich (oder
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Qualitätssektor bzw. -element) einerseits und Qualitätsstandard andererseits, also
das Was, worauf sich das Handeln bezieht, und das Wie seiner Ausprägung. So
ist auf Seiten der Organisation, also im Potenzial (s. o.), die Kommunikation
zwischen den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen generell ein wichtiger Quali-
tätsbereich. Wie jedoch interne Kommunikation gestaltet wird, ob durch Ge-
samtkonferenzen, Besprechungen von Teil-Teams, „Schwarzes Brett“, e-mails
usw., ist Sache von Entscheidungen, die z. B. in einer Einrichtung oder auf der
Ebene eines Verbandes von Einrichtungen (und dann für alle angehörigen Insti-
tutionen) getroffen werden und so lange gelten, wie sie sich bewähren. Ähnlich
bei Evaluation: Ob durch schriftliche Befragung evaluiert wird oder kommuni-
kativ, ob eine Stichprobenauswahl von Veranstaltungen der Evaluation unter-
liegt oder in einem bestimmten Zeitabschnitt nur die neu ins Programm aufge-
nommenen Kurse, das ist jeweils situations- und sachbezogenen zu entschei-
den. Die Frage nach Qualitätsstandards wird immer dann unlösbar, wenn sie im
Sinne der allgemeinen, „objektiven“ Gültigkeit beantwortet werden soll; d. h.
wenn die Möglichkeit, aber auch die Notwendigkeit der situations- oder institu-
tionsspezifischen Ausprägung übersehen wird.

Um hier nicht neuer Beliebigkeit und Undurchsichtigkeit Vorschub zu
leisten, bedarf es vereinbarter Qualitätsbereiche als Bezugspunkt des jeweiligen
Gestaltungshandelns und der Transparenz im Blick auf die individuell geschaffe-
nen Arbeitsweisen. Es ist also nötig – um das vorherige Beispiel aufzugreifen –,
dass „interne Kommunikation“ von vielen, ja möglichst allen Einrichtungen der
Erwachsenenbildung als Bereich des Qualitätshandelns anerkannt wird; auf die-
ser Grundlage können individuelle Lösungen getroffen und nach außen darge-
stellt (oder von außen nachgefragt) werden. Genau diese Verbindung von gene-
rellen Bezugspunkten mit individuellen Lösungen leisten dem Grundsatz nach
die Modelle, die als Umsetzungshilfen für Qualitätsentwicklung, -sicherung und
–management in Gebrauch sind (s. u.).

Überprüfbare Ziele mit Zuständigkeit und Zeit

Im nächsten Schritt geht es darum, die Leitideen und Qualitätsziele als
allgemeine Vorstellungen in sog. überprüfbare Ziele umzuwandeln, also zu ope-
rationalisieren. Das heißt:

– konkrete Tätigkeiten, Prozesse oder Strukturen beschreiben („was ge-
nau?“),

– klären und vereinbaren, welche Person dafür zuständig ist („wer ge-
nau?“),

– festlegen, bis zu welchem Zeitpunkt etwas getan wird („bis wann ge-
nau?“).
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Überprüfbare Ziele in der Praxis könnten beispielsweise sein, eine öf-
fentliche Aktion durchzuführen, ein Konzept zu entwerfen, etwas zu veröffentli-
chen usw. Sie setzen das, was von den Leitideen und generellen Qualitätszielen
her intendiert ist, in das um, was für die Teilnehmenden einzig zählt, nämlich
alltäglich-wahrnehmbares Handeln.

Beispiel:
Das Leitungsteam eines Bildungswerkes hat die Vorstellung, dass die Besucher/innen
der Gesprächsabende sich von Anfang an wohlfühlen. Es operationalisiert: „Bei den
Gesprächsabenden von April bis Juni werden die Teilnehmer/innen beim Eintreffen von
Herrn N. persönlich begrüßt.“ Das lässt sich auch umkehren: Dem Leitungsteam fällt
auf, dass einzelne Mitglieder von sich aus den Veranstaltungsraum ausgestalten, ei-
nen Blumenstrauß mitbringen, die Stühle bereitstellen usw.; diese konkreten Tätigkei-
ten werden angeschaut im Blick auf das, was eigentlich darin steckt als Leitidee von
„sich wohlfühlen“, „willkommen sein“ usw. Ein solches Vorgehen ist auch anhand von
konkreten Abläufen denkbar, die problematisch oder störend sind, z. B. die Frage: „Was
drückt sich eigentlich dadurch aus, dass bei unseren Vereinbarungen regelmäßig die
Terminfestlegung ‚vergessen‘ wird?“

Die Operationalisierung hilft, von dem „Wir müssten mal ...“ oder „Wir
sollten endlich ...“ zur Entscheidung zu kommen („Wollen wir wirklich?“) und
sogar zur Konkretion („Wir wollen das und das dann und dann.“). Insofern stellt
die Formulierung überprüfbarer Ziele bereits einen Gewinn dar.

Der Qualitätsentwicklungskreis

Der Gewinn wird noch größer, wenn
die konkreten Tätigkeiten, Prozesse oder Struk-
turen in einem Regelkreis gesehen und gestaltet
werden (nach: Qualitätsentwicklungssystem Wei-
terbildung 2001, S. 72):

Das heißt:
– die einzelnen Tätigkeiten usw. in Ab-

lauf, Einzelschritten, Umfang, Kräfte-
und Materialbedarf planen;

– sie dann durchführen; dabei feststellen,
was geschehen und entstanden ist, und
prüfen, wie sich dieses Ergebnis zur ur-
sprünglichen Vorstellung des Erwünsch-
ten verhält (auswerten);

– von den Erkenntnissen und Ergebnissen
das festhalten, was für die weitere Ar-
beit gebraucht wird (dokumentieren);

– prüfen und entscheiden, ob die einzel-

Konsequenzen
ziehen

Planen

Durchführen/
Auswerten

Dokumentieren

Abb. 2
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nen Tätigkeiten, Prozesse oder Strukturen so bleiben können, weil das
Ergebnis akzeptiert wird, oder verändert werden (Konsequenzen zie-
hen).

Beispiel:
Der Informationsfluss zwischen Geschäftsstelle und Vorstandsmitgliedern in einem Bil-
dungswerk soll aktuell sein; außerdem sollen Kopier- und Versandkosten niedrig blei-
ben. Deshalb wird im Büro ein „Kommunikationsordner“ eingerichtet, in dem Beschluss-
protokolle, Projektpläne, gegenseitige Kurzmitteilungen usw. eingefügt werden. Nach
einem Vierteljahr Erprobung werden die Erfahrungen ausgewertet. Ergebnis: Der Ord-
ner bleibt bestehen, aber die Protokolle werden ab sofort wieder zugesandt, damit Ver-
einbarungen und Arbeitsvorhaben (Was genau?), persönliche Zuständigkeiten (Wer
genau?) und Termine (Wann genau?) den Einzelnen sofort erkennbar sind und präsent
bleiben.

Die Überprüfung und Bearbeitung der Konsequenzen geschieht regel-
mäßig, also kontinuierlich, weil nur auf diese Weise auf die Entwicklungen der
Arbeit reagiert werden kann und eine aktive Gestaltung möglich ist. Das heißt:

– feste Zeiten vereinbaren für den Vergleich zwischen den Ergebnissen
konkreter Tätigkeiten, Prozesse oder Strukturen mit dem Erwünschten,

– diese Zeiten einhalten,
– den Zeitrhythmus regelmäßig überprüfen und verändern, wenn er nicht

mehr stimmig ist.

Beispiel:
Ein Bildungszentrum veranstaltet jedes Jahr Anfang Mai eine „Ideenbörse“ mit ausge-
wählten Teilnehmer/innen, Honorarkräften, Kooperationspartner/innen und den Haupt-
amtlichen. Das Team der Mitarbeiter/innen trifft sich 14 Tage später zur Planungskon-
ferenz. Es überprüft die Ergebnisse des vergangenen Arbeitsjahres und arbeitet Kon-
sequenzen heraus. Es verbindet damit die Anregungen der Ideenbörse und kommt so
zu Programmschwerpunkten für das Folgejahr.

Qualitätsentwicklung und -management im umfassenden Sinne bedeutet
auch, den Qualitätsentwicklungskreis auf alle Tätigkeiten im sog. Potenzial (s.
o.) anzuwenden, beispielsweise auf die Abläufe in einem Fachbereich, in einem
Vorstand, in einer Geschäftsstelle oder auf die Entwicklung eines Angebotes. So
ist bei einem neuen Angebot die Phase der Entwicklung selber zu planen (wann,
wie lange, mit welchen Stationen, mit wem), durchzuführen (Gesprächstermine,
Materialsichtungen, Ausarbeitung von Entwürfen usw.) und auszuwerten (z. B.
Ertrag einer bestimmten Technik zur Protokollierung von Planungsgesprächen),
zu dokumentieren (Gesprächsprotokolle, Absprachen usw.) und mit Konsequen-
zen zu verbinden, d. h. zu überprüfen, ob eine nächste Entwicklungstätigkeit zu
verbessern ist (z. B. bei der Einbeziehung von Zielgruppenvertretern) oder ob sie
in derselben Weise wie zuvor gestaltet werden kann.

Online: http://www.die-bonn.de/doks/2002-wirtschaftlichkeit-01.pdf



82

Aufwand, Ertrag und Bürokratieverdacht

Es stimmt: Ein Qualitätsmanagementsystem einzuführen, kostet Zeit (z.
B. für gemeinsame Überlegungen, zum Erarbeiten stimmiger Abläufe) und Kraft
(z. B. zur Änderung von Gewohnheiten). Sieht man dies als Kosten, gibt es
zumindest in der Entwicklungs- und Einführungsphase eine aufsteigende Linie.
Zugleich zeigt eine andere Linie eine Abwärtsrichtung: Es sinken der Zeit- und
Kraftaufwand für nachträgliches Reparieren (... die Teilnahmebestätigungen lie-
gen bei Seminarende nicht vor), für vergebliches Suchen (... nach der Kursvorbe-
reitung vom vorigen Semester), für mühsames Erinnern („... was haben wir damals
festgelegt?“).

Die Verknüpfung in sich sinnvoller, aber in der Praxis von Einrichtun-
gen und Trägern häufig nicht aufeinander bezogener Aktivitäten wirkt geradezu
als Schub in Richtung Bestärkung und Weiterentwicklung – beispielsweise, wenn
das Qualitätsmanagement durch seinen Regelkreis Kursauswertung einerseits und
Serviceangebote im Rahmen von Marketing andererseits oder Programmplanung
einerseits und Mitarbeiterfortbildung andererseits aufeinander bezieht.

Qualitätsmanagement einzuführen, verlangt somit Zeit und Kraft. Zu-
gleich bringt es Kraft und Zeit durch

– mehr gemeinsame Gewissheit,
– höhere Transparenz von Zusammenhängen,
– größere Verlässlichkeit der Abläufe.

In diesem Zusammenhang sei auf die kritische Frage eingegangen, ob
dies alles nicht „nur Bürokratie“ sei. Dieser Einwand hat damit zu tun, wie in der
Erwachsenenbildung in der Anfangszeit der Qualitätsdiskussion die Auseinan-
dersetzung mit Qualitätsmanagement und speziell mit ISO 9000 ff. geschah. Sie
setzte vielfach bei den einzelnen sog. „Qualitätselementen“ der ISO-Norm an,
stieß sich an deren formalisierter Sprache und scheiterte beim Versuch einer
„Übersetzung“. Solche negativen Erfahrungen sind verständlich. Sie entstanden
allerdings daraus, dass beim Regelungssystem und bei der Frage nach dessen
Übertragbarkeit begonnen wurde und nicht beim Kern von Qualitätsentwick-
lung, Qualitätssicherung und Qualitätsmanagement (s. o.), um von da aus das
Regelungssystem zu verändern und ggf. neu zu komponieren.1  Das hat die nach-
folgenden Diskussionen überschattet – ganz abgesehen davon, dass manche Stel-
lungnahmen sich mit dem Originaltext der ISO-Norm kaum beschäftigt hatten.

Demgegenüber ist nochmals auf das Zentrum von Qualitätsmanage-
ment zu verweisen. Ein Qualitätsmanagementsystem einzurichten, bedeutet ge-
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nerell: klären, gestalten und überprüfen, außerdem beschreiben und dokumen-
tieren, soweit dies funktional ist, und mit soviel Papier, wie unbedingt nötig.
Dementsprechend  setzt die Entwicklung eines Qualitätsmanagementsystems bei
dem an, was die Arbeit kennzeichnet und trägt, beispielsweise beim eigenen
Verständnis von Lernen und Lehren mit Erwachsenen, bei den mittel- und lang-
fristigen Zielvorstellungen, bei der Beschreibung der Funktionen, die Mitarbei-
tende und Teilnehmende füreinander haben usw. (vgl. Knoll 1999). Erst dann
werden die stützenden und sichernden Verfahren und Strukturen – eben die
Qualitätselemente – bestimmt, eingerichtet und aufgeschrieben. Es geht also nicht
um die Formalisierung und Bürokratisierung von Tätigkeiten. Es geht vielmehr
darum, sie zu prüfen und zu gestalten im Sinne von „angemessen im Blick auf
das, was geschaffen und erreicht werden soll“. Dadurch nimmt die Bewusstheit
für die eigene Arbeit zu:

– Was sozusagen mitläuft, wird nun ausdrücklich gesagt und aufgeschrie-
ben.

– Wenn es aufgeschrieben ist, muss es getan werden.
– Dann wird in einem festgelegten Turnus überprüft, ob und wie es getan

wurde.

An allen diesen Stellen sind Entscheidungen nötig. Ein bestimmtes
Qualitätsmodell legt nicht fest, wie etwas entschieden wird. Es verlangt allerdings,
dass entschieden wird – und zwar selbst und nach außen transparent, sei es
bezogen auf die einzelne Veranstaltung oder aufs Ganze der Bildungseinrich-
tung. Wenn ein Zwang entsteht, dann ist es der zur Selbstklärung. Die aber ist
sowieso Bestandteil der erwachsenenbildnerischen Profession.

Die Frage der „Zertifizierung“

Qualitätsentwicklung, Qualitätssicherung und Qualitätsmanagement
einerseits und „Zertifizierung“ andererseits werden häufig gleichgesetzt (woraus
dann noch die Annahme folgt, dass Qualitätsmanagement viel Geld koste). Bei-
de Vorgänge sind aber prinzipiell zu trennen.

Im Mittelpunkt stehen die eigene Qualitätsentwicklung und -sicherung
und das daraus erwachsende Qualitätsmanagementsystem, dessen Stimmigkeit
und sein Nutzen für die Arbeit und die Institution. Die Zertifizierung ist ein ge-
sonderter Vorgang, sowohl zeitlich als auch inhaltlich: Hier geht es darum, dass
von außen geprüft wird, ob das, was das Qualitätsmanagementsystem beschreibt,
auch „lebt“ und nicht bloß auf dem Papier steht. Ob eine solche Sicht und Rück-
meldung von außen – einschließlich der damit verbundenen Vergabe eines Zer-
tifikates, „Gütesiegels“ o. Ä. – einbezogenen wird oder nicht, ist Sache einer
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gesonderten Entscheidung, bei der weitere Gesichtspunkte eine Rolle spielen
können (z. B. die Position gegenüber anderen Erwachsenenbildungseinrichtun-
gen, die Zugehörigkeit zu einem Verband von Einrichtungen usw.). Sofern damit
Kosten verbunden sind, lohnt sich die genaue Prüfung, wie diese zustande kom-
men, welche Einzelpositionen unbedingt nötig sind und welche vorauslaufen-
den Aktivitäten (z. B. die Prüfung schriftlicher Unterlagen) aus eigener Kraft und
Kompetenz gestaltet werden können.

Interessant ist allerdings die Frage, wie eine Außensicht in das eigene
Qualitätsmanagement hineinkommt – im Sinne von Impuls, Anregung, Anleitung,
Optimierung. Sie muss keinesfalls mit Zertifizierung verbunden sein, sondern kann
auch kooperativ organisiert werden, etwa im Verbund mehrerer Einrichtungen oder
im Rahmen eines Verbandes oder zwischen zwei benachbarten Institutionen.

Die Angst nehmen

Ein wichtiger Aspekt des Themas „Qualität“ reicht ins Emotionale.
Qualitätsentwicklung, Qualitätssicherung und Qualitätsmanagement bringen es
mit sich, Verfahrensweisen, Gewohnheiten, auch Kommunikationsformen zu
überprüfen und weiterzuentwickeln. All das bedeutet Lernen. Lernen aber heißt
„Veränderung“. Veränderung wiederum führt in offene Situationen: Was da ent-
steht, lässt sich nicht genau abschätzen. Dieses Risiko kann unsicher machen,
gar Angst erzeugen. Zurückhaltung, Skepsis oder Ablehnung helfen, Unsicher-
heit und Angst einzudämmen: Lieber das Bekannte, sei es auch problematisch,
also das unbekannte Neue ... Diese durchaus menschlichen Zusammenhänge
machen manche Schwierigkeit bei der inneren Veränderung von Institutionen
und manche Gefühlsreaktion im Zusammenhang mit dem Thema „Qualitätsma-
nagement“ verständlich.

Hinzu kommt eine Falle, die im Zusammenhang mit dem Thema „Qua-
lität“ leider sehr oft zuschnappt. Die dabei entstehenden Schmerzen belasten
die Konkretisierung von Qualitätsentwicklungsmodellen in der Erwachsenenbil-
dung immer wieder. Die Falle besteht darin, dass bei der Einführung von Quali-
tätsmanagement der Eindruck entsteht und erweckt wird, hier komme etwas völlig
Neues. Das erzeugt begreiflicherweise Unbehagen, und daraus wiederum ent-
steht Widerstand. Dazu trägt nicht selten bei

– die massive Verwendung von Wörtern, die aus anderen Lebens- und
Handlungsbereichen kommen („Produkt“, „Kunde“, „KVP“ = Kontinu-
ierlicher Verbesserungsprozess  usw.) und die bei näherem Hinsehen
nicht verwendet zu werden brauchen; und wenn, dann in spezifischer
Weise als Verstehenshilfe für das eigene Tun;
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– der mehr oder weniger deutlich erkennbare Anspruch, hier etwas ein-
zubringen, was die Mitarbeiter/innen „brauchen“; dadurch aber wird
übersehen und übergangen, welche vielfältigen Bemühungen, Erfah-
rungen und Traditionen es in der alltäglichen Erwachsenenbildung gibt,
um das eigene Tun sinnvoll und für alle Beteiligten ertragreich zu ge-
stalten, d. h. Qualität zu sichern.

Vor diesem Hintergrund ist es hilfreich, sich klar zu machen: Jede Ein-
richtung, jede/r Erwachsenenbildner/in hat eine Art von Qualitätsmanagement,
auch wenn es nicht so genannt wird und auch wenn es nur aus einzelnen Teilen
besteht. Bei diesen Ressourcen ist anzusetzen („Was ist schon da?“), anstatt die
Defizite in den Vordergrund zu rücken. Das heißt: Bewährtes stärken, Fehlendes
entdecken, Ergänzendes gemeinsam erfinden.

Qualitätsmanagement einführen

Im vorigen Abschnitt wurde bereits darauf hingewiesen: Qualitätsent-
wicklung, Qualitätssicherung und Qualitätsmanagement bedeuten „lernen“, weil
es darum geht, Verfahrensweisen anzuschauen und möglicherweise zu ändern,
Gewohnheiten wahrzunehmen und vielleicht zu ändern, Kommunikationsfor-
men zu prüfen und ggf. zu verbessern. „Lernen“ aber muss bedacht, geplant
und verwirklicht werden, wirklich und in aller Ernsthaftigkeit, wenn das ange-
strebte Ergebnis nicht bloß Show nach außen oder eine Aktion fürs Papier sein
soll.

Insofern ist die Beschäftigung mit Qualitätsentwicklung und deren Ein-
führung ein Vorgang, der pädagogisch hoch bedeutsam und es deshalb wert ist,
dass die Erwachsenenbildung das, was sie weiß und kann, hier auf sich selbst
anwendet. Hierzu wird folgende Schrittfolge empfohlen:

1. Erfassen und beschreiben (Ressourcenorientierung)
Wenn sich Mitarbeiter/innen in der Erwachsenenbildung mit Qualitäts-
management beschäftigen, muss man sich klarmachen: Jede und jeder
hat ein Vorverständnis von Qualität und auch eine Praxis, um das Er-
wünschte zu sichern, von der individuellen Kalenderführung bis zum
differenzierten Ablaufplan etwa für eine Programmentwicklung. Von
daher empfiehlt sich eine Vorgehensweise, die bei dem Vorhandenen
ansetzt und dies als Ressource nutzt. Dabei ist es wichtig, dass alle sich
beteiligen, die von Qualitätsmanagement betroffen sind und die es künf-
tig nicht nur einfach „exekutieren“, sondern leben sollen. Das bedeutet
eine konsequente Mitarbeiterorientierung. Es gilt, jegliche Situation zu
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vermeiden, die den Eindruck erweckt, etwas werde etwas lediglich „auf-
gesetzt“. Das heißt zu fragen: Was geschieht bereits, um Qualität zu
sichern? Bezogen auf Tätigkeiten, Abläufe (Prozesse) und Strukturen „in
meiner Tätigkeit“ oder „in unserem Team“ oder „in unserer Einrichtung“.
Zum Vorgehen in der Praxis:
– Jede Tätigkeit usw. als Stichwort gut lesbar auf einen einzelnen Zet-

tel notieren (als einzelne Person oder in kleinen Gruppen).
– Fragen, Probleme oder Ideen, die dabei auftauchen, ebenfalls jeweils

als Stichworte auf einzelne Zettel schreiben.

2. Ordnen und verdichten (Qualitätsbereiche)
Was erfasst und beschrieben ist, wird nach der inneren Ordnung be-
fragt, und diese wird herausgearbeitet. Das heißt zu fragen: Welche
Schwerpunkte der Tätigkeiten, Prozesse und Strukturen zeichnen sich
ab, und was sagt dies aus über „meine Tätigkeit“ oder „unser Team“
oder „unsere Einrichtung“? Auf diese Weise ergeben sich Qualitätsbe-
reiche.
Zum Vorgehen in der Praxis:
– Die Zettel an die Wand heften, Stichworte mit ähnlichem Inhalt in

einer „Spalte“ untereinander.
– Wenn sich ein Stichwort gleich zuordnen lässt, eine neue „Spalte“

beginnen.
– Die sich ergebenden Bereiche mit Überschriften versehen.
Eine plausible Ordnungsmöglichkeit für die Erwachsenenbildung liegt
in der Kennzeichnung folgender Qualitätsbereiche:
– Einrichtungsqualität
– Angebots- und Programmqualität
– Durchführungsqualität
– Ertragsqualität.

3. Prüfen und ergänzen (Entwicklungsbedarf)
Die einzelnen Qualitätsbereiche sind möglicherweise sehr unterschied-
lich gefüllt – je nachdem, wo beim Vorhandenen bisher Schwerpunkte
lagen. An einigen Stellen sind evtl. schon beim Erfassen, Beschreiben
und Ordnen bereits Fragezeichen oder Ideen für die Weiterarbeit auf-
getaucht. Dies zu konkretisieren, ist Aufgabe dieses Schrittes. Es gilt,
– die Bereiche in ihrem gegenseitigen Verhältnis wahrzunehmen,
– zu prüfen, was fehlt und wo Brüche auftreten,
– zu entscheiden, woran weiter gearbeitet wird,
dies alles bezogen auf Tätigkeiten, Abläufe (Prozesse) und Strukturen
(Entwicklungsbedarf).
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Zum Vorgehen in der Praxis:
– Wo gibt es Häufungen, was fehlt?
– Was sollte weiter entwickelt oder ergänzt werden?
Diese Fragen müssen geklärt werden.

Mit dieser einfachen, überschaubaren Schrittfolge lässt sich die Quali-
tät der eigenen Arbeit erheben und weiter entwickeln. Soll dies auf umfassende-
re Weise geschehen und in größere Zusammenhänge eingebunden sein (z. B.
auf der Ebene von Verbänden aus Einrichtungen bzw. Trägern), bieten sich aus-
gearbeitete Qualitätsmodelle an – auch solche, die unmittelbar für die Erwach-
senenbildung entwickelt sind. Hier liegen aktuell vor:

– „Das lernerorientierte Qualitätsmodell für Weiterbildungsorganisatio-
nen“ (s. u. unter Materialhinweise), das aus dem Bereich der Volks-
hochschulen heraus entstanden ist und sich als Entwicklung unterstüt-
zendes Verfahren versteht mit den Bestandteilen Selbstevaluation und
Leitbilderstellung, Planung und Durchführung von Verbesserungsmaß-
nahmen (ggf. mit Unterstützung durch externe Berater/innen), Doku-
mentation des Entwicklungsvorganges in einem Selbstreport, externe
Evaluation, Abschlussworkshop, Abschlussbericht der Gutachter/innen,
Qualitätstestat; dies unter Verwendung von 12 sog. „Pflichtbereichen“
(Leitbild – Bedarfsanalyse – Evaluation der Bildungsprozesse – Qualität
des Lehrens – Qualität der Lerninfrastruktur – Zentrale Prozesse – Lei-
tung, Führung und Entscheidungsprozesse – Personalentwicklung –
Controlling – Geschäftsbedingungen und Kundenkommunikation –
Angebotsinformation – Strategische Entwicklungsziele).

– Das „Qualitätsentwicklungssystem Weiterbildung“ (s. u. unter Materi-
alhinweise), das für die allgemeine, politische, kulturelle und berufli-
che Weiterbildung sowie für öffentlich geförderte und privatwirtschaft-
liche Einrichtungen entwickelt und mit diesen erprobt worden ist und
ebenfalls ein Entwicklung unterstützendes Verfahren darstellt, allerdings
ohne Bindung an externe Evaluation und Testierung, sondern ausdrück-
lich auf Selbstorganisation und Selbststeuerung der Einrichtung ausge-
richtet; dies unter Verwendung eines Analyse- und Gestaltungsmodells,
dessen Kreisstruktur in den Mittelpunkt das Qualitätsverständnis stellt,
darum die Leistungsbereiche „Dienstleistung“ und „Einrichtung“ grup-
piert, den Leistungsbereichen beidseitig gleich benannte Leistungssek-
toren zuordnet (Organisation, Personal, Teilnehmende/Auftraggeber,
Kommunikation, Rahmenbedingungen, Evaluation) und die Leistungs-
sektoren durch Leistungsbestandteile untergliedert (z. B. bei „Kommu-
nikation“ auf Seiten des Leistungsbereiches Einrichtung die Leistungs-
bestandteile Informationsmanagement, Kommunikationsformen, Öffent-
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lichkeitsarbeit, Werbung und auf Seiten des Leistungsbereiches „Dienst-
leistung“ die Leistungsbestandteile Lernbegleitung, Betreuung, Bera-
tung). Die Einbindung in andere Qualitätssysteme, die auf Zertifizie-
rung ausgerichtet sind (z. B. nach ISO), ist möglich und erprobt.

Als branchenübergreifende Qualitätsmodelle bieten sich die Systeme
nach ISO (International Organization for Standardization) und EFQM (European
Foundation for Quality Management) an (s. u. unter Materialhinweise). Sie be-
dürfen allerdings einer Konkretisierung für das Feld der Erwachsenenbildung.
Für diese wiederum liegen Erfahrungen vor. Ein möglicher Zusatznutzen liegt
hier in den Gesprächsmöglichkeiten mit ganz anderen Tätigkeits- und Lebens-
welten auch im gewerblichen und industriellen Bereich.

Verhalten und Struktur als Modell

In einem Vorgehen, wie es zuvor beschrieben worden ist, geschieht
das, was sonst für andere getan wird – nämlich „Lernen“ anzuregen und zu
fördern –, nun im eigenen Hause und am eigenen Leibe. Die Erwachsenenbil-
dung wendet also auf sich selbst an, was sie weiß und kann. Spätestens hier wird
deutlich: Die Beschäftigung mit „Qualität“ als Thema und Aufgabe hat für die
Erwachsenenbildung über die Weiterentwicklung der alltäglichen Arbeit hinaus
noch eine grundsätzlichere Bedeutung.

In der Erwachsenenbildung wirken Menschen in direkten persönlichen
Bezügen und in bestimmten Abläufen und Strukturen zusammen. Die Teilneh-
menden beschäftigen sich mit Inhalten, lernen Vorgehensweisen kennen, üben
deren Gebrauch ein, entwickeln Fähigkeiten. Das ist die Sache, sozusagen der
Gegenstand. Zugleich aber erfahren sie, wie dies geschieht, wie Inhalte erschlos-
sen werden, wie Arbeitsabläufe und Problemlösungen organisiert werden, wie
mit Strukturen umgegangen wird, wie eine Organisation lebt und wirkt usw. Das
ist das mitwirkende Geschehen, der Prozess.

In alledem sind die Mitarbeiter/innen der Erwachsenen- bzw. Weiter-
bildung selber Modell. Sie wirken (und lehren) nicht nur durch das, was sie
sagen, sondern in hohem Maße auch dadurch, wie sie sind und wie sie ihr Han-
delns gestalten. Von daher lohnt es sich gerade um der Menschen willen und
zugunsten dessen, was sie für ihre Zukunft gewinnen, dem themen- und Aufga-
benfeld „Qualität“ besondere Aufmerksamkeit zu widmen.

Mit anderen Worten: „Wir setzen uns Qualität zum Ziel. ... Wenn wir
über Qualität sprechen, meinen wir die Qualität des Produkts und der Dienst-
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leistung. Aber wir meinen auch die Qualität unserer Beziehungen und die Qua-
lität unserer Kommunikation und der Versprechungen, die wir einander machen.
Und deshalb ist es angemessen, Qualität in Kategorien der Wahrhaftigkeit und
Integrität zu sehen. Mein Wörterbuch empfiehlt unter dem Wort Integrität, das
Wort Ehre nachzuschlagen. Unter vielen anderen Umschreibungen findet sich
da die Formulierung: ‚Ein geschärftes Bewusstsein der eigenen Verpflichtungen.‘
Das ist, glaube ich, die richtige Art, Qualität zu betrachten. Wir müssen für alle
Beteiligten ein Rahmen werden, in dem Potenzial verwirklicht wird“ (de Pree
1992, S. 94, im Orig. kursiv).

Anmerkung
1 Dass dies möglich war und auch durch externe Überprüfung bestätigt werden konnte, zeigt

der „Selbstversuch“ des Verfassers mit der Einführung eines prozessorientierten Qualitäts-
managements am Lehrstuhl für Erwachsenenpädagogik der Universität Leipzig in entspre-
chender Umsetzung von ISO 9001 und der externen Zertifizierung; vgl. dazu Knoll 1999.

Qualitätsmodelle
Deutsches Institut für Normung e.V. (Hrsg.) (1998ff.): Qualitätsmanagement, Statistik, Um-
weltmanagement – Anwendungshilfen und Normensammlungen. Berlin u. a.:
„DIN EN ISO 9001:2000 – Qualitätsmanagementsysteme: Anforderungen.“ Die Norm hat das
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Veränderung besteht in der Auflösung einer Struktur, die sich an einzelnen Qualitätselemen-
ten ausgerichtet hat, zugunsten einer stärken Orientierung an den zentralen Prozessen des
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eine Empfehlung für Dienstleistungen, und zwar an den ablaufenden Prozessen orientiert
(weiterhin in Geltung).
„DIN EN ISO 9001 – Modell zur Qualitätssicherung/QM-Darlegung in Design, Entwicklung,
Produktion, Montage und Wartung.“ Die vor 9001 ff. geltende Norm umfasst die Forderungen
der 20 Qualitätselemente, nach denen das Qualitätsmanagementsystem eines Unternehmens
mit der im Titel der Norm genannten Ablauforganisation bewertet und zertifiziert wird.
Ehses, Chr./Heinen-Tenrich, J./Zech, R. (2001): Das lernerorientierte Qualitätsmodell für Wei-
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Jörg Knoll

„… was geschaffen wird und entsteht.“ –
Vom Produkt zum Angebot

In der Erwachsenen- bzw. Weiterbildung von „Produkten“ zu reden,
löst nicht selten Verwirrung aus. Ein Produkt ist etwas, das hergestellt oder ge-
schaffen wird, wie etwa Schokolade oder ein Kleinwagen. Was aber wird in
einer Volkshochschule, einer Akademie, einem Bildungswerk „hergestellt“? Ist
das

– die Zufriedenheit der Teilnehmenden?
Zweifellos hängt sie mit dem zusammen, was in den Veranstaltungen
geschieht, aber auch von eigenen, ganz individuellen Sichtweisen und
persönlichen, möglicherweise sogar verborgenen Zielen und Wünschen.
Zufriedenheit fördern zu wollen, ist der Mühe wert und eine Hauptauf-
gabe von Qualitätsmanagement (vgl. den entsprechenden Beitrag in
diesem Band), sie aber „herzustellen“ im Sinne eines „Produktionsziels“,
überschreitet die Reichweite des eigenen Handelns.

– die Zufriedenheit der Mitarbeiter/innen?
Hiermit verhält es sich ähnlich; obwohl die Zuständigkeit hierfür viel
weiter reicht als bei der Zufriedenheit der Teilnehmenden, sind die Be-
dingungen und Formen der Arbeit, der internen Kommunikation, der
Beteiligung in hohem Maße gemeinsam gestaltbar.

– der Lern- oder Bildungserfolg der Teilnehmenden?
Zweifellos: Die Erwachsenenbildungseinrichtung und ihre Mitarbeiter/
innen bieten Anstöße, Hilfen, Möglichkeiten und Rahmenbedingun-
gen für das Lernen. Ob aber wirklich ein Lernerfolg entsteht, hängt in
hohem Maße von der Mitwirkung der Teilnehmenden ab. Sie sind also
mit-produzierend, denn ein „Be-lernt-Werden“ gibt es nicht, und „Be-
lehrung“ ist noch lange nicht „Lernen“.

– das „Image“ der Einrichtung?
Hierzu trägt sicherlich bei, was die Mitarbeiter/innen tun und ebenso
die Teilnehmenden. Dennoch wirken noch andere Faktoren maßgeb-
lich mit, die dem eigenen, schaffenden Handeln zumindest teilweise
entzogen sind: die Sichtweisen anderer relevanter Gruppen z. B. in
einem Kommunalparlament, die Sichtweisen von Lernen und Bildung
bei Fördermittelgebern oder Rechnungshöfen, die nachwirkende Tra-
dition früherer Leistungsfelder (beispielsweise die nach wie vor ver-
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breitete Alltagseinstellung gegenüber Volkshochschulen in den neuen
Bundesländern, dass sie hauptsächlich abschlussbezogene Bildungs-
maßnahmen und Sprachkurse durchführen).

– der „Erfolg“?
Spätestens an dieser Stelle verschwimmen die Beurteilungsmaßstäbe
völlig, je nachdem, ob die Teilnehmerzahl ist oder das Ausmaß an In-
novationen (bei geringer Nachfrage) oder das öffentliche Echo in den
Medien als Bezugspunkt gewählt wird.

Die Tätigkeit als Dienstleistung

Die Vielfalt von Interpretationsmöglichkeiten nötigt zu einer Besinnung
auf das, worin die Tätigkeit in der Erwachsenen- bzw. Weiterbildung ihrem Wesen
nach besteht. Es wird etwas ausgedacht, vorbereitet, verwirklicht, was denen,
die es in Anspruch nehmen, Entwicklung und Entfaltung ermöglicht. Es wird ein
Dienst getan, der Menschen hilft, bestimmte Ziele zu erreichen, Kenntnisse zu
erwerben, Fähigkeiten zu entwickeln oder zu üben, Anregungen zu bekommen,
Zeit in erfüllter Weise zu gestalten – alles in allem: einen persönlichen Nutzen
davon zu haben. Es handelt sich also um eine Dienstleistung, und zwar im wört-
lichsten Sinne. Die Erwachsenenbildungseinrichtung und die Mitarbeiter/innen
stellen Anstöße, Hilfen, Möglichkeiten und Rahmenbedingungen für den Lern-
und Bildungsvorgang bereit, sozusagen einen „Möglichkeitsraum“ für Lernen.
Die Menschen, die diesen „Möglichkeitsraum“ betreten, nutzen das, was für sie
bereitgestellt und ihnen angeboten wird, um in solch aktivem Umgang das zu
erreichen, was ihnen wichtig ist.

„Produkt“ der Erwachsenen- bzw. Weiterbildung ist also das, was sie
schafft und bereitstellt, damit Lernen geschehen kann und in ein förderliches,
stützendes Umfeld eingebunden wird, also Kurse, Seminare, Lehrgänge, aber
auch Ausstellungen, ein Selbstlernzentrum, eine Übungsfirma, eine Cafeteria,
Kinderbetreuung, Lehrbuchbörse. Es handelt sich um Aktivitäten, die voneinander
unterscheidbar sind, ein je spezifisches Profil haben und eine je eigene Leis-
tungsmöglichkeit. Damit sie Wirklichkeit werden, also tatsächlich nutzbar sind
mit einer konkreten Uhrzeit des Beginns, mit einem eindeutig zugeordneten Raum,
mit Personen, die das Geschehen gestalten, sind im Vorlauf verschiedene Tätig-
keiten nötig: die Entscheidung, ein bestimmtes Angebot ins Programm zu neh-
men, seine Beschreibung, die Veröffentlichung, die inhaltliche und methodi-
sche Planung, die Bereitstellung der Räume usw. – alles Handlungen, die nötig
sind, um die Dienstleistung in ihrer endgültigen, nutzbaren Form bereitzustellen
oder eben zu schaffen.
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Hierfür verwendet die Erwachsenenbildung in ihrer vertrauten Sprache
das Wort „Angebot“. Allerdings setzt diese Bezeichnung den Akzent eher auf die
Erscheinung des Angebots, d. h. auf seine inhaltliche oder gestalterische Seite.
Hier geht es beispielsweise um „Englisch“ oder „Buchführung“ oder „Moderne
Kunst“ oder um den Kurs oder Lehrgang. Der Begriff „Produkt“ lenkt die Auf-
merksamkeit auf das Entstehen, auf die Vielfalt der hier nötigen Tätigkeiten.

Er rückt zugleich in den Blick, dass es in einer Einrichtung der Erwach-
senen- bzw. Weiterbildung neben den Dienstleistungen nach außen auch sol-
che im Inneren gibt. Einzelne Bereiche der Bildungseinrichtung ermöglichen es
anderen, ihre Aufgaben zu erfüllen, z. B. die Personalverwaltung oder das Fi-
nanzmanagement für die gesamte Organisation oder der Dienst für die einzel-
nen Kursleiter/innen zu einer bestimmten Tagszeit. Das nötige Zusammenwir-
ken verschiedener Tätigkeitsbereiche (pädagogische Mitarbeiter/innen, Hono-
rarkräfte, Finanzverantwortliche, Personalverwaltung, technischer Dienst usw.)
lässt sich als „Dienstleistungskette“ verstehen.

Der Produktbegriff legt also eine differenzierte Sicht dessen nahe, was
getan und als Leistung erbracht wird. Ganz in diesem Sinne wird er als Bestand-
teil einer zielorientierten Steuerung verstanden, um Fragen zu beantworten wie:
„Was sind die strategischen Ziele und Aufgaben? Wer ist die Zielgruppe? Bieten
wir die richtigen Leistungen an? Erreichen die Leistungen ihr Ziel? Stimmt die
Qualität der Leistungen? Stimmt die Quantität der Leistungen? Wie hoch sind
die Kosten der Leistungserbringung? Wie können die Leistungen finanziert wer-
den? ... Wie kann den Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger besser entspro-
chen werden? ... Werden die Fähigkeiten und die Verantwortungsbereitschaft
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter genutzt und gefördert?“ (Kommunale Ge-
meinschaftsstelle 1997, S. 8f.).

Teildienstleistungen und Erstreckungsbereiche

Wenn wir davon ausgehen, dass die Einrichtungen der Erwachsenen-
bzw. Weiterbildung nach außen und nach innen Dienstleistungen erbringen,
dann ist es wichtig, diese zu bestimmen bzw. zu beschreiben. Deshalb emp-
fiehlt es sich, die gesamte Dienstleistung, die in einem Bereich erbracht wird, in
Teildienstleistungen zu gliedern und festzustellen (bzw. festzulegen), welchen
Adressaten diese jeweils gelten („Erstreckungsbereiche“).

Wenn beispielsweise ein Arbeitsbereich in einer Einrichtung im Rah-
men seines Selbstverständnisses als Aufgabe formuliert: „Schaffung von Lernsi-
tuationen in Bezug auf demokratische Beteiligung“, dann ist das noch sehr um-
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fassend. Die solchermaßen generell bestimmte Dienstleistung wird deshalb in
Teildienstleistungen gegliedert, z. B. „Internationale Begegnungsseminare“, „Stadt-
teilprojekte“, „Multiplikatorentraining“. Für die Teildienstleistungen werden Er-
streckungsbereiche festgelegt. Im Falle der Erwachsenen- bzw. Weiterbildung
sind das generell „Erwachsene“, aber bei genauer Bestimmung der einzelnen
Dienstleistungen wird deutlich, dass bestimmte Altersgruppen in den Vorder-
grund rücken oder dass es einmal um berufliche gemischte Gruppen und ein
anderes Mal ausschließlich um Angehörige eines bestimmten Berufes geht oder
dass Mitarbeiter/innen in einem spezifischen Handlungsfeld gemeint sind oder
andere Organisationen als Partner der Einrichtung usw.

Spätestens hier kommt erneut der Begriff „Kunde“ ins Spiel. Er ist für
die Erwachsenenbildung insofern anregend, als er den didaktischen Bezug auf
„Zielgruppen“ („Zielgruppenorientierung“) und „Teilnehmer/innen“ („Teilnehmer-
orientierung“) ausweitet. Er schärft den Blick dafür, dass es bei Lern- und Bil-
dungsangeboten begleitende Leistungen gibt, die als „Service“ die Beteiligung
stärken; dass es auch indirekte Nutznießer einer Dienstleistung geben kann (z.
B. die Eltern bei einem Angebot für die Zielgruppe „Erzieherinnen“), oder dass
die Dienstleistung einen Auftraggeber hat (z. B. ein Unternehmen in der berufli-
chen Weiterbildung).

Dieser Hinweis auf unterschiedliche „Kunden“-Gruppen macht auf
mögliche Widersprüche aufmerksam, z. B.

– zwischen den Forderungen der Teilnehmenden und den Forderungen
von Lehrenden (z. B. im Blick auf Teilnahmeverhalten);

– zwischen den Wünschen und Forderungen unterschiedlicher Gruppen
der Teilnehmenden (z. B. im Blick auf Methoden);

– zwischen verschiedenen Motivationslagen beim einzelnen Teilnehmen-
den selbst (z. B. zwischen „manifesten“ und „latenten“ Bedürfnissen).

Das aber sind Konstellationen und Herausforderungen, die ein einfa-
ches Verständnis von „Produkt“ – nämlich das Ergebnis vorauslaufender, bereit-
oder herstellender Tätigkeiten – nicht auffangen kann, geht es hier doch um
Sichtweisen und Handlungsformen, die in einem pädagogischen Verständnis
von Bildungsangebot verankert sind: ein kommunikatives Geschehen zur Selbst-
klärung und Entwicklung von Wissen und Handlungsfähigkeit.

Nochmals: Vom Produkt zum Angebot

Nach alldem erscheint es nicht zwangsläufig nötig, den Begriff „Ange-
bot“ samt den damit verbundenen Vorstellungen durch „Produkt“ zu ersetzen.
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Es empfiehlt sich jedoch, die Sichtweisen aufzunehmen, die der „Produkt“-Be-
griff nahe legt, um den Bedeutungsgehalt der eigenen Begrifflichkeit auszuwei-
ten und womöglich auch die Reichweite des eigenen Handelns auszudehnen.

Damit wird die Verhältnisbestimmung der beiden Begriffe „Produkt“
und „Angebot“ zum exemplarischen Fall für das, was bei der Zusammenschau
pädagogischer und ökonomischer Sichtweisen gewonnen werden kann: sich
(kritisch) selbst zu prüfen, ob das, was gewollt und gemeint ist, wirklich gesagt
und getan wird; die eigene Begrifflichkeit in ihrem Bedeutungsumfang auszu-
weiten; den Blick zu schärfen für das, was wir tun und können.
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